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„Männer und Frauen sind
gleichberechtigt“ heißt es
in Artikel 3, Abs. 2 des
Grundgesetzes, ein Grund-
recht, dessen Aufnahme in
die neue Verfassung von
Elisabeth Selbert im Parla-
mentarischen Rat 1949
durchgesetzt wurde. Dass
die Gleichberechtigung
zwischen Mann und Frau
trotz ihrer Aufnahme in
die neue Verfassung zu-

nächst deklamatorisch blieb, zeigt ein Rückblick
auf die Entwicklung des Ehe- und Familienrechts
im westlichen Teil Nachkriegsdeutschlands. Für heu-
tige junge Frauen ist es wahrscheinlich kaum vor-
stellbar, dass bis 1977 die Erwerbstätigkeit von Ehe-
frauen von der Zustimmung ihres Mannes abhängig
war.

Seit 1994 lautet dieser Absatz weiter: „Der Staat
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern und wirkt
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“

Die moderne Frauenbewegung des vergangenen
Jahrhunderts kämpfte zunächst um die rechtliche,
später aber vor allem um die gesellschaftliche
Gleichstellung von Mann und Frau. Die bewegten
Zeiten der sogenannten zweiten Welle der Frauen-
bewegung sind denen, die sie bewusst miterlebt
haben, noch sehr präsent, war diese verschiedene
Nationen übergreifende Bewegung doch auch
Resultat der allgemeinen Aufbruchstimmung einer
Generation, die sich die Veränderung traditioneller
gesellschaftlicher Verhältnisse zum Ziel gesetzt
hatte. Geschlechterrollen und -verhältnisse wurden
einer kritischen Überprüfung unterzogen, bisheri-
ge Lebensentwürfe in Frage gestellt, Studien zur

Geschichte und zur Lebenswirklichkeit von Frauen
sollten bislang vernachlässigte Forschungsaspekte
in den Blick nehmen. Es gab kaum einen Lebens-
bereich, der nicht kritisch auf seine Geschlechter-
relevanz hin untersucht wurde. 

Die neue Ausgabe der „Außerschulischen Bildung“
ist der Versuch einer Vergewisserung über den
Stand der aktuellen Debatte zur Situation von
Frauen und Männern, die allerdings die bipolare
Sichtweise auf zwei Geschlechter inzwischen hinter
sich gelassen hat. Beate Rosenzweig zeichnet in
Grundzügen den Weg der geschlechtertheoreti-
schen Auseinandersetzung nach und stellt Entwick-
lung und Vielfalt der wichtigsten Ansätze dar. Arne
Schäfer fragt nach der Bedeutung der Geschlechts-
zugehörigkeit für den Bildungserfolg unter gegen-
wärtigen bildungspolitischen Voraussetzungen
und relativiert die aktuelle These von den Jungen
als Bildungsverlierern. Wiebke Waburg plädiert für
eine geschlechtersensible, jedoch gegen die Fest-
schreibung von Geschlechterstereotypen gerichte-
te interkulturelle Bildung, die insbesondere in der
Bildungsarbeit mit Migranten/Migrantinnen zur
Geltung kommen soll. Wie diese Geschlechterste-
reotypen im Fußball wirken und was man in diesem
Feld über Heteronormativität und die Ausgren-
zung von Frauen und Schwulen lernen kann, legt
Nina Degele dar. Anette Klasing schließlich stellt
ein aktuelles Beispiel aus der Jugendbildungspraxis
vor und erläutert Bedingungen und Kriterien
geschlechtersensibler Bildungsarbeit. Nicht zuletzt
würdigt sie in ihrem Beitrag auch die Rolle, die der
Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten für die Ent-
wicklung dieses Bildungsbereichs in der Praxis poli-
tischer Jugend- und Erwachsenenbildung gespielt
hat.

Ingeborg Pistohl

ZU DIESEM HEFT



SCHWERPUNKT

278

Ein völlig anderes Bild zeichnet dagegen die briti-
sche Soziologin Sylvia Walby in ihrem jüngsten Buch
über den Stand und die Zukunft feministischer For-
schung und Politik. Eine Vereinheitlichung des
Feminismusbegriffs, so ihre Analyse, lässt sich allen-
falls als distanzierende Fremdbeschreibung im Sinne
einer polemisch-politischen Abgrenzungsstrategie
verstehen. Angesichts der Vielfalt der unterschied-
lichen Selbstbeschreibungen feministischer Projekte
von der lokalen bis zur globalen Ebene, des aktuel-
len Standes der Geschlechtergleichstellung und
ständig erweiterter Forschungsperspektiven könne
weder von der Antiquiertheit des Feminismus („fe-
minism is not dead“) gesprochen, noch sinnvoller-
weise eine Definition des Feminismus vertreten
werden, die von einer einheitlichen Weltanschau-
ung oder Emanzipationsstrategie ausgehe (vgl.
Walby 2011, S. 1 ff.).

Vor dem Hintergrund dieser gegensätzlichen Ein-
schätzungen werden im Folgenden die aktuelle
geschlechtertheoretische Debatte in Grundzügen

dargestellt und ihre Rele-
vanz für die außerschuli-
sche politische Bildung
skizziert. Dabei sollen
Entwicklung und Vielfalt
der Ansätze sowohl in
Bezug auf das jeweilige
Emanzipationsverständ-
nis als auch auf die
unterschiedlichen Stra-
tegien zur Gleichstel-
lung der Geschlechter
herausgestellt werden.

Hierbei wird sich zeigen, dass sich die aktuelle
geschlechtertheoretische Debatte gerade dadurch
auszeichnet, dass sie die vermeintlichen Gewisshei-

Emanzipation – oder wer sind wir eigentlich? 
Die aktuelle geschlechtertheoretische Debatte und ihre Relevanz für die außerschulische politische Bildung

Beate Rosenzweig

Beate Rosenzweig skizziert die Entwicklung der
aktuellen feministischen Forschung und der Debat-
te über Rollenbilder und Geschlechterzuschreibun-
gen. Ausgehend vom Stand der Gleichstellung von
Männern und Frauen in Deutschland begründet
sie, weshalb neben der Kategorie des Geschlechts
auch soziale und ethnische Dimensionen zur Erklä-
rung von Ungleichheit in den Blick genommen wer-
den müssen. Die bis Mitte der 80er Jahre noch
dominierenden gleichheits- und differenzfeminis-
tischen Ansätze setzten eine den Frauen gemein-
same Erfahrung gesellschaftlicher Ungleichheit
voraus und vernachlässigten deren Mehrdimensio-
nalität. Am Beispiel neuer Theoriebeiträge erläu-
tert Beate Rosenzweig den Weg der feministischen
Diskussion, der mit einer Erweiterung der Geschlech-
terperspektive bis hin zur Kritik an jeder Form natu-
ralisierender Vereinheitlichung führte.

Einleitung

Mit ihrem Buch „Danke, emanzipiert sind wir selber“
hat Bundesfamilienministerin Kristina Schröder die
öffentliche Debatte um Emanzipation und Femi-

nismus neu entfacht.
Ihre – in enger Zusam-
menarbeit mit ihrer Kol-
legin Caroline Waldeck
formulierte – Diagnose
ist eindeutig: Das nach
wie vor bestehende Dik-
tat der Rollenbilder en-
ge nicht nur die Freiheit
der Einzelnen/des Einzel-
nen ein, sondern werde
in schöner Regelmäßig-
keit von Strukturkonser-

vativen einerseits und Feministinnen andererseits
gepflegt. Während erstere nach wie vor das tradi-
tionelle Frauenleitbild der nicht-erwerbstätigen
Hausfrau und Mutter hochhielten, vereinseitigten
letztere das weibliche Rollenverständnis auf die
kinderlose (nicht selten „männerfeindliche“) Kar-
rierefrau. Unabhängig davon, welches Erklärungs-
potenzial von einer solchen schematischen Zuspit-
zung zu erwarten ist, so zeigt sie vor allem eines: In
Schröders Darstellung werden (der aktuelle) Femi-
nismus und Emanzipation als Gegensatz begriffen.
Das immer wieder konstatierte und durchgängig
auf einige wenige Autorinnen personalisierte „femi-
nistische Weltbild“ (Schröder 2012, S. 25) erscheint
als zentrales Hindernis der Emanzipation, der
Begriff des Feminismus, trotz aller ihm doch zuge-
schriebenen historischen Bedeutung, eindeutig als
negativ besetzt. 

In der neu entfachten
öffentlichen Debatte
über Emanzipation 
und Feminismus gibt 
es eine Position, in der
das auf einige wenige
Autorinnen personali-
sierte „feministische
Weltbild“ als zentrales
Hindernis der Emanzi-
pation erscheint

EU-Kommissarin Viviane Reding bei der Präsentation
eines Berichts über den Frauenanteil in den Vorständen
am 5. März 2012

©EU-Kommission

Die aktuelle geschlech-
tertheoretische Debat-
te stellt die vermeint-
lichen Gewissheiten
einer identitätspoliti-
schen Bestimmung des
Feminismus und einer
daraus hervorgehen-
den gleichstellungs-
politischen Strategie
selbstkritisch in Frage 
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barkeitsmöglichkeit von Beruf und Familie wirken
sich für die überwiegende Zahl der Frauen immer
noch negativ auf ihre Verdienst- und Karrierechan-
cen aus.

Die Bildungsfortschritte von Frauen können damit
ebenso wenig mit der Verwirklichung von Chan-
cengleichheit gleichgesetzt werden, wie die in
diesem Zusammenhang viel diskutierte Bildungs-
benachteiligung von Jungen einfach als ein Anzei-
chen sich verändernder Geschlechterarrangements
zu deuten ist. Genauere Analysen zeigen vielmehr,
dass Jungen nicht generell als „Bildungsverlierer“
und Mädchen als „Bildungsgewinnerinnen“ cha-
rakterisiert werden können. Für beide Gruppen
erweist sich die Frage des Migrationshintergrundes
und der sozialen Herkunft für den Bildungserfolg
als ausschlaggebender als ihre geschlechtsspezifi-
sche Zugehörigkeit. Für eine konsistente Gleichstel-
lungspolitik im oben genannten Sinne erscheint
demnach eine „differenzierte Betrachtung der unter-
schiedlichen Gruppen von Frauen und von Män-
nern“ (Erster Gleichstellungsbericht 2011, S. 235 f.)
und die Erweiterung der Geschlechterperspektive um
zentrale Dimensionen sozialer und gesellschaft-
licher Ungleichheit als grundlegend. Welche theo-
retischen Annahmen einer solchermaßen erweiter-
ten Geschlechterperspektive zugrunde liegen, zeigt
ein Blick auf die Entwicklung der Geschlechterfor-
schung.

Gleichheit und Differenz, sex und gender

Von Beginn an war die geschlechtertheoretische
Auseinandersetzung mit gesellschaftlicher Ungleich-
heit und Diskriminierung von konkurrierenden
Ansätzen geprägt. Zwischen Ende der 1960er Jahre
bis etwa Mitte der 1980er Jahre dominierten

ten einer identitätspolitischen Bestimmung des Femi-
nismus und einer daraus hervorgehenden gleich-
stellungspolitischen Strategie selbstkritisch in Fra-
ge stellt. Die Konsequenzen dieser Befunde für die
außerschulische politische Bildungsarbeit werden
abschließend thematisiert.

Gleichstellung der Geschlechter – was heißt
das eigentlich?

Unter dem Titel „Neue Wege – gleiche Chancen.
Gleichstellung von Männern und Frauen im Lebens-
verlauf“ hat die Bundesregierung im Juni 2011 ihren
ersten Gleichstellungsbericht vorgelegt. Die Sach-
verständigenkommission orientiert sich an einem
gleichstellungspolitischen Leitbild, welches sich an
dem individuellen Fähigkeitenansatz des indischen
Ökonomen und Nobelpreisträgers Armatya Sen
anlehnt (Erster Gleichstellungsbericht 2011, S. 46 ff.).
Gleichstellung erschöpft sich demzufolge nicht in

formaler Rechtsgleich-
heit, sondern beinhaltet
darüber hinaus gleiche
Chancen auf die Verwirk-
lichung frei gewählter
Lebensformen. Die Er-
möglichung individuel-
ler Entscheidungsfreiheit
setzt die gesellschaftli-
che Anerkennung viel-

fältiger und differenter Lebensentwürfe ebenso
voraus wie die Schaffung von strukturellen Rah-
menbedingungen. Gleichstellung heißt demnach
für Männer und Frauen – unabhängig von ihrem
Geschlecht, ihrer sozialen und ethnischen Herkunft
und/oder ihrer sexuellen Orientierung – die gleiche
Chance auf tatsächliche Wahlmöglichkeiten des
jeweils präferierten Lebensentwurfes zu haben.
Gemessen an diesem Leitbild erweist sich der aktuel-
le bundesrepublikanische Stand der Gleichstellung
und Gleichstellungspolitik als deutlich verbesse-
rungsbedürftig. Neueste Daten für die Bundes-
republik zeigen ein differenziertes und zugleich
ambivalentes Bild, das sich durch die „Parallelität
von Kontinuität und Wandel“ (Meuser 2012, S. 23)
auszeichnet. Am Beispiel Bildung lässt sich dies ver-
anschaulichen. Mädchen und junge Frauen haben
hier insgesamt deutliche Fortschritte gemacht und
erreichen im Durchschnitt bessere Bildungsabschlüs-
se als (junge) Männer. Dies bedeutet allerdings noch
keine durchgreifende Egalisierung geschlechtsspe-
zifischer Erwerbs- oder eine deutliche Verbesse-
rung der Karrieremuster für Frauen. Das nach wie
vor bestehende geschlechtsspezifische Berufswahl-
verhalten und die strukturell mangelnde Verein-

Gleichstellung erschöpft
sich nicht in formaler
Rechtsgleichheit, son-
dern beinhaltet darüber
hinaus gleiche Chancen
auf die Verwirklichung
frei gewählter Lebens-
formen

Bessere Bildungsabschlüsse von Mädchen und jungen
Frauen führen nicht immer zur beruflichen Karriere

©Konstantin Gastmann/pixelio.de
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keit. Dementsprechend unterschiedlich fielen das
Verständnis von Emanzipation und die Strategien
zur Gleichstellung der Geschlechter aus. Aus gleich-
heitsfeministischer Perspektive ging es vor allem um
rechtliche Gleichstellungsprozesse und die Erweite-
rung gesellschaftlicher und politischer Handlungs-
und Teilhabemöglichkeiten von Frauen. Emanzipa-
tion war dementsprechend gleichzusetzen mit einer
Befreiung von traditionellen Geschlechternormen
und -stereotypisierungen durch ein de-gendering,
das heißt eine gleiche gesellschaftliche Rollenver-
teilung und Repräsentation unabhängig von der
Geschlechtszugehörigkeit. Aus einer differenzfemi-
nistischen Perspektive standen hingegen die Not-
wendigkeit einer Aufwertung spezifisch weiblicher
Lebenszusammenhänge und die Schaffung von
autonomen Handlungsräumen von und für Frauen
im Zentrum. Emanzipation bedeutete damit ein
selbstbestimmtes re-gendering eines weiblichen
Subjektstatus‘ und die Anerkennung der „Gleich-
heit in der Differenz“ (Kerner 2007, S. 9). Während
gleichheitsfeministische Ansätze vor allem die
soziale Konstruktion der sozialen Geschlechterrol-
len (gender) aus unterschiedlichen Theorieansätzen
(u. a. liberaler Feminismus, sozialistischer sowie
marxistischer Feminismus) problematisierten und
für eine Neutralisierung der sozial konstruierten
Geschlechterdifferenzen eintraten, wiesen diffe-
renzfeministische Ansätze insofern darüber hinaus,
als sie die Geschlechterdifferenz als grundlegend
für die (wie auch immer neu zu bestimmende)
Identität von biologischem Geschlecht (sex) und
sozialer Geschlechterrolle auffassten.

Beide Ansätze, die sich gleichermaßen mit dem
Problem der ungleichen, geschlechtsspezifischen
Verteilung von Rechten, Gütern, Chancen und
Anerkennung beschäftigten, zeigten gravierende
Schwächen. So lief das gleichheitsfeministische
Postulat letztlich auf die Angleichung von Frauen an
eine männlich bestimmte Norm hinaus, während
die differenzfeministische Betonung der Geschlech-

terdifferenz einer Verfes-
tigung traditioneller Rol-
lenzuschreibungen und
Identitätskonstruktionen
Vorschub leistete. Dar-
über hinaus gründeten
gleichheits- und diffe-
renzfeministische Ansät-
ze auf je unterschied-
liche Weise in der
Annahme einer grund-

sätzlichen Gleichheit der Lebens- und Erfahrungs-
welten von Frauen, einer den Frauen gemeinsa-
men Erfahrung gesellschaftlicher Ungleichheit und

gleichheits- und diffe-
renzfeministische Ansät-
ze die Debatte. Trotz
aller unterschiedlichen
theoretischen Verortun-
gen und Herangehens-
weisen ging es zunächst
darum, geschlechtsspe-
zifische Ungleichheit als
konstitutives Merkmal

der modernen Gesellschaft zu kritisieren und diese
als von männlicher Herrschaft geprägt zu entlar-
ven. Den vermeintlich universell geltenden Grund-
prinzipien der Moderne von Freiheit, Gleichheit
und Solidarität wurde die (deprimierende) Realität
ungleicher und ungerechter Geschlechterverhältnis-
se gegenübergestellt. Während aus einer gleichheits-
feministischen Perspektive geschlechtsspezifische
Ungleichheiten als Ergebnis einer traditionell-
hierarchischen gesellschaftlichen Aufgaben- bzw.
Rollenverteilung aufgefasst wurden, betonten dif-
ferenzfeministische Ansätze die traditionelle Abwer-
tung und Unterordnung von Frauen und Weiblich-

Zunächst ging es darum,
geschlechtsspezifische
Ungleichheit als konsti-
tutives Merkmal der
modernen Gesellschaft
zu kritisieren und diese
als von männlicher
Herrschaft geprägt zu
entlarven

Emanzipation als Anpassung an männliche Verhaltens-
weisen? Rola El-Halabi (rechts) gegen Eva Santer 2008 
in Ulm

©Andreas Reiner/Quelle: Wikipedia

Gleichheits- und dif-
ferenzfeministische
Ansätze gründeten 
auf je unterschiedliche
Weise in der Annahme
einer grundsätzlichen
Gleichheit der Lebens-
und Erfahrungswelten
von Frauen
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der daraus hervorgehenden möglichen Einheitlich-
keit ihrer Interessenlagen.

Diese vereinheitlichend essentialistische Sicht ist
spätestens seit Mitte der 1970er Jahre im Rahmen
der internationalen Frauenbewegung grundlegend
hinterfragt worden. Was verbindet, so wurde von
Seiten schwarzer US-amerikanischer Feministinnen
gefragt, eine gut situierte weiße Mittelschichtsfrau
mit einer Migrantin oder einer schwarzen Frau aus
der Unterschicht? Pointiert zum Ausdruck gebracht
wurde diese Grundsatzkritik an der feministischen
Bewegung durch das vielfach zitierte „Ain’t I a Wo-
man“, ein aus dem 19. Jahrhundert stammendes
Zitat der schwarzen Sklavin Sojourner Truth. Hier-

mit machten schwarze
Feministinnen auf den
ausschließenden Begriff
von Frau/bzw. das ein-
geschränkte Verständnis
von „globaler Schwes-
ternschaft“ (global sister-
hood) aufmerksam (Win-
ker/Degele 2009, S. 11).
Der feministische Un-
gleichheitsdiskurs, so lau-
tete die zentrale Kritik,
ist geprägt von den

Erfahrungen weißer, gut gebildeter Mittelschichts-
feministinnen, die andere Ungleichheits- und
Unterdrückungserfahrungen konsequent ausblen-
deten oder als vernachlässigbar marginalisierten.
Ausgehend von dieser feministischen Bewegungs-
kritik entwickelte sich ab Mitte der 1980er Jahre
eine geschlechtertheoretische Debatte, in der es
nicht länger um die Frage nach einheitlichen weib-
lichen und männlichen Geschlechternormen, son-
dern vornehmlich um die Perspektive der Mehr-
dimensionalität gesellschaftlicher Ungleichheit
und um eine grundlegende Pluralisierung von sex
und gender geht.

Pluralisierung von Gender, Intersektionalität
und die „Entnaturalisierung“ von sex

Für Ausdifferenzierung und Vervielfältigung der
geschlechtertheoretischen Ansätze ist die Frage
„wer gehört aufgrund welcher Eigenschaften“ zu
sozial unterdrückten und marginalisierten Gruppen
von zentraler Bedeutung. Die vereinheitlichende
Deutung „patriarchaler Unterdrückung“ wird dabei
zugunsten differenzierter Analysen der Unterschie-
de zwischen und innerhalb der Geschlechter ersetzt.
So problematisiert die aktuelle Männlichkeitsfor-
schung mit der Einführung „des Paradigmas der

hegemonialen Männlich-
keit“ (Robert Connell)
die historische und sozia-
le Konstruktion von
„männlichen Dominanz-
verhältnissen“ gegen-
über Frauen und auch
unter Männern (Böhnisch
2012, S. 26, ff.). In der
bestehenden Geschlech-
terhierarchie setzt sich
demnach eine „patriar-
chale Dividende“ fort.

Gleichzeitig konstituiert sich die Norm „hegemonia-
ler Männlichkeit“ durch die Ab- und Ausgrenzung
von gesellschaftlich untergeordneten Männlichkei-
ten. „Es gibt schließlich“, so Robert Connell, „auch
schwarze Schwule, und effeminierte Fabrikarbeiter,
Vergewaltiger aus der Mittelschicht und bürger-
liche Transvestiten“ (Connell 2006, S. 97). Erst aus
einer „relationalen Betrachtungsweise“1 kann
demnach die Vielfalt der Geschlechterverhältnisse

Der feministische
Ungleichheitsdiskurs
ist geprägt von den
Erfahrungen weißer,
gut gebildeter Mittel-
schichtsfeministinnen,
die andere Ungleich-
heits- und Unter-
drückungserfahrungen
als vernachlässigbar
marginalisierten

Die aktuelle Männ-
lichkeitsforschung pro-
blematisiert mit der
Einführung „des Para-
digmas der hegemonia-
len Männlichkeit“ die
historische und soziale
Konstruktion von
„männlichen Domi-
nanzverhältnissen“
gegenüber Frauen und
auch unter Männern

Es gibt auch Dominanzverhältnisse unter Männern
(Aus: Der korrekte Diener. Handbuch für Herrschaften
und deren Diener, Berlin 1900)

©Quelle: Wikipedia

1  Ebd.
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adäquat erfasst und eine vereinheitlichende Sicht
auf die männliche Geschlechternorm vermieden
werden.

Dementsprechend fragt
die aktuelle Geschlech-
terforschung unter dem
Begriff der „Intersek-
tionalität“ nach den
zentralen Dimensionen
sozialer Ungleichheit

und ihren Wechselwirkungen. Erstmals formuliert
wurde das Konzept von der US-amerikanischen
Rechtswissenschaftlerin Kimberlé Crenshaw, die
am Beispiel der Arbeits- und Gewalterfahrungen
schwarzer Frauen deutlich machte, dass „intra-
group differences“, die Differenzen zwischen Frauen,
in juristischen Entscheidungen nur ungenügend
berücksichtigt wurden (Crenshaw 1989, S. 139 ff).

Die Perspektive der Intersektionalität meint, so die
Soziologin Gudrun-Axeli Knapp und die Philoso-
phin Cornelia Klinger, „das umfassende Programm
einer integralen Analyse strukturierter Ungleich-
heit und kultureller Differenz“ (Klinger/Knapp
2007, S. 34). Im Rahmen des US-amerikanischen
Entstehungskontextes ist die Frage nach der Mehr-
dimensionalität von sozialer Ungleichheit und
nach den zentralen Strukturgebern vor allem mit
den drei Kategorien „race, class und gender“ be-
antwortet worden. Nur wenn es gelingt, Fragen
von Differenz und Ungleichheit sowohl innerhalb
der jeweiligen Kategorien zu analysieren als auch
die Wechselwirkungen zwischen den Kategorien
deutlich zu machen, lässt sich demnach ein kom-
plexes Verständnis von Ungleichheit gewinnen und
die Gefahr einer Privilegierung und Hierarchisie-
rung von bestimmten Ungleichheiten vermeiden.
Die Frage, mit welchen spezifischen Formen sozia-
ler Benachteiligung zum Beispiel eine geduldete
kurdische Migrantin in Deutschland konfrontiert
ist, lässt sich somit nicht nur mit Blick auf eine Dif-
ferenzkategorie (Geschlecht oder Herkunft oder
soziale Stellung) beantworten, sondern muss durch
einen genauen Blick auf die unterschiedlichen Dif-
ferenzkategorien analysiert werden. In welcher Wei-
se – so lautet dann die zentrale Fragestellung – hän-
gen die Differenzkategorien Geschlecht, Ethnizität
und Klasse in diesem Fall zusammen und verstär-
ken das Gefühl von Ausgrenzung und Hilflosig-
keit?

Die Idee der „Verwobenheit unterschiedlicher Diffe-
renzkategorien“ (Kerner 2007, S. 11) und die Erfah-
rung des Ausschlusses von Frauen auch innerhalb
des feministischen Diskurses bildete auch für die

amerikanische Rhetorikprofessorin Judith Butler
den zentralen Ausgangspunkt ihrer viel diskutier-
ten Kritik an der Normierung der zweigeschlecht-
lichen gesellschaftlichen Ordnungsstruktur. Über
die anfänglichen Forderungen der Intersektionali-

tätsforschung hinaus-
greifend, tritt Butler
nicht nur für eine Plura-
lisierung der sozialen
Geschlechtsidentität und
ihrer Analyse ein, son-
dern für die Aufhebung
der Trennung von biolo-
gischem Geschlecht und
sozialer Geschlechtsiden-
tät. Damit öffnet sie die
geschlechtertheoretische

Debatte für die mögliche Pluralisierung der sexuel-
len Geschlechterdifferenz. Butler zufolge greift die
Annahme eines ahistorischen, universell gültigen
patriarchalen Unterdrückungsdiskurses eindeutig zu
kurz, weil dadurch die bestehenden Ungleichheits-
lagen zwischen Frauen verdeckt werden. Zudem,
und dies erscheint noch wichtiger, sei „nicht davon
auszugehen, dass es notwendigerweise eine
Gemeinsamkeit zwischen Frauen gibt, die ihrer
Unterdrückung vorausgeht“ (Butler 1990, S. 19).
Butlers Kritik richtet sich gegen die gängige Eintei-
lung in Männer und Frauen und die damit verbun-
dene Unterscheidung von einem natürlichen, bio-
logischen Geschlecht (sex) und einer sozialen
Geschlechterrolle (gender). Die schon von Simone
de Beauvoir aufgeworfene Frage nach der Verhält-
nisbestimmung von biologischem und sozialem
Geschlecht beantwortet sie mit einer radikalen Ab-
sage an eine „natürliche“ biologische Fundierung
des Geschlechts. Geschlecht bzw. geschlechtliche

Identität ist demnach
nicht einfach natur-
gegeben, sondern wird
in einem spezifischen
historischen und gesell-
schaftlichen Kontext dis-
kursiv hervorgebracht.
Die biologische und so-
ziale Geschlechterdiffe-
renz erscheint folglich
als ein Effekt des nor-

mierenden Diskurses über das Geschlecht und ist
immer Ausdruck der vorherrschenden Geschlech-
terordnung. Damit stellt Butler die Materialität des
Körpers oder die anatomischen Geschlechtsunter-
schiede nicht infrage. Sie kritisiert vielmehr ihre als
vorgängig vorausgesetzte „Natürlichkeit“. Schon
mit dem ersten Blick auf den Körper und der Aus-
sage: „Es ist ein Mädchen“ bzw. „es ist ein Junge“

Die aktuelle Geschlech-
terforschung fragt
nach den zentralen
Dimensionen sozialer
Ungleichheit und ihren
Wechselwirkungen

Judith Butler tritt nicht
nur für eine Plurali-
sierung der sozialen
Geschlechtsidentität
und ihrer Analyse ein,
sondern für die Auf-
hebung der Trennung
von biologischem
Geschlecht und sozialer
Geschlechtsidentät

Geschlecht bzw.
geschlechtliche Iden-
tität ist nicht einfach
naturgegeben, sondern
wird in einem spezifi-
schen historischen und
gesellschaftlichen Kon-
text diskursiv hervor-
gebracht
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wird die soziale Geschlechterordnung hergestellt,
die Butler als eine heterosexuelle Zwangsordnung
begreift. Die Einteilung in Männer und Frauen
setzt demnach die innere Verknüpfung von biolo-
gischem Geschlecht, sozialer Geschlechterrolle und
sexuellem Begehren notwendig voraus. Die Zuschrei-
bung der biologischen Geschlechtszugehörigkeit
Frau/Mann bedeutet folglich die Ausbildung einer
weiblichen/männlichen Geschlechtsidentität und
damit einer heterosexuellen Begehrensstruktur.
Erst durch diese klare, binäre Zuordnung zu einem
der beiden Geschlechter bzw. die Anerkennung
von „Heteronormativität“ werden Frauen und
Männer zu vollwertigen Mitgliedern der Gesell-
schaft. Die zweigeschlechtliche Ordnung konstitu-
iert sich demnach in ihrer „vermeintlichen Natür-
lichkeit“ als ein sozial konstruiertes Macht- und
Herrschaftsverhältnis, dem der Ausschluss und die
Diskriminierung von als „widernatürlich“ verwor-
fenen geschlechtlichen Identitäten, wie Homo-, Bi-,
Inter- und/oder Transsexualität, eingeschrieben sind.

Diese grundlegende Kri-
tik an der Heteronorma-
tivität bildet den Aus-
gangspunkt für die
„Queer theory“, deren
erklärtes Ziel die Aner-
kennung geschlechtlicher
Vielfalt und der Plurali-

tät sexueller Begehrensstrukturen und geschlecht-
licher Identitäten ist.2 Dabei wird die scheinbare
Objektivität biologisch begründeter Geschlechter-
unterscheidung grundlegend hinterfragt. So gehen

Geschlechterforscherinnen davon aus, dass es auch
in der Biologie kein klares und eindeutiges Kriterium
für die Unterscheidung von zwei Geschlechtern
gibt. Differenziert wird vielmehr zwischen chromo-
somalem (XX und XY-Gonosomen), gonadalem (inne-
re Fortpflanzungsorgane), hormonalem (Östrogene
und Androgene) und morphologischem Geschlecht
(primäre und sekundäre Geschlechtsmerkmale). Eine
eindeutige Geschlechterdifferenzierung lässt sich
demnach aufgrund der möglichen „unterschied-
lichen Kombinationen und Ausprägungsmöglich-
keiten (…) nicht immer widerspruchsfrei vorneh-
men“ (Degele/Bethmann/Heckemeyer 2001, S. 4).

Der normierende Zwang „naturalisierter“ Vereindeu-
tigung zeigt sich vor allem am Beispiel intersexuel-
ler Menschen. Sie sind nach wie vor gezwungen,
sich einem der beiden Geschlechter zuzuordnen
und in die zweigeschlechtliche Ordnungsstruktur –
nicht selten durch eine operativ-medikamentöse
Verletzung ihrer individuellen Identität – einzuord-
nen. Die Art und Weise der Verwissenschaftlichung
von Geschlecht in den Naturwissenschaften wird in
der Geschlechterforschung grundlegender Kritik
unterzogen. Am Beispiel der Hirnforschung zeigt
u. a. die Biologin Sigrid Schmitz, dass „theoretische
Vorannahmen“ der Geschlechterdifferenz die „Inter-
pretation der Befunde beeinflussen“ (Schmitz 2005,
S. 2, vgl. auch Küppers 2012, S. 3 ff.).

Zugleich bringe die Forschung keineswegs so ein-
deutige Ergebnisse hervor, wie sie populärwissen-
schaftlich im Sinne einer besseren männlichen
Raumorientierung oder einer größeren weiblichen
Sprachbegabung immer wieder Verbreitung fänden.

Fasst man die hier skizzierten Entwicklungen der
geschlechtertheoretischen Debatte zusammen, so
lassen sich folgende Punkte hervorheben: 

Erstens zeichnet sich die Geschlechterforschung durch
eine fortlaufende selbstkritische Auseinanderset-
zung über die Blindstellen der eigenen geschlechts-
spezifischen Zuschreibungen und Analysen aus.

Damit verbunden geht
zweitens eine Erweite-
rung der Geschlechter-
perspektive einher, die
jede Form naturalisie-
render Vereinheitlichung
(Geschlecht, Sexualität
Ethnie/Rasse) kritisch
beleuchtet. Auf der
Grundlage der aktuellen
Ansätze geht es nicht
länger darum, Differen-

Judith Butler öffnete die geschlechtertheoretische
Debatte für die mögliche Pluralisierung der sexuellen
Geschlechterdifferenz

©Andrew Rusk (2011)/Quelle: Wikipedia

Die Kritik an der
Heteronormativität
hinterfragt die schein-
bare Objektivität bio-
logisch begründeter
Gechlechterunter-
scheidung

2  Vgl. zur Differenzierung zwischen Intersektionalität und

Queer Theory Dietze/Hashemi Yekani/Michaelis 2012

Es geht nicht länger
darum, Differenzen
zwischen Männern und
Frauen zu privilegieren,
sondern vielmehr Dif-
ferenzen innerhalb der-
selben Kategorie und
die Wechselwirkungen
zwischen verschiede-
nen Kategorien deut-
lich zu machen
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zen zwischen Männern und Frauen zu privilegieren,
sondern vielmehr Differenzen innerhalb derselben
Kategorie und die Wechselwirkungen zwischen ver-
schiedenen Kategorien deutlich zu machen. Aller-
dings ist noch keineswegs geklärt, wie dieser
umfassende Anspruch auf gesellschaftstheoreti-
scher und politischer Ebene umzusetzen ist. Die
Soziologinnen Nina Degele und Gabriele Winker
schlagen vor, für die Reflexion der individuellen
Identitätsbildung ein offenes Verfahren zu wählen
(vgl. zum Folgenden Winker/Degele 2009, S. 25 ff.).

Das heißt konkret, aus den individuellen Selbst-
beschreibungen und Erfahrungen der Betroffenen
Rückschlüsse auf relevante Kategorien sozialer
Ungleichheit und Diskriminierung zu ziehen. Damit
verbunden ist nicht nur eine Offenheit für neue
Kategorien, sondern auch die Anerkennung der
Vielfalt selbstbestimmter und in sich widersprüch-
licher Identitäten. Auf der Ebene der gesellschaft-
lichen Institutionen und der symbolischen Reprä-
sentation erscheint es ihnen hingegen notwendig,
Dominanz- und Machtstrukturen anhand der Kate-
gorien „Klasse, Geschlecht, Rasse und Körper“ in den
Blick zu nehmen und hier ihre Wechselwirkungen
deutlich zu machen. Alle vier Strukturkategorien
bilden, so Degele/Winker, heute das Grundmuster
gesellschaftspolitisch relevanter Ungleichheiten,
weil sie gemeinsam bezogen sind auf Arbeit, das
heißt jeweils über die Zugänge und Ausschließun-
gen im Erwerbsprozess entscheiden. So bleibe die

Kategorie Klasse bestim-
mend für die Stellung im
Erwerbsprozess, wobei
hier nicht länger an eine
Trennung in Lohnabhän-

gige und Kapitalisten zu denken sei, sondern viel-
mehr an die Differenzierung zwischen Vollzeit und
Teilzeitbeschäftigung, prekärer Beschäftigung und
Erwerbslosigkeit. Die Kategorie Geschlecht struktu-
riert nach wie vor Stellung und Positionszuweisung
im Erwerbs- und Reproduktionsprozess (Frauen ver-
dienen in der Bundesrepublik aktuell 21 % weniger
als Männer, sie sind für den Großteil der Reproduk-
tionsarbeit zuständig und stellen 70 % der Armuts-
lohnbezieher). Die Kategorie der „Rasse/Ethnizität“
entscheidet schließlich in erheblichem Maße darüber,
wie Zugänge zur Erwerbsarbeit geregelt sind, wel-
che Hierarchien zwischen Migrant/-inn/-engruppen
konstruiert werden, oder ob ein Zugang zu Sozial-
leistungen besteht oder nicht. Mit einer solcher-
maßen differenzierten Herangehensweise können
den von sozialer Ungleichheit Betroffenen eine
Stimme gegeben und ihre individuellen Diskrimi-
nierungserfahrungen ernst genommen werden –
ohne dabei die zentralen gesellschaftlichen Struk-
turkategorien aus den Augen zu verlieren.

Für die Ebene praktischer
emanzipatorischer Politik
bedeuten diese Überle-
gungen die Verabschie-
dung von der vermeint-
lichen Sicherheit einer
einheitlichen feministi-
schen Interessenpolitik.
Vielmehr geht es darum,
Vielfalt und Pluralität
zum Ausgangspunkt
wechselnder demokrati-

scher Bündnisse und strategischer Interessenkoali-
tionen (zwischen unterschiedlichen Gruppen von
Frauen und Männern) zu machen. Dabei gilt es
immer wieder neu auszuhandeln, wer jeweils für

Der gesellschaftliche Status innerhalb der Gruppen 
von Migranten/Migrantinnen wird von der Kategorie
Rasse/Ethnizität bestimmt. Hier: Roma-Orchester in
Sofia/Bulgarien (2009)

©Edal Anton Lefterov/Quelle: Wikipedia

Die Kategorie Klasse
bleibt bestimmend 
für die Stellung im
Erwerbsprozess

Ergebnis einer Medienarbeitsgruppe auf der Winter-
school 2008 der Jugendbildungsstätte Kurt Löwenstein

©Jugendbildungsstätte Kurt Löwenstein/
Quelle: Wikipedia

Es geht darum, Vielfalt
und Pluralität zum Aus-
gangspunkt wechseln-
der demokratischer
Bündnisse und strate-
gischer Interessen-
koalitionen (zwischen
unterschiedlichen
Gruppen von Frauen
und Männern) zu
machen
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wen spricht bzw. wer welche Interessen repräsen-
tiert. Emanzipatorische Politik ist dann zuallererst
mit der Bereitschaft verbunden, den eigenen Stand-
punkt auf die damit einhergehenden Marginalisie-
rungen und Ausschlüsse hin zu befragen und ein
offenes Projekt der demokratischen Inklusion vor-
anzubringen. Mit statischen Differenzzuschreibun-
gen und binärer Identitätskonstruktion, wie sie in der
eingangs zitierten Gegenüberstellung von Feminis-
tinnen und Strukturkonservativen zum Ausdruck
kommt, hat dieser Begriff von Emanzipation aller-
dings nichts gemein.

Fazit für die außerschulische politische Bildung

Es ist schlicht nicht möglich, so hat die amerikani-
sche Philosophin Donna Haraway einmal treffend
formuliert, an allen Positionen zugleich zu sein.
Gleichzeitig reicht es nicht aus, bestehende Stand-
punkte einfach als gegeben vorauszusetzen. Die
Auseinandersetzung mit der aktuellen Geschlechter-
forschung lohnt sich für die außerschulische politi-
sche Bildung vor allem deshalb, weil sie ein not-
wendiges Wissen über die Komplexität sozialer
Ungleichheiten vermittelt und das Bewusstsein für
eine selbstreflexive Herangehensweise schärft. Erst
aus der selbstkritischen Offenheit für die eigene,
notwendigerweise immer eingeschränkte Wahr-
nehmung und die für das eigene Denken konstitu-
tiven Ausschlüsse lässt sich eine geschlechter- und
differenzensensible politische Bildungsarbeit ent-
wickeln. Hierbei geht es zunächst darum, tradierte
Geschlechternormen als soziale Identitätskonstruk-
tionen zu begreifen und ihre (hetero-)normieren-
de Ordnungsstruktur zu entnaturalisieren und
durch die Anerkennung von Differenzen aufzubre-
chen. Davon ausgehend können Widersprüche und

Ambivalenzen als produk-
tive Ausgangsbedingung
für die fortgesetzte Dis-
kussion um die notwen-
dige Demokratisierung
der Geschlechterverhält-
nisse dienen. Die Chance
der politischen Bildung
liegt hier vor allem in
der „Entselbstverständ-
lichung“ (Degele/Beth-
mann/Heckemeyer 2011,
S. 1) eines vermeintlich
gesicherten Wissens über
die Geschlechterdiffe-

renzen und in der fortgesetzten Reflexion über die
individuellen und sozialen Folgen von vereinheit-
lichenden Identitätskonstruktionen. Emanzipatori-

sche politische Bildung beginnt dann mit der zen-
tralen Frage: Wer sind wir oder wie vielfältig und
inklusiv sind wir eigentlich?
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Jungen als Bildungsverlierer? Männliche Sozialisation und 
Lernchancen
Der Beitrag der außerschulischen Bildung Arne Schäfer

Jungen werden heute als Bildungsverlierer bezeich-
net, und vergleichende Statistiken über die Bildungs-
abschlüsse von Mädchen und Jungen scheinen diese
These zu bestätigen. Arne Schäfer fragt in seinem
Beitrag nach den Ursachen dieser Entwicklung. Er
weist anhand empirischer Studien nach, dass Mäd-
chen insbesondere aus höheren sozialen Schichten
zwar von der Bildungsexpansion profitieren konnten,
für den Bildungserfolg von Kindern aber die soziale
Herkunft entscheidender ist als die Geschlechtszuge-
hörigkeit. Kinder aus benachteiligten sozialen Ver-
hältnissen werden – unabhängig von ihrem Ge-
schlecht – in der Schule nach wie vor diskriminiert.

Habitus – Sozialisation – Geschlecht 

Dem französischen Soziologen Bourdieu zufolge
bildet sich im Verlauf der Sozialisation ein Habitus
heraus, der als „gesellschaftlicher Orientierungs-
sinn“ (Bourdieu 1982, S. 728) zwischen der sozialen
Struktur der Zweigeschlechtlichkeit und dem Han-
deln der Subjekte vermittelt (vgl. Krais/Gebauer
2008, S. 49). Für die Ausformung eines geschlecht-
lichen Habitus ist insbesondere die Geschlechter-
dichotomie von Bedeutung, also die Aufspaltung
der Welt in „männlich“ und „weiblich“ Jedes neu-
geborene Baby wird in eine Welt hineingeboren,
in der die Menschen in weiblich und männlich
unterschieden werden. Viele Eigenschaften und
Tätigkeiten sind zudem geschlechtlich konnotiert.
Die Zuweisung zu einem Geschlecht erfolgt in den
meisten Fällen direkt nach der Geburt und orien-
tiert sich an körperlichen Merkmalen, die schon vor
der Geburt ausgeprägt waren. Das Geschlechter-

verhältnis gehört zu den
frühesten sozialen Diffe-
renzierungs- und Inter-
aktionserfahrungen, die
das Kind verinnerlicht.
Zwar haben sich in vie-
len sozialen Bereichen
starre Geschlechtergren-
zen aufgelöst, dennoch

ist die Geschlechtszugehörigkeit nach wie vor ein
sozialisatorisch hochgradig bedeutsames Klassifika-
tionsmerkmal. Im Prozess der Sozialisation entwickelt
sich nach und nach ein geschlechtsspezifischer Habi-
tus heraus, der zu den basalen Bausteinen der per-
sonalen Identität eines Menschen gehört. Wie sich
ein Mensch in bestimmten Situationen verhält –
seine Ausdrucksweisen, Haltung, Gestik und Mimik –,
wird durch seine habituellen Dispositionen regu-
liert. Das soziale Geschlecht wird im Prozess der
Sozialisation regelrecht in den Körper des Men-
schen eingeschrieben. Die Herausbildung eines

geschlechtlichen Habitus ist jedoch kein passiver
Internalisierungsprozess, dem die Individuen unter-
worfen sind, sondern ein aktiver Aneignungspro-
zess. Denn erworben wird der Habitus „in der und
durch die Teilnahme an der Praxis selbst“ (Liebau
1992, S. 139). Neben dem geschlechtlichen Habitus
interessiert sich Bourdieu vor allem für den Klassen-
habitus, der die klassenspezifischen Normalitäts-
prinzipien enthält (vgl. Liebau 2009, S. 48). In sei-
ner Studie über „Die feinen Unterschiede“ (1982)
zwischen den Lebensstilen der Angehörigen unter-
schiedlicher Klassen analysiert er dezidiert die klas-
senspezifischen Präferenzen, die der Habitus her-
vorbringt. Die unterschiedlichen Lebensstile der
Klassen, die sich beispielswiese in Musikpräferen-
zen, Vorlieben für bestimmte Kunststile oder Frei-
zeitaktivitäten manifestieren, dienen der sozialen
Abgrenzung, die vor allem auf den proletarischen
Lebensstil als Negativfolie zielt (vgl. Krais/Gebauer
2008, S. 38). Für die Herausbildung eines klassen-
spezifischen Habitus sind die jeweils verfügbaren
Kapitalsorten von hervorgehobener Bedeutung
(ökonomisches, kulturelles und soziales Kapital).

Erkenntnisse der Gehirnforschung über die Gehirn-
entwicklung bei Mädchen und Jungen scheinen
Bourdieus Theorie zu stützen (vgl. Eliot 2010). Die
Hirnforschung zeigt nämlich, dass es zwar durch-
aus einige genetisch bedingte neurobiologische
Unterschiede zwischen den Geschlechtern gibt, dass
diese aber auf keinen Fall die empirisch feststell-
baren Geschlechterdifferenzen der Verhaltens-
und Wahrnehmungsweisen erklären können. Diese
sind vielmehr Folge der geschlechtsspezifischen
Sozialisation, die sich auf die Gehirnentwicklung
auswirkt. Das Gehirn erweist sich dabei als äußerst
plastisch und formbar (vgl. Kandel 2009). Die größten

Differenzen zwischen
Mädchen und Jungen
sind Folge von unter-
schiedlichen Lernerfah-
rungen, nicht von gene-
tischen Dispositionen.
„Sie nehmen ihren
Anfang zwar in elemen-
taren Instinktregungen

und in bestimmten Akzentuierungen von Gehirn-
funktionen, die von Geburt an vorhanden sind,
doch diese anfänglich nur kleinen Unterschiede
wachsen sich zu erheblich größeren aus, weil ein
Mädchen von Geburt an andere Angebote zum
Einüben von Fertigkeiten und andere Impulse
bekommt als ein Junge und sich außerdem an
anderen Rollenbildern orientiert“ (Eliot 2010, S. 16).
Nach der Geburt tauchen Jungen und Mädchen in
einen männlichen und einen weiblichen Kosmos

Das Geschlechter-
verhältnis gehört zu
den frühesten sozialen
Differenzierungs- und
Interaktionserfahrun-
gen, die das Kind ver-
innerlicht

Die größten Differen-
zen zwischen Mädchen
und Jungen sind Folge
von unterschiedlichen
Lernerfahrungen, 
nicht von genetischen
Dispositionen
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ein, der in hohem Maße die Gehirnentwicklung
beeinflusst bzw. – mit Bourdieu gesprochen – in die
Kinder inkorporiert wird und einen geschlechts-
spezifischen Habitus erzeugt. Die habituellen
Denk-, Wahrnehmungs- und Verhaltensstrukturen
werden somit regelrecht zur zweiten Natur des
Menschen (vgl. Liebau 2009, S. 47).

Das Habituskonzept von Bourdieu lässt sich zudem
mit Connells Theorie der hegemonialen Männlich-
keit verbinden (vgl. Meuser/Scholz 2005). Nach
Connell (1999, S. 98) „kann man hegemoniale
Männlichkeit als jene Konfiguration geschlechts-
bezogener Praxis definieren, welche die momentan
akzeptierte Antwort auf das Legitimitätsproblem
des Patriarchats verkörpert und die Dominanz der
Männer sowie die Unterordnung der Frauen ge-
währleistet (oder gewährleisten soll)“. Hegemonia-

le Männlichkeit bezeich-
net ein Idealbild von
Männlichkeit, das in ei-
ner Gesellschaft vorherr-
schend und über soziale
(Schicht-, Klassen- oder
Standes-)Grenzen hin-
weg die Orientierungs-

folie einer „richtigen“ und „wahren“ Männlichkeit
abgibt. Sie repräsentiert diejenige Form der Männ-
lichkeit, „die am anerkanntesten oder begehrtes-
ten ist“ (Connell 2000, S. 21). Das bedeutet, dass es
in Gesellschaften mehrere Männlichkeiten geben
kann, die aber keinesfalls als gleichwertig anerkannt
sind. Dem hegemonialen Männlichkeitsmuster sind
Weiblichkeit und alle anderen Formen von Männ-
lichkeit untergeordnet. Untergeordnete und mar-
ginalisierte Formen der Männlichkeit passen nicht
in das hegemoniale Bild. Dazu zählen beispielsweise
homosexuelle Männer oder männliche Angehörige
randständiger sozialer Gruppen, deren Lebensstil
nicht anerkannt ist. Das Leitbild bestimmt also, wer
ein „richtiger“ Mann ist und wer nicht.

Meuser und Scholz (2005) verknüpfen die theoreti-
schen Ansätze von Bourdieu und Connell. Beide
gehen von einer Theorie der Praxis aus, d. h. die
Konstruktion von Männlichkeit erfolgt in sozialen
Praxen, innerhalb derer ein spezifisches Männ-

lichkeitsideal entworfen
wird. „Dieses jeweilige
Ideal fungiert in der all-
täglichen Praxis als ‚re-
gulatorisches Ideal‘ für
das Handeln des Man-

nes; indem das Handeln sich daran orientiert, wird
Männlichkeit reproduziert.“(ebd., S. 213) Hegemo-
niale Männlichkeit lässt sich demnach als generati-

ves Prinzip von Männlichkeit begreifen (doing mas-
culinity). Allerdings ist das Idealbild hegemonialer
Männlichkeit in den letzten Jahren unscharf gewor-
den. Es ist schwierig zu bestimmen, welches Ideal-
bild heute vorherrschend ist und wie es definiert
werden kann. Praktiken, die (hegemoniale) Männ-
lichkeit über physische Dominanz, Körperkraft
oder Machoverhalten herstellen wollen, stoßen in
weiten Teilen der Öffentlichkeit auf Ablehnung.
Homosoziale Männergemeinschaften in Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft geraten unter Druck
und lösen sich teilweise auf. Auch wenn nach wie
vor viele geschlechtsspezifische Benachteiligungen
bestehen, übernehmen immer mehr Frauen Füh-
rungs- und Schlüsselpositionen in den Machtberei-
chen der Institutionen. Parallel zu diesen Änderun-
gen gewinnen alternative Männlichkeitsentwürfe
an Bedeutung, die sich an egalitären Geschlechter-
bildern orientieren.

Sind Jungen die neuen Bildungsverlierer? 
Ein Blick in die Empirie

Im Bildungswesen haben sich in den letzten Jahr-
zehnten die Geschlechterverhältnisse stark verscho-
ben. Mehr junge Frauen als junge Männer erwer-
ben heute das Abitur. 1960 sah das noch anders
aus: Zu diesem Zeitpunkt betrug der Mädchenanteil
im Gymnasium lediglich 40 % (vgl. Meuser 2012, 
S. 20). 58,8 % der Absolventinnen und Absolventen
mit Hauptschulabschluss sind heute männlich. Unter
den Abgängerinnen und Abgängern ohne Schul-
abschluss findet sich sogar ein noch höherer Jungen-
anteil. 2010 haben etwas mehr Frauen als Männer
ein akademisches Studium absolviert (vgl. Statis-
tisches Bundesamt 2012). So haben erstmals in der
Altersgruppe der 30- bis unter 35-Jährigen mehr
Frauen als Männer einen Hochschulabschluss (vgl.
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012).

Im Durchschnitt sind jun-
ge Frauen heute mit
besseren Schulabschlüs-
sen ausgestattet als jun-
ge Männer. Mehr Jungen
als Mädchen gehören zu
den Bildungsverlierern,

die lediglich über einen Hauptschulabschluss oder
gar keinen Schulabschluss verfügen. Für diese 
Jugendlichen bietet fast nur der prekäre Niedrig-
lohn- und Leiharbeitssektor eine Beschäftigungs-
möglichkeit.

Unterschiede zeigen sich auch im Leistungsbereich.
Die PISA-Studien haben eine erheblich bessere Lese-
leistung von Mädchen als von Jungen gemessen.

Hegemoniale
Männlichkeit repräsen-
tiert jene Form der
Männlichkeit, die am
anerkanntesten oder
begehrtesten ist

Das Idealbild hegemo-
nialer Männlichkeit ist
in den letzten Jahren
unscharf geworden

Im Durchschnitt sind
junge Frauen heute 
mit besseren Schul-
abschlüssen ausgestat-
tet als junge Männer
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Die Jungen schnitten hingegen im naturwissenschaft-
lichen und mathematischen Kompetenzbereich
besser als die Mädchen ab. Allerdings sind die
Unterschiede hier bei weitem nicht so stark ausge-
prägt wie bei der Lesekompetenz (vgl. Meuser
2012, S. 20 f.). Bessere Schulleistungen von Mäd-
chen sind jedoch kein neues Phänomen: „Mädchen
erzielten im Durchschnitt schon immer die besse-
ren Schulnoten und mussten seltener Klassen
wegen unzureichender Leistungen wiederholen.
Die besseren Schulleistungen waren die Basis dafür,
dass sich das erhebliche Bildungsdefizit der Mäd-
chen in einen leichten Bildungsvorsprung verwan-
delte“ (Geißler 2002, S. 367). Statistisch signifikan-
te Unterschiede zwischen den Geschlechtern
zeigen sich der World Vision Kinderstudie zufolge
in der Bewertung der Schule durch Kinder. In
Deutschland stehen weitaus mehr Jungen (37 %)
als Mädchen (24 %) im Alter von 6 bis 11 Jahren
der Grundschule negativ bis neutral gegenüber.
Umgekehrt bewerten mehr Mädchen (38 %) als
Jungen (29 %) die Schule als sehr positiv, der Ver-
gleich ist allerdings nicht signifikant (vgl. Leven/
Schneekloth 2010a, S. 185). Keinen Unterschied gibt
es allerdings nach dem angestrebten Schulabschluss.
Fast gleich so viele Jungen wie Mädchen (50 % bzw.
51 %) haben das Abitur zum Ziel, nur eine kleine
Minderheit von jeweils 4 % strebt den Hauptschul-
abschluss an. 

Im oberen Bildungssegment (Abitur, Studium) haben
die jungen Frauen die jungen Männer überholt,
wobei das nur ein leichter Vorsprung ist, der zudem
im Verlauf der Berufsbiografie deutlich relativiert
wird (vgl. Meuser 2012). Dramatisch sieht es dage-

gen am unteren Ende des Bildungssystems aus:
Hier gehören deutlich mehr Jungen als Mädchen
zu den eigentlichen Bildungsverlierern dieser Gesell-
schaft.

Außerschulische Bildung und Schulerfolg

Lehrerinnen und Lehrer können als Repräsentan-
ten der bürgerlichen Ordnung gelten, ihre Denk-,
Wahrnehmungs- und Beurteilungsmuster prägen
den in der Schule anerkannten Habitus. Lange vor
der PISA-Studie haben Bourdieus kritische Analy-
sen des Bildungssystems die angebliche Chancen-
gleichheit zwischen Schülerinnen und Schülern
unterschiedlicher sozialer Herkunft als Illusion ent-
larvt (vgl. Bourdieu/Passeron 1971). „Der schulische
Habitus fördert solche Kinder, die mit einem homo-
logen Habitus eintreten, Kinder also, die in der pri-
mären Sozialisation mit den Normen, Praktiken
und Verkehrsformen der legitimen Kultur vertraut
gemacht worden sind und sich selbst mit ihnen ver-
traut gemacht haben“ (Liebau 1987, S. 87). Auf der
Gewinnerseite stehen Kinder und Jugendliche aus
Milieus der Mittel- und Oberschicht, aus denen
auch die meisten Lehrerinnen und Lehrer stam-
men. Die Schülerinnen und Schüler haben bereits
einen schichtspezifischen Sprachcode und vielfälti-
ge Kompetenzen ausgebildet, die in der Schule
honoriert und weiterentwickelt werden. Auf der
Verliererseite stehen junge Menschen aus sozial
benachteiligten Milieus, die in einen restringierten
Sprachcode hineinsozialisiert wurden und nur in
einem sehr eingeschränkten Maß diejenigen Kom-
petenzen erwerben konnten, die für den Schul-

erfolg wichtig sind. „Diese
Kinder lernen das Schwei-
gen, das Nicht-Können in
der Schule, weil ihre Habi-
tusformen durch die Schule
stigmatisiert werden“ (Lie-
bau 1987, S. 88). Indem sich
die Schule an einem schicht-
und klassenspezifischen
Habitus ausrichtet, diskri-
miniert sie diejenigen Kin-
der und Jugendlichen, die
aufgrund ihrer familiären
Sozialisation diese habi-
tuellen Voraussetzungen
für den Schulerfolg nicht
mitbringen können. 

Die Selektionsfunktion der
Schule dient der intergene-
rationalen ReproduktionAuf dem Bildungsweg
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etablierter sozialer Un-
gleichheitsstrukturen. Die
Orientierung an schein-
bar schichtneutralen Leis-
tungskriterien suggeriert
Chancengleichheit und
verschleiert den hinter

der Auslese wirkenden Machtmechanismus. Wer
aufgrund der Sozialisation über ein hohes Maß an
legitimer Kultur verfügt, kann sich meist der Aner-
kennung der Lehrerinnen und Lehrer sicher sein
und hat in der Regel auch keine Probleme in der
Schule. „Die Kompetenz zur Partizipation an der
legitimen Kultur stellt eine entscheidende subjekti-
ve Voraussetzung zur sozialen Teilhabe dar. Diese
Voraussetzung muss gesellschaftlich selektiv verge-
ben werden; und diese gesellschaftliche Leistung
wird nicht zuletzt durch pädagogische Arbeit (…)
vollbracht“ (Liebau 1987, S. 86). Die kulturelle
Kompetenz muss in einem langjährigen und zeit-
aufwändigen Bildungs- und Sozialisationsprozess
erworben werden. Dabei haben vor allem die kul-
turellen Fraktionen der herrschenden Klasse wie
zum Beispiel Hochschulprofessoren, Wissenschaftler,
Journalisten oder Künstler die Definitionsmacht
über Kultur. Die Lehrerinnen und Lehrer haben in
ihrer Rolle als „Fraktion der beherrschten Herr-
scher“ (Liebau 2009, S. 55) vor allem die Funktion,
die legitime Kultur an die nachwachsende Genera-
tion zu vermitteln, wobei allerdings die unter-
schiedlichen habituellen Ausgangslagen der Kinder
und Jugendlichen eine gleichberechtigte Aneig-
nung verhindern. Schule produziert somit zwangs-
läufig Bildungsverlierer. Der Zusammenhang von
Habitus und Schulerfolg ist auch mit Blick auf Bil-
dungsunterschiede zwischen den Geschlechtern
relevant. 

Die außerschulische Bildung spielt bei der Vermitt-
lung von legitimer Kultur eine nicht unerhebliche
Rolle. Mit außerschulischer Bildung ist in diesem Kon-
text die non-formale kulturelle Bildung gemeint, die
beispielsweise von privaten Anbietern wie Musik-
schulen vermittelt wird. Der Begriff beinhaltet
aber auch Prozesse informeller Bildung wie z. B.

Bücherlesen. Außerschu-
lische Bildung ist in die-
sem Sinne ein bedeutsa-
mes Sozialisationsfeld zur
Ausbildung kultureller
Kompetenzen von Kin-
dern und Jugendlichen.
In diesem Zusammen-
hang sind empirische

Daten der World Vision Kinderstudie aufschluss-
reich. Sie verweisen auf eine wichtige Ursache für

Schulvorteile von Mädchen. Die Studie zeigt näm-
lich, dass Jungen und Mädchen ihre Freizeit in
unterschiedlicher Intensität zur Akkumulation von
kulturellem Kapital nutzen. Die World Vision Kin-
derstudie stellt eine „grundlegende Unterschied-
lichkeit in der Ausgestaltung des Freizeitverhaltens
von Kindern zwischen den Geschlechtern“ (Leven/
Schneekloth 2010b, S. 100) fest. Die Studie diffe-
renziert zwischen drei Freizeittypen von sechs- bis
elfjährigen Kindern: „Vielseitige Kids“, „normale
Freizeitler“ und „Medienkonsumenten“. Bei den
„Medienkonsumenten“ stehen einseitig „Fernsehen“
und „Playstation/Computerspiele“ im Mittelpunkt
des Freizeitverhaltens. 85 % von ihnen geben an,
in der Freizeit „oft“ fernzusehen, und 59 % spielen
„oft“ Computer oder Playstation.

Die „vielseitigen Kids“ hingegen sind nicht nur durch
ein breiteres Repertoire an Freizeitaktivitäten cha-
rakterisiert, sondern vor allem auch durch kulturel-
le, musische und kommunikative Tätigkeiten. Die-
se Gruppe weist einen hohen Anteil an Kindern
auf, die in ihrer Freizeit viel lesen, oft Musik hören,
basteln, zeichnen, selbst Musik machen und über-
durchschnittlich häufig in den Bereichen Ballett,
Tanzen oder Theater aktiv sind. Zwischen diesen
beiden Gruppen stehen die „normalen Freizeitler“,
die in ihrem Freizeitverhalten in keine Richtung

besonders auffällig sind
(vgl. Leven/Schneekloth
2010b, S. 98 ff.). Von
Bedeutung ist nun, dass
es einen signifikanten
Zusammenhang zwischen
Geschlechtszugehörigkeit

und Freizeitverhalten gibt. 37% der Mädchen las-
sen sich den „vielseitigen Kids“ zuordnen, aber nur
12 % der Jungen. Umgekehrt gehören mehr als

Die Selektionsfunktion
der Schule dient der
intergenerationalen
Reproduktion etablier-
ter sozialer Ungleich-
heitsstrukturen

Außerschulische Bil-
dung ist ein bedeut-
sames Sozialisations-
feld zur Ausbildung
kultureller Kompeten-
zen von Kindern und
Jugendlichen

Freizeitverhalten Medienkonsum

©Stephanie Hofschlaeger/pixelio.de

Es gibt einen signifi-
kanten Zusammenhang
zwischen Geschlechts-
zugehörigkeit und
Freizeitverhalten
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dreimal so viel Jungen wie Mädchen den „Medien-
konsumenten“ an, nämlich 37 % gegenüber 11 %.
Bei den „normalen Freizeitlern“ ist mit 51 % der
Jungen und 52 % der Mädchen das Verhältnis bei-
nahe ausgeglichen. Signifikant mehr Mädchen als
Jungen nutzen ihre Freizeit also zur Ausbildung
kultureller Kompetenzen und formen einen Habi-
tus aus, der ihnen in der Schule Vorteile verschafft.
Besonders deutlich wird dieser Aspekt im kulturell-
musischen Bereich. Die Studie stellt fest, dass die
„Mitgliedschaft im kulturell-musischen Bereich etwas
für Mädchen aus der Oberschicht“ (ebd., S. 113) ist.
28 % der Mädchen, aber nur 18% der Jungen besu-
chen eine Musikgruppe bzw. eine Musikschule. Ein
regelrechtes Geschlechterterritorium bilden die Tanz-
clubs bzw. Balletts: Hier sind 19% der Mädchen,
aber nur 1 % der Jungen aktiv. In Mal- und Zeich-
nengruppen bzw. Theater- und Kinogruppen sind
mit insgesamt 8 % viermal so viele Mädchen wie
Jungen (2 %) engagiert.

Noch deutlicher zeigen sich Geschlechterunterschie-
de beim Lesen. „Nach wie vor geradezu dramatisch
hoch sind die Unterschiede zwischen den Geschlech-

tern“ (ebd., S. 117). Weit-
aus mehr Mädchen als
Jungen geben an, „täg-
lich“ oder „mehrfach
wöchentlich“ in einem
Buch zu lesen. Umge-
kehrt lesen viel mehr
Jungen als Mädchen „so
gut wie nie“ oder „sel-

tener“. „Es liegt auf der Hand, dass die zwischen
den Geschlechtern sehr ungleich ausgeprägte Lese-
Affinität bereits im Kindesalter mit den Grund-
stock dafür legt, dass sich im Verlauf der weiteren
schulischen Bildung zwischen Jungen und Mäd-

chen ebenfalls unterschiedliche Erfolge einstellen“
(ebd.). Jungen und Mädchen eignen sich die Frei-
zeit somit in unterschiedlicher Weise an: Der kultu-
rell-musische Bereich, der besonders wichtig für
die Akkumulation von kulturellem Kapital ist, wird
vor allem von Mädchen genutzt. Musikschulen,
Tanzschulen, Balletts und Theater sind wichtige
Instanzen der Vermittlung legitimer Kultur. Neben
der Familie sind sie maßgeblich an der Ausbildung
eines schulaffinen Habitus beteiligt. Die Freizeitwel-
ten von Jungen sind hingegen stärker durch eine
einseitig konsumierende Mediennutzung charak-
terisiert. Noch wirksamer als die Geschlechtszuge-
hörigkeit ist allerdings die Klassen- bzw. Schicht-
zugehörigkeit: Nur 5 % der „vielseitigen Kids“
gehören der Unterschicht an, aber insgesamt 74 %
der „oberen Mittelschicht“ (31 %) oder der „Ober-
schicht“ (43 %).

Jungen zeigen öfter Verhaltensweisen, die bei den
Lehrerinnen und Lehrern auf Ablehnung stoßen.
Die ethnografischen Studien von Budde (2009, S. 8)
zeigen, „dass ‚typisches Jungenverhalten‘ in der
Schule einer ungünstigeren Bewertung durch Lehr-
kräfte unterliegt als ‚typisches Mädchenverhal-
ten‘.“ Lehrerinnen und Lehrer neigen dazu, nega-
tiv wahrgenommenes Verhalten durch schlechte
Noten zu sanktionieren. Das gilt selbstverständlich
auch für Mädchen, aber Jungen scheinen noch
stärker von derartigen Sanktionierungsprozessen
betroffen zu sein. Dies hängt auch mit Vorurteilen
vieler Lehrerinnen und Lehrer zusammen, die eher
von Jungen als von Mädchen ein störendes Verhal-
ten erwarten. Für Jungen ist die Wahrscheinlich-
keit, zu den Bildungsverlierern in der Gesellschaft
zu gehören, dann besonders hoch, wenn geringes

kulturelles Kapital und an
traditionellen Männlich-
keitsnormen orientierte
Praxen zusammenfallen.
Hegemoniale Männlich-
keit funktioniert als doing
masculinity, das auch
untergeordnete Formen
von Männlichkeit gene-
rieren kann (vgl. Meuser/
Scholz 2005, S. 217 ff.).
Dazu zählen Männlich-
keitspraxen, die über kör-

perliche Stärke, abwertende Sprüche gegenüber
Frauen sowie ein ausgeprägtes „Machogehabe“
Hegemonie beanspruchen. Für solche Jungen fun-
giert Männlichkeit als eine subkulturelle Anerken-
nungsressource, oft die einzige, über die sie verfü-
gen. Diese häufig aggressiv wirkende Form der
Maskulinität wird jedoch von den Lehrkräften –

Geschlechterterritorium Tanz
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Der kulturell-musische
Bereich, der besonders
wichtig für die Akku-
mulation von kulturel-
lem Kapital ist, wird
vor allem von Mädchen
genutzt

Für Jungen ist die
Wahrscheinlichkeit, zu
den Bildungsverlierern
in der Gesellschaft zu
gehören, besonders
hoch, wenn geringes
kulturelles Kapital 
und an traditionellen
Männlichkeitsnormen
orientierte Praxen
zusammenfallen
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und zwar sowohl von Frauen wie von Männern –
besonders negativ bewertet. „Schwierigkeiten für
Jungen stellen sich vor allem dann, wenn der milieu-
spezifische männliche Habitus nicht in Passung mit
den Bildungsinstitutionen und der dort herrschen-
den Kultur steht“ (Budde 2009, S. 14).

Fazit 

Außerschulische Bildung – damit ist in diesem Kon-
text die kulturelle Bildung (Musikschulen, Theater,
Ballett usw.) gemeint und nicht die politische Bil-
dung  – leistet einen wichtigen Beitrag zur Vermitt-
lung legitimen kulturellen Kapitals außerhalb der
Schule. Sie ist neben der Familie das wichtigste
institutionalisierte Sozialisationsfeld zur Entwick-
lung eines schulaffinen Habitus. Dass mehr Mäd-
chen als Jungen deren Angebote nutzen, scheint
ein wichtiger Grund dafür zu sein, dass sie statis-
tisch betrachtet in der Schule bessere Leistungen
erbringen. Der „weibliche Habitus“ scheint besser
zur bürgerlichen Schulkultur zu passen als der
„männliche Habitus“. Dies ist selbstredend nur als
eine sehr allgemein formulierte Tendenzaussage
zu verstehen, denn es gibt viele Mädchen, die in
der Schule aus unterschiedlichen biografischen
Gründen durch ein nonkonformes oder störendes
Verhalten auffallen. Umgekehrt gibt es viele Jun-
gen, die über ausgeprägte kulturelle Kompeten-
zen verfügen. Die These von den „Jungen als Bil-
dungsverlierer“ vernebelt den Umstand, dass nach
wie vor etwa gleich viele Jungen wie Mädchen zu
den Bildungsgewinnern (Abitur, Studium) gehören.
Dass aber zu den Bildungsverlierern auffallend mehr

Angehörige des männ-
lichen als des weiblichen
Geschlechts zu zählen
sind, bedeutet im Um-
kehrschluss also nicht,
dass sich unter den Bil-
dungsgewinnern weit-

aus mehr junge Frauen als junge Männer befän-
den. Denn Schule diskriminiert viel weniger nach
der Geschlechts- als nach der Schichtzugehörigkeit
eines Menschen.

Überspitzt formuliert: Eltern aus privilegierten
sozialen Milieus wollen heute, dass ihre Töchter
genau wie ihre Söhne das Abitur erwerben, aber
sie haben wenig Interesse daran, dass Kinder aus
der Unterschicht die gleichen Bildungschancen
haben wie ihre eigenen. Als eine „der wichtigsten
Veränderungen in der Situation der Frauen und
einer der maßgeblichen Faktoren für ihre Umgestal-
tung ist ohne jeden Zweifel der vermehrte Zugang

der Mädchen zum Gymnasial- und Hochschulunter-
richt“ (Bourdieu 2005, S. 156) zu werten. Von der
Bildungsexpansion haben vor allem die Mädchen
aus bürgerlichen Familien profitiert, nicht aber
Kinder beiderlei Geschlechts aus Arbeiterfamilien
(vgl. Geißler 2002). Kinder aus sozial benachteilig-
ten Milieus scheinen genau zu spüren, dass sie
nicht über die gleichen Chancen verfügen wie ihre
Altersgenossen aus bessergestellten Familien. Nur
19 % der befragten 6- bis 11-jährigen Kinder aus
der Unterschicht geben in der World-Vision-
Kinderstudie an, das Abitur als Bildungsziel anzu-
streben. Dieser Zahl stehen 76 % der Kinder aus
der Oberschicht gegenüber. Zwischen Mädchen
und Jungen gibt es in dieser Hinsicht hingegen keine
Unterschiede (vgl. World Vision Deutschland e.V., 
S 26). Von der Selektionsfunktion des Bildungs-
wesens sind Mädchen und Jungen aus prekären
Milieus gleichermaßen betroffen. Dass trotzdem
mehr Jungen als Mädchen zu den Bildungsverlie-
rern gehören, lässt sich damit erklären, dass sie
aufgrund ihrer oft sehr ausgeprägten Männlich-
keitspraxen einer zusätzlichen negativen Beurtei-
lung der Lehrkräfte unterliegen.
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Wider die Festschreibung von Unterschieden
Zur Kategorie Geschlecht in der Bildungsarbeit mit Migrantinnen und Migranten

Wiebke Waburg

Der vorliegende Artikel plädiert für einen sensiblen
Umgang mit geschlechtsbezogenen Stereotypisierun-
gen von Migrantinnen und Migranten. Wie jedes
andere pädagogische Handlungsfeld ist die außer-
schulische Jugend- und Erwachsenenbildung dazu
aufgerufen, gesamtgesellschaftlich wirksame bipola-
re Gegenüberstellungen von scheinbar unmodernen
migrantischen und als emanzipiert begriffenen
Geschlechterarrangements der Mehrheitsgesell-
schaft kritisch zu reflektieren. Dafür bedarf es beim
pädagogischen Personal der Entwicklung gender-
bezogener interkultureller Kompetenzen und bei
den Anbietern von Bildungsmaßnahmen einer
umfassenden interkulturellen Öffnung mit beson-
derem Fokus auf die Genderperspektive.

Einleitung

Aufgrund zurückliegender und aktueller Migrations-
bewegungen (siehe bspw. Oltmer 2009) stieg und
steigt der Anteil der eingewanderten Bevölkerung
in Deutschland kontinuierlich an. Gegenwärtig
haben ca. 19 Prozent der in Deutschland lebenden
Menschen einen Migrationshintergrund, in der
Alterskohorte der bis zu 25-Jährigen trifft dies auf
knapp 28 Prozent zu. In Großstädten wohnen teil-
weise deutlich mehr Migrant/-inn/-en als im bundes-
deutschen Durchschnitt (Statistisches Bundesamt
2010). Hieraus ergibt sich die quasi demogra-
phische Notwendigkeit, die Angebote der außer-
schulischen Jugend- und Erwachsenenbildung für
Migrant/-inn/-en zu öffnen und dabei zu berück-
sichtigen, dass diese keine homogene Zielgruppe
darstellen, sondern die Migrationsrealität immer
stärker durch Heterogenität geprägt ist (Mecheril
2011).

Eine entsprechende interkulturelle Öffnung steht
vor der Herausforderung, reflexiv mit der defizit-
orientierten Wahrnehmung von Zugewanderten
umzugehen. In dieser Wahrnehmung beruht der
Vergleich zwischen Mehrheitsgesellschaft und
Migrationsgemeinschaften auf einer Differenz-
betrachtung: Während die Handlungen der einen
(einheimisch Deutsche) als individuelle Handlun-
gen interpretiert werden, führt man die der ande-
ren (Migrant/-inn/-en) primär auf ‚ihre Kultur‘

zurück. Dieses Wahrneh-
mungsmuster ignoriert
die Subjektivität von Zu-
gewanderten, während
Deutsche ohne Migra-
tionshintergrund vorran-
gig als Individuen an-
gesehen werden. D. h.

Migrationsgemeinschaften gelten als homogen,
während die Aufnahmegesellschaft für sich eine
hohe Ausdifferenzierung beansprucht. Die beschrie-
bene Kulturalisierung beinhaltet zumeist eine
Abwertung der Migrant/-inn/-en und eine Aufwer-
tung der Angehörigen der Mehrheitsgesellschaft,
diese verdeckt Ungleichheits- und Machtverhält-
nisse (Leiprecht/Riegel 2011; Volpp 2000).

Da negative Diskurse und Repräsentationen soziale
und gesellschaftliche Ausgrenzungsprozesse for-
cieren und Auswirkungen auf Konzeption und
Gestaltung von (Weiter)Bildungsmaßnahmen haben
können (Leiprecht/Riegel 2011), müssen Pädagog/
-inn/-en die eigenen und gesellschaftlich relevan-
ten Selbst- und Fremdbilder reflektieren und in
Frage stellen. Der vorliegende Beitrag diskutiert
diese Anforderung mit Fokus auf die Bedeutung
von Geschlechterstereotypen.

Hintergrundwissen über die diskursive Ver-
schränkung von Geschlecht und Migration
und deren Auswirkungen

Die oben beschriebenen Kulturalisierungs- bzw.
Ethnisierungsprozesse sind ebenso wie aktuelle
Diskurse über Integration, kulturelle und religiöse
Differenz (siehe bspw. die sogenannte Sarrazin-De-
batte) eng mit der Kategorie Geschlecht verknüpft

(Lutz/Huth-Hildebrandt
1998; Sauer 2009). ‚Ver-
geschlechtlichte‘ Stereo-
typen über Migrantinnen
und Migranten spielen
im gesamtgesellschaftli-
chen Diskurs sowie in den
Bildungsinstitutionen ei-
ne große Rolle. Sie sind
durch eine bipolare
Gegenüberstellung von
mutmaßlich patriarchal
dominierten migranti-
schen vs. emanzipato-

risch orientierten ‚deutschen‘ Geschlechterverhält-
nissen gekennzeichnet. 

Am deutlichsten werden diese stereotypen Bilder
beim Blick auf Frauen mit türkischem Migrations-
hintergrund (häufig sind hierbei auch Menschen
aus dem Nahen und Mittleren Osten gemeint). Die-
se werden oft als Opfer häuslicher Gewalt, nicht
emanzipiert und abhängig vom Ehemann wahr-
genommen. Sie erscheinen potentiell hilfsbedürftig.
Aufgrund neuerer Entwicklungen (Bekanntwerden
der Beteiligung von palästinensischen Frauen an
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Stereotypen über
Migrantinnen und
Migranten sind durch
eine bipolare Gegen-
überstellung von mut-
maßlich patriarchal
dominierten migranti-
schen vs. emanzipato-
risch orientierten‚
deutschen Geschlech-
terverhältnissen
gekennzeichnet

Die Subjektivität von
Zugewanderten wird
ignoriert, während
Deutsche ohne Migra-
tionshintergrund vor-
rangig als Individuen
angesehen werden
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Selbstmordattentaten) werden Frauen nicht mehr
nur als Opfer, sondern auch als potentielle Gewalt-
täterinnen stigmatisiert (Castro Varela 2007). Für
Männer aus verschiedenen Migrantengruppen
(konkret Männer türkischer Herkunft, aus dem
Nahen und Mittleren Osten und [Spät]Aussiedler)
gilt, dass „bei allen angenommenen Differenzen
zwischen den drei Gruppen – neben stereotypen
Annahmen zur jeweiligen Ethnizität – eine Männ-
lichkeit zugeschrieben wird, welche sich durch
gewalttätiges Handeln, Kriminalität, Frauenabwer-
tung, ein übersteigertes Körperbewusstsein, protzi-
ges Auftreten und Cliquen-/Bandenbildung äußert“
(Stecklina 2007, S. 77).

In Folge einer angeblich autoritären Erziehung und
innerfamiliärer Gewalt gelten männliche Jugend-
liche mit Migrationshintergrund als potentiell

kriminelle Gewalttäter.
Analog finden sich ste-
reotype Annahmen über
„unterdrückte Kopftuch-
mädchen“. Andere Bilder
über Migrant/-inn/-en,
in denen Ethnizität und
Geschlecht verknüpft
werden, sind südame-
rikanische Machos, ost-
europäische Putzfrauen,

übersexualisierte Schwarze, ausländische Prostitu-
ierte, unterwürfige Asiatinnen (Gemende/Munsch/
Weber-Unger Rotino 2007). Geteilte Grundannahme

der Stereotype ist, dass Mi-
grantinnen und Migranten
primär als Vertreter/-innen
ihrer Gemeinschaft und der
dieser zugeschriebenen Ei-
genschaften angesehen
werden. Dabei scheint es
keinen Raum für Verände-
rungen und Entwicklungen
oder individuelle Spielräu-
me zu geben (Leiprecht/
Riegel 2011; Volpp 2000).

Dass die Verschiedenheit
der Migrantinnen und Mi-
granten im Verhältnis zu
den Angehörigen der Auf-
nahmegesellschaft häufig
am Geschlechterverhältnis
festgemacht wird, ist kein
neues Phänomen. Dies war
bereits in Folge der Arbeits-
migration der 1950er und
1960er Jahre zu beobach-

ten. Angesprochen wurden und werden Themen
wie Geschlechtertrennung, Ehre und Schande, Jung-
fräulichkeit vor der Ehe, Verheiratung der Mäd-
chen/Kinder durch die Eltern, Kopftuch (Lutz/Huth-
Hildebrand 1998). Die Betonung der Kategorie
Geschlecht war durch je spezifische Schwerpunkt-
setzungen und die Konzentration auf Frauen als
Opfer gekennzeichnet (vgl. ebd.): In den 1950er und
1960er Jahren stand das Frau- und Muttersein als
Inbegriff der „Südländerin“ im Fokus. Die „Orienta-
lisierung“ der Migrantinnen begann in den 1970er
Jahren; dabei fokussierte die Debatte Türkinnen,
deren Situation mit dem Topos „Hilflosigkeit in der
Isolation“ (durch zugeschriebene Nicht-Erwerbstä-
tigkeit und ein Hausfrauendasein) erklärt wurde.
In den 1980er Jahren rückten die bereits beschriebe-
nen Muster der Kulturdifferenz und des Kulturkon-
flikts in den Mittelpunkt. Diese waren verbunden
mit der Unterstellung einer strikten geschlechts-
spezifischen Rollenaufteilung, die im Konflikt mit der
„modernen“ der Aufnahmegesellschaft stand. Es
folgten die 1990er Jahre, in denen weiterhin die Kul-
turdifferenzthese wirksam war. Gleichzeitig begann
in einigen pädagogischen Handlungsfeldern die
Berücksichtigung von Differenzen zwischen unter-
schiedlichen Migrationsgruppen (ebd.). Gegenwär-
tig steht eine Verknüpfung der geschlechtlich-kul-
turell-religiösen Differenzlinien im Vordergrund,
vor allem zwischen Islam und Christentum, in der
dem Islam patriarchal fundierte, asymmetrische
Verhältnisse zwischen Frauen und Männern unter-
stellt werden (Baquero Torres 2012).

Entsprechen nicht den Geschlechterstereotypen von Migranten aus der Türkei.
Deutsch-Türk/-inn/-en beim Europaspiel Deutschland gegen Türkei 2008

© Arne List/Quellen: flickr; Wikipedia

Grundannahme der
Stereotype ist, dass
Migrantinnen und
Migranten primär als
Vertreter/-innen ihrer
Gemeinschaft und der
dieser zugeschriebenen
Eigenschaften angese-
hen werden



Die Verschiebung in den für migrantische Geschlech-
terverhältnisse relevant gesetzten Aspekten ver-
weist darauf, dass diese nicht naturhaft gegeben,
sondern veränderbar sind. Angesprochen ist hier-
mit eine wichtige theoretische Grundlage für den
sensiblen Umgang mit geschlechts- und migrations-
bedingter Heterogenität: Geschlecht, Ethnizität
und Kultur werden in der Erziehungswissenschaft
als Kategorien begriffen, die Produkt gesellschaft-
licher und individueller Konstruktionsprozesse sind.
Auch werden die Kategorien nicht mehr isoliert
betrachtet, sondern in ihrer Verschränkung. 

Anforderungen an Fachkräfte: Selbstreflexi-
vität als zentrales Element von geschlechts-
bezogener interkultureller Kompetenz

Welche Anforderungen resultieren für die außer-
schulische Jugend- und Erwachsenenbildung nun
aus den verbreiteten defizitorientierten Zuschrei-
bungen an Migrant/-inn/-en? Wenn die Konzep-
tion von Lernprozessen eng mit gesellschaftlich
relevanten, auf Geschlecht und Ethnizität bezoge-
nen Zuschreibungen zusammenhängt (Zitzelsber-
ger/Latorre 2007), ist als „Lernziel“ für pädago-
gisch Tätige und Adressat/-inn/-en bzw. Lernende
die Entwicklung geschlechtsbezogener interkultu-
reller Kompetenz anzustreben. Für diese können
drei wesentliche Bausteine identifiziert werden:

Wollen, Wissen und Können (in Anlehnung an Kuh-
nert-Zier 2005). 

Das Wollen betrifft grundlegend die Bereitschaft,
Engagement für Gleichstellung zu zeigen und somit
zum Abbau von Hierarchien beizutragen, die auf
der Verschränkung von Geschlecht und Ethnizi-
tät/kultureller Herkunft beruhen. Das Wissen soll
auf der Seite der Professionellen eine Annäherung
an die Lebenswelten der Klient/-inn/-en erlauben
(Lanfranchi 2008; Mecheril 2008). Gemeint ist damit
jedoch nicht primär Hintergrundwissen darüber,
wie Mädchen und Jungen, Frauen und Männer mit
einem bestimmten kulturellen Hintergrund „sind“,1

sondern folgende Aspekte:

■ Theoriewissen über die soziale Konstruktion von
Geschlecht und Kultur und deren Verschränkung
miteinander sowie mit anderen Kategorien wie
soziale Herkunft, Alter oder Behinderung. 

■ Kenntnisse über strukturelle und historische
Aspekte der Herkunfts- sowie der Migrations-
gesellschaft, bspw. über rechtliche Aspekte,
Erfahrungen mit Diskriminierungen, Rassismus
und vergeschlechtlichten Vorurteilen und Stereo-
typen sowie deren Auswirkungen auf Indivi-
duen und Gruppen, aber auch Machtaspekte,
die in interkulturellen Beziehungen und Begeg-
nungen häufig zum Tragen kommen (Auernhei-
mer 2008).

■ Allgemeines Theoriewissen über Migrations-
und Integrationsprozesse, etwa darüber, dass
Integration ein langfristiger, komplexer Prozess
der kulturellen und sozialen Annäherung von
Zugewanderten und einheimischen Deutschen
ist, der 
a) von Bemühungen der Migrant/-inn/-en und

der Bereitschaft der Aufnahmegesellschaft
beeinflusst wird und 

b) zu Veränderungen bei den Zugewanderten
und in Bezug auf die aufnehmende Gesell-
schaft – so z. B. hinsichtlich der Geschlechter-
verhältnisse – führt (Schramkowski 2007).

Das Können beinhaltet didaktisch-methodische,
kommunikative und selbstbezogene Kompetenzen:
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Dem Islam werden patriarchal fundierte, asymmetrische
Verhältnisse zwischen Frauen und Männern unterstellt.
Hier: Tourist/-inn/en aus Saudi-Arabien an der Ostsee

Foto: Jerzy Sawluk/Pixelio.de

1  Landeskundliches oder kulturelles Wissen ist deshalb aber

nicht bedeutungslos. Allerdings darf es nicht zum einzigen 

oder zentralen Bezugspunkt für Situationsdeutungen werden.

Auernheimer (2008) führt differente Kulturmuster dezidiert 

als letzte von vier Dimensionen auf, die bei der Interpretation

von interkulturellen Begegnungen zu berücksichtigen sind,

weil diese häufig überbewertet werden. Bei den drei anderen

handelt es sich um: Machtasymmetrien, Kollektiverfahrungen

und Fremdbilder.
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u. a. Selbstreflexivität, Multiperspektivität, Empa-
thie, Ambiguitätstoleranz und Flexibilität (Kaschu-
ba 2007; Leiprecht 2002). Von zentraler Bedeutung
ist, dass die pädagogische Arbeit stereotype Bilder
über Migrantinnen und Migranten keinesfalls ver-
festigt. Stattdessen gilt es, Menschen mit und ohne
Migrationshintergrund als Akteure ihrer Entwick-
lung anzusehen (Fleßner 2005) und nicht als durch
„ihre Kultur“ und „ihr Geschlecht“ determiniert; 
d. h. ein monokultureller und androzentrischer Blick
soll überwunden werden (Castro Varela/Jagusch
2006). Hiermit ist vor allem die (Selbst)Reflexions-
fähigkeit des pädagogischen Personals angespro-
chen. Pädagog/-inn/-en mit und ohne Migrations-
hintergrund müssen sich aktiv mit Geschlechter-
verhältnissen und der eigenen Geschlechtsiden-
tität, aber auch mit den anderen für sie relevanten
Zugehörigkeiten (kulturelle Herkunft, Milieu, Schicht,
sexuelle Orientierung etc.) auseinandersetzen. Zu
reflektieren ist dabei die Kulturgebundenheit der
geschlechtsbezogenen Wahrnehmungen und Si-

tuationsdeutungen. Dies
betrifft die Thematisie-
rung und Dramatisierung
der kulturellen Herkunft
und des Geschlechts im
Alltag der Arbeit mit
Migrant/-inn/-en (Bender-
Szymanski 2008). Profes-

sionelle Akteure und Akteurinnen müssen reflek-
tieren, dass interkulturelle Überschneidungssitua-
tionen oft mit Hierarchisierungen und Machtgefäl-
len – qua Geschlecht, kultureller Herkunft, Status –
verknüpft sind (Kalpaka 2005).

Ein selbstreflexiver Umgang mit geschlechtsbezo-
genen Stereotypen über Migrant/-inn/-en hat seinen
Ausgangspunkt darin, sich der Tatsache bewusst zu
werden, dass man nicht alles über (kulturell/eth-
nisch/geschlechtlich) „Andere“ wissen kann und
dass ein Spannungsverhältnis zwischen der Fokus-
sierung auf die kulturelle Dimension und deren
Ausblendung besteht (Auernheimer 2008). Hilfreich
kann es in diesem Fall sein, gedankenexperimen-
tell die kulturelle Herkunft einer Person auszublen-
den und sich zu fragen: Wie würde ich Handlungen
und Äußerungen meines Gegenübers interpretie-
ren, wenn ich zunächst einmal vom möglicher-
weise optisch präsenten Anderssein absehe? 

Diese Strategie möchte ich anhand eines Beispiels
verdeutlichen: Stellen Sie sich vor, Sie leiten eine
Bildungsmaßnahme für junge Erwachsene. Eine
der Teilnehmerinnen ist eine 18-jährige Frau musli-
mischen Glaubens, die ein Kopftuch trägt und die,
wie Sie wissen, verheiratet ist und ein Kind erwar-

tet. In einem ersten Schritt wäre nun zu fragen,
welche Assoziation sich bei Ihnen in Bezug auf die-
se Frau einstellen. Möglichweise denken Sie, dass
es heutzutage für eine 18-Jährige ungewöhnlich
ist, verheiratet zu sein und ein Kind zu bekommen.
Da die Frau ein Kopftuch trägt, das innerhalb des
dominanten gesellschaftlichen Diskurses als Symbol
für die Unterdrückung von muslimischen Frauen
angesehen wird2, könnte sich die Vermutung ein-
stellen, dass die Frau zur Verheiratung und Ehe
gezwungen wurde und sie somit ein Opfer patriar-
chaler Verhältnisse in Migrantenfamilien ist. Diese
Wahrnehmung kann nun Ihre Interaktionen mit
der betreffenden Person steuern, indem Sie eine
paternalistische Haltung einnehmen – Ihre Hilfe
anbieten, wenn diese nicht erwünscht und auch
nicht nötig ist, oder sie nicht als eine Teilnehmerin
unter vielen wahrnehmen und damit „besondern“.

Um einer derartigen kulturalisierenden Interpreta-
tion vorzubeugen, stellen Sie sich im zweiten Schritt
vor, dass es sich um eine junge Frau handelt, die
der deutschen Mehrheitsgesellschaft angehört, die
ebenfalls verheiratet und schwanger ist. Welche

Zu reflektieren ist die
Kulturgebundenheit
der geschlechtsbezo-
genen Wahrnehmun-
gen und Situations-
deutungen Vermutlich kein Opfer patriarchalischer Verhältnisse 
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2  Siehe zu anderen Deutungsmöglichkeiten bspw. Beck-Gerns-

heim 2007.



Assoziationen entwickeln Sie in diesem Fall? Sie
denken wahrscheinlich immer noch, dass es unge-
wöhnlich ist, im Alter von 18 Jahren verheiratet zu
sein und ein Kind zu erwarten. Dass beides bei der
jungen Frau der Fall ist, führen Sie möglicherweise
darauf zurück, dass sie ungeplant schwanger gewor-
den ist und deswegen geheiratet hat. Dass die jun-
ge Frau gegen ihren Willen zur Heirat gezwungen
wurde oder der Fall Ausdruck eines kulturspezifi-
schen Verhaltens ist, wird Ihnen eher nicht in den
Sinn kommen. Es handelt sich somit um eine indivi-
dualisierte Deutung. 

Im dritten Schritt kontrastieren Sie beide Wahrneh-
mungsmuster und verdeutlichen somit zum einen,
inwiefern die eigene Deutung der Lebensumstän-
de der muslimischen Frau kulturgebunden erfolg-
te. Zum anderen sensibilisieren Sie sich dafür, dass
ihre Lebenssituation ebenfalls vor dem Hintergrund
des westlichen Ideals einer Liebesheirat interpre-
tiert werden könnte. Anders formuliert: „Die Hand-
lungen, die mit dem Merkmal Kultur erklärt werden,
können durch viele andere Merkmale (mit)bedingt
sein“ (Wischmeier/Macha 2012, S. 141).

Wenngleich das Beispiel reichlich plakativ ist, illus-
triert es jedoch die zu Beginn des Artikels ange-
sprochene, in der Mehrheitsgesellschaft verbreite-
te Tendenz, das Verhalten und die Handlungen
von Migrationsanderen zunächst kulturgebun-
den zu interpretieren und dass diese Interpretation
in Vorstellungen von patriarchalen Geschlechter-
verhältnissen eingebunden ist. Es sollte verdeut-
licht werden, dass Selbstreflexivität die Grundlage
dafür bildet, dass Kommunikationsfähigkeit für
den Arbeitsalltag sowie didaktisch-methodische

Fertigkeiten entwickelt
werden, die zum Abbau
von einengenden ge-
schlechtsbezogenen Bil-
dern über Migrant/-in-
nen beitragen und die
Option der Verhaltens-
erweiterung für beide
Geschlechter und unter-
schiedliche Migrations-
gruppen eröffnen. Ein
anerkennender Umgang
kann gerade durch die
Betonung von Gemein-
samkeiten und das akti-

ve Nicht-Thematisieren von Differenzen gekenn-
zeichnet sein (Auernheimer 2008). Wichtig ist
dabei, dass Zugewanderte nicht als über „ihre“
Kultur Auskunftsgebende adressiert werden (Me-
cheril/Thomas-Olalde 2011). Dadurch fühlen sie

sich möglicherweise in eine Position gedrängt, die
für die eigene Identität wenig relevant ist (z. B.
weil sie sich stärker mit der Kultur der Mehrheits-
gesellschaft identifizieren als mit der Herkunftskul-
tur). Auch kann die implizierte Festlegung auf eine
(andere) kollektive Identität zu einer Kränkung
führen sowie mit dem Gefühl der Ausgrenzung
verbunden sein.

Anforderungen an Einrichtungen bzw.
Institutionen: Interkulturelle Öffnung unter
Berücksichtigung der Genderperspektive

Die Ausbildung genderbezogener interkultureller
Kompetenzen ist ohne Zweifel von großer Bedeu-
tung, denn ohne Engagement und Qualifikation
des Fachpersonals können kaum Fortschritte erzielt
werden (Gültekin 2005). Anerkennung und Gleich-
stellung müssen jedoch ebenfalls zu einem primä-
ren politischen und gesellschaftlichen Ziel gemacht
werden (ebd.), denn auch strukturelle und poli-
tische Dimensionen beeinflussen das Verhältnis
zwischen Professionellen und Migrant/-inn/-en (Me-
cheril/Thomas-Olalde 2011). Einzubeziehen ist eben-
falls die Ebene der pädagogischen Orte, also deren
interkulturelle Öffnung unter Berücksichtigung
der Genderperspektive. Dies beginnt mit der Ver-
ankerung einer interkulturellen Orientierung im
Leitbild der Einrichtung und zielt auf folgende Ver-
änderungen für Klientel, Mitarbeiter/-innen sowie
Führungskräfte (Gaitanides 2011):

Erstens soll Migrant/-inn/-en durch den Abbau von
Inanspruchnahmebarrieren der gleiche Zugang zu
allen Dienstleistungen ermöglicht werden. Hierbei
müssen die – auch in pädagogischen Einrichtungen –
gemachten Erfahrungen mit Rassismen und Diskri-
minierung berücksichtigt und reflexiv bearbeitet
werden (Fleßner 2005). Problematisch ist es bspw.,
wenn die Angebote für Migrant/-inn/-en einer defi-
zitorientierten Perspektive verhaftet bleiben (Sprung
2010; Zitzelsberger/Latorre 2007). Zudem geht es
um die Ausarbeitung von bedarfs- und adressaten-
gerechten Angeboten, die sich auf den Ausgleich

spezifischer Benachteili-
gungen beziehen und/
oder an den Ressourcen
der Zugewanderten –
etwa Mehrsprachigkeit,
Erfahrungen in unter-
schiedlichen sozialen und
kulturellen Kontexten –
ansetzen und diese stär-
ken (Gaitanides 2011;
Mecheril 2011; Sprung
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Selbstreflexivität bildet
die Grundlage dafür,
dass Kommunikations-
fähigkeit für den
Arbeitsalltag sowie
didaktisch-methodi-
sche Fertigkeiten
entwickelt werden, 
die zum Abbau von ein-
engenden geschlechts-
bezogenen Bildern
über Migrant/-inn/-en
beitragen

Es geht um die Aus-
arbeitung von bedarfs-
und adressatengerech-
ten Angeboten, die
sich auf den Ausgleich
spezifischer Benach-
teiligungen beziehen
und/oder an den Res-
sourcen der Zugewan-
derten ansetzen
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2010). Zitzelsberger und Latorre (2007) empfehlen
die Zusammenarbeit mit migrantischen Selbstorgani-
sationen, in denen Migrant/-inn/-en als Expert/-inn/-en
vielfältige und von Zugewanderten stark nachge-
fragte Bildungsprogramme anbieten.

Zweitens ist mit Blick auf die Professionellen die
Bildung interkulturell und geschlechterparitätisch
zusammengesetzter Teams anzustreben. Die Teams

müssen methodisch be-
gleitet werden, was sich
auch auf die Entwick-
lung gleichberechtigter
Strukturen und die Nut-
zung der Vielfalt im Team
bei Problemdefinitionen
und Lösungsstrategien
bezieht. Wünschenswert
ist, dass Supervisionen

und fachlich angeleitete Intervisionen durch-
geführt werden und dass innerhalb der Institutio-
nen Reflexivität möglich, sinnvoll sowie attraktiv
ist – hiermit ist die (begleitete) Qualifizierung aller
Teammitglieder mit und ohne Migrationshinter-
grund in genderbezogener interkultureller Kom-

petenz angesprochen (Gaitanides 2011; Gültekin
2005; Mecheril 2008). 

Drittens müssen interkulturelle und geschlechts-
bezogene Aspekte in der gesamten Institution und
damit auch auf Ebene der Führungskräfte berück-
sichtigt werden, da es ansonsten trotz einschlägiger
Kompetenz der Mitarbeiter/-innen zu Frustration
und kontraproduktiven Entwicklungen kommen
kann (Gültekin 2005). „Das Veränderungsmanage-
ment ist eine Leitungsaufgabe und kann nicht an
einzelne Mitarbeiter[/-innen] delegiert werden“
(Gaitanides 2011, S. 205). 

Fazit

Wie die vorangegangenen Ausführungen zeigen,
besteht bei Konzeption und Durchführung von Bil-
dungsangeboten für Migrant/-inn/-en die Notwen-
digkeit, auf die Genderperspektive zu rekurrieren.
Wichtig ist dabei eine Hinwendung zu einem diffe-
renzierten Blick auf Migrant/-inn/-en. Durch gesell-
schaftliche Modernisierungen haben sich die Lebens-
lagen von Männern und Frauen pluralisiert,
Geschlechter gestalten sich sozial heterogen aus;
dies gilt sowohl für Nicht-Gewanderte als auch für
Migrant/-inn/-en (Westphal 2005). Um diese Aspek-
te in pädagogischen Settings zu berücksichtigen,
ist zum einen die Entwicklung von geschlechts-
bezogener interkultureller Kompetenz bei Fach-
kräften notwendig, zum anderen bedarf es einer
interkulturellen Öffnung der Einrichtungen und
Institutionen der außerschulischen Jugend- und
Erwachsenenbildung unter Berücksichtigung der
Genderperspektive. Die zentrale Herausforderung
für diesen Prozess ist, dass sich alle Beteiligten der
Gefahr der Essentialisierung von Zugehörigkeiten
bewusst sind. Keinesfalls sollten in sicherlich gut
gemeinter Absicht die unterstellten Merkmale der
Geschlechterverhältnisse der „Anderen“ zum Gegen-
stand des Interesses und der pädagogischen Bemü-
hungen gemacht werden, da dadurch paradoxer-
weise eine Bekräftigung der Differenzen zwischen
den „Anderen“ und „uns“ erfolgt (Mecheril/Tho-
mas-Olalde 2011). Stattdessen geht es darum,
Strukturen zu schaffen, „in denen Andere und
Nicht-Andere als Handlungssubjekte anerkannt
werden“ (ebd., S. 81).
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Heteronormativität lernen – beim und mit Fußball 
Nina Degele

Fußball ist eine männliche Domäne, obwohl es mitt-
lerweile auch eine weibliche Nationalelf gibt. Nina
Degele legt dar, weshalb es Frauen bislang nicht
gelungen ist, die neben der Katholischen Kirche
konservativste Bastion Fußball zu erobern. Ihr Bei-
trag handelt von in der Welt des Fußballs gepfleg-
ten Geschlechterstereotypen, dem dort wirksamen
Lernprogramm Heteronormativität und der Aus-
grenzung von Frauen und Schwulen.

Einleitung

Wer sich für die Konstruktion von Heteronormati-
vität interessiert, findet kaum ein ähnlich aufschluss-
reiches Spielfeld wie Fußball: Fußball ist Männer-
sache, steht für Männerbünde, homosoziales
Vergnügen und Kerligkeit. Fußball präsentiert sich
neben der Katholischen Kirche als die vielleicht
konservativste Bastion der Gesellschaft: Fast nir-
gendwo haben Frauen einen schwereren Stand
und erfährt Homosexualität mehr Ächtung. Wie
funktioniert das? Wie werden Geschlechterbilder
im Fußball konstruiert? In welcher Weise sind Fuß-
ball spielende Akteure/Akteurinnen daran beteiligt?
Solchen Fragen will ich in diesem Beitrag nachgehen
und dabei einige Befunde einer inzwischen abge-
schlossenen Studie zum ein- und ausgrenzenden
Potenzial von Fußball rund um Sexismus, Rassismus
und Homophobie vorstellen (Degele 2013a)1. Dazu
entwickle ich die These, dass die Konstruktion von
Fußball immer auch einer heteronormativen Logik

folgt, nämlich als Fest-
stellung und Perpetuie-
rung von Zweigeschlecht-
lichkeit, ihrer Naturali-
sierung sowie ihrer Insti-

tutionalisierung in gesellschaftliche Strukturen.
Fußballhandelnde lernen Heteronormativität, und
dazu gehört die Abgrenzung von Frauen ebenso
wie die Ausgrenzung von Schwulen. Dies geschieht
auf unterschiedlichen Ebenen, die analytisch zu
trennen sind, empirisch aber ineinander wirken.
Zunächst illustriere ich Strukturen der Geschlech-
tertrennung, wie sie anhand unterschiedlicher
Fußballpraktiken wie dem Pfeifen von Schiedsrich-
ter/-inne/-n hergestellt werden und damit gleich-
zeitig den ermöglichenden und begrenzenden
Rahmen für Fußballhandeln bilden (2. Teil). Dann
beziehe ich Wahrnehmungen von Fußball auf Wis-
sen über und Einstellungen zu Fußball und weise
auf die Relevanz symbolischer Ordnungen hin, wie
sie in massenmedialer Kommunikation und Bericht-
erstattung zum Ausdruck kommen (3. Teil). Schließ-
lich zeige ich, wie Heteronormativität praktisch
und dabei vor allem vorsprachlich gelernt wird. Dazu
greife ich auf Beobachtungen in Umkleiden zurück
(4. Teil). Ergebnis ist eine Geschlechterordnung
(nicht nur im Fußball), die durch funktional äquiva-
lente Ausgrenzungen hergestellt und gesichert
wird, nämlich von Frauen und Schwulen. 

Geschaffene Strukturen wirken 

Dass es sich bei Männer- und Frauenfußball (vulgo:
Fußball und Frauenfußball) um zwei verschiedene
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Ist Frauenfußball eine andere Sportart als Männer-
fußball?

©Wolfgang Pfensig/Pixelio.de

1  Weil Einzelinterviews bei sensiblen Themen wie den genann-

ten vermutlich eher vordergründig politisch korrekte State-

ments reproduzieren, habe ich in diesem Forschungsprojekt

unter anderen die Methode der Gruppendiskussion eingesetzt.

Sie eignet sich zur Rekonstruktion gruppenspezifischer Orien-

tierungen und Ideologien, denn erst in Interaktionen realer

Gruppen werden die gesellschaftlich wirksamen Normen und

Einstellungen deutlich sichtbar (vgl. Loos/Schäffer 2001). Mit

diesem Verfahren habe ich untersucht, was Aktive, Fans oder

Interessierte mit Fußball verbinden und wie sie sich zu Aus-

grenzungen positionieren. Dazu haben insgesamt 24 Gruppen

diskutiert: Kinderteams, Altherrenmannschaften, Dorfgruppen,

Stadtteams, schwul-lesbische Teams und Fanclubs, politische

Fanclubs, Vereins- und Freizeitmannschaften, Bewohner/-innen

eines Altenheims, Teams mit Migrationshintergrund, Teams von

Wohnungslosen und Teams mit Behinderungen. Den Einstieg in

die Diskussionen erleichterte die Darstellungsform eines Plakats

mit acht Bildern auf einem Fußballfeld als Hintergrund einer

Diskussion zu genannten Tabuthemen. Auf den Bildern des

Plakats sind unterschiedliche Ungleichheitsdimensionen mit-

einander verwoben: Geschlecht, Sexualität, Hautfarbe/Ethnizi-

tät, Nationalität/Regionalität und Klasse (vgl. Degele/Kessel-

hut/Schneickert 2009, Degele/Janz 2011 und Anhang).

Fußball ist für die Kon-
struktion von Hetero-
normativität ein auf-
schlussreiches Spielfeld
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Sportarten handelt, gehört zu weitgehend geteil-
tem Alltagswissen – auch in fast allen Gruppendis-
kussionen. Den Grund sehen die meisten in einer
unterschiedlichen körperlichen Grundausstattung
von Männern und Frauen: „Also ich sag, ’n Mann hat
auch ’n ganz anderes körperliches Potenzial also“
(dieses und folgende Zitate stammen aus Gruppen-
diskussionen). Für Jungen und Mädchen gilt das
noch nicht zwingend: Die Sinnhaftigkeit einer

Trennung von Mädchen
und Jungen im Kindes-
alter ist physiologisch
nicht zu belegen, hat
aber einschneidende
Konsequenzen. Sie ver-
festigt nämlich nicht nur
die Unterscheidung von
Frauen- und Männer-
fußball, sondern stellt

sie erst her. Wie (strukturelle) Differenzen produ-
ziert und verfestigt werden, lässt sich daran illus-
trieren, wie Schiedsrichter/-innen Frauenfußball-
spiele pfeifen. So ärgert sich eine jugendliche
Vereinsspielerin über die anderen Maßstäbe, die
Schiedsrichter dort anlegen: „Also ICH finde ... also
ich geh zum Sport, um mich auszulassen und um ...
einfach ... meine Kraft abzubauen und meine Power
rauszulassen. Und dann: WILL ich auch ... dann bin
ich auch mit Seele und Kampfgeist dabei un dann
WILL ich auch ... find ich richtich spieln. Und des-
wegen find ich ja, wenn MAL was passiert, dann is
es auch in Ordnung, wenn man mal stärker ran-
geht. Und ich finds eher ...Ich finds besser, wenns
mal in Ordnung is, als wenn man bei jeder Klei-
nichkeit abpfeift.“ 

In dieser Wahrnehmung dürfen Mädchen und Frauen
beim Fußballspielen nicht härter rangehen, weil
dies sofort abgepfiffen wird (zur empirische Illus-
tration vgl. Sobiech 2012). Das stellt Spielerinnen
vor folgende Alternative: Entweder stellen sie ihre
Spielpraxis auf das bei Frauen strengere Pfeifen ein
oder sie riskieren gelbe Karten und damit in letzter
Konsequenz den Platzverweis. Ersteres ist aus zwei
Gründen wahrscheinlicher. Denn zum einen wollen
alle Beteiligten siegen, was sich mit Verwarnun-
gen, Strafstößen und im schlimmsten Fall mit nur
zehn Frauen auf dem Feld um einiges schwieriger
gestaltet. Zum anderen beeinflussen und verän-
dern die strukturellen Beschränkungen und Vorga-
ben – hier in Gestalt der Pfeifenden – die Körper-
wahrnehmungen und die Spielpraxis der Frauen,
was auf Dauer zu einer angepassten, und das heißt
vorsichtigeren und zurückhaltenderen, Spielpraxis
führt – weiblich eben. Damit nicht genug, die
Spielpraxis wirkt auf die bestehenden Strukturen

zurück. Denn eine mehrheitlich vorsichtigere Spiel-
weise bestätigt nicht nur das samtene Pfeifen und
die vorherrschende Meinung eines anderen, weni-
ger athletischen Fußballs, sondern liefert auch die
Munition für weitere einschränkende Regelungen
und Differenzmarkierungen. So unterscheiden die
Ausbildungsinhalte zum DFB-Vereinsjugendmana-
ger und zur Trainer-C-Lizenz im Breitenfußball den
Themenbereich Sportbiologie und Sportmedizin
sehr deutlich nach „Trainier- und Belastbarkeit in
Abhängigkeit von Alter und Geschlecht“2. Auch

gut gemeinte Regelun-
gen, die auf die Eineb-
nung von Unterschieden
in der Förderung ausge-
richtet sind, Förderdefi-
zite beheben oder grup-
pengerechte Trainings im
Sinne des Diversity Mana-
gement leisten wollen,
reproduzieren und erhär-
ten Differenzen. Das gilt

auch, wenn Fördermaßnahmen Mädchen beispiels-
weise entsprechend ihrer vermeintlich anderen
Leistungsfähigkeit unterstützen, die auf diese
Weise als Tatbestand aber zunächst einmal verfes-
tigt wird. Wie sich dies in der Fußballpraxis nieder-
schlägt, verdeutlicht die beschriebene Pfeifpraxis.

Fußballwissen massenmedial vermitteln 

Die beschriebenen Kickerinnen beziehen die unter-
schiedliche Fußballpraxis von Jungen und Mädchen
auf verschiedene Strukturen, nämlich die andere
Pfeifpraxis in Frauenspielen. Das ist nicht überall
so. In einem anderen Team beispielsweise konstru-
ieren vier Mädchen mit Migrationshintergrund im
Alter von 11 bis 15 Jahren einen aufschlussreichen
Gegensatz zwischen konkret beschriebenen Fouls bei
Spielerinnen und Spielern einerseits und abstrakt
reproduzierten Differenzen zwischen Männer- und
Frauenfußball andererseits. Die Gruppe behandelt
die drei Foulbilder zwei, vier und sechs (siehe
Abbildung) als Zusammenhang, bewertet sie hin-
sichtlich ihrer Logik und kommt zu einer differen-
zierten, der behaupteten Maskulinität des Män-
nerfußballs nicht unbedingt schmeichelnden
Einschätzung.

Bei Bild vier stellt sie fest, dass einer dem anderen
die Hose ausziehen wolle, was als Foul zu bewer-
ten sei. Weil der eine den anderen vom Ball weg-

Die Sinnhaftigkeit
einer Trennung von
Mädchen und Jungen
im Kindesalter ist
physiologisch nicht 
zu belegen, hat aber
einschneidende Kon-
sequenzen

Auch gut gemeinte
Regelungen, die För-
derdefizite beheben
oder gruppengerechte
Trainings im Sinne des
Diversity Management
leisten wollen, repro-
duzieren und erhärten
Differenzen

2  http://www.dfb.de/uploads/media/09_Ausbildungsord-

nung.pdf, 02.05.2011



ziehe, sehe es aus, als spielten sie mit den Händen
„wie so kleine Kinder so oder auf’m Boden.“ Nicht
milder fällt die Einschätzung einige Minuten spä-
ter aus, wenn die Gruppe einen Begriff für die Sze-
ne findet. Es handle sich um einen Krabbelfußball-
garten, denn die Spieler krabbelten wie kleine
Kinder auf dem Boden, sie spielten nicht mal Fuß-
ball: „Die sin’ im Krabbelfußball, die sin’ im KRAB-
BELFUßBALLGARTEN.“ Im Gegensatz dazu konze-
dieren die Mädchen den Frauen auf Bild sechs
mehr Action und Körpereinsatz, die Fouls seien
unterschiedlich: „Ja eben. Die Frauen wollen des
richtich.“ Die Männer gingen zwar mehr ran, bei
den Frauen stecke allerdings nicht der Impetus des
„DIE machen wir fertich“ dahinter, sie spielten mit
mehr Teamgeist. In diesem Zusammenhang äußern

die Mädchen Bewunderung für Brandi Chastain in
Jubelpose (Bild eins): 
B: so richtich Power.
D: (gleichzeitig) also der EINEN tut des ganz schön
WEH und der anderen, ha, ICH WILL den Ball haben. 
B: so richtich Power sieht man da im Gesicht und
die andere auch, denkt des auch. Aber die denkt
((Fistelstimme) aua-aua des tut so weh und… 
B: auch von der Bewegung her ... find ich, die ham
richtich viel Power da.
A: ah Power. 
C: (gleichzeitig) Frauenpower. 
D: (gleichzeitig) oder des DES is des geilste (macht
Heulgeräusche).
A: (gleichzeitig) die FRAUen sind…Frauenpower. 

Hier schaukeln sich die Mädchen gegenseitig bis zur
Fremd- und auch Selbstbeschreibung von Frauen-
power hoch, darin kommen Selbstbewusstsein und
Stolz zum Ausdruck.

Dennoch bleibt die Diskussion in einer Ambivalenz
von konkreter Wertschätzung der fußballerischen
Praxis von Frauen und ihrer abstrakten Abwer-
tung, wenn die Mädchen nämlich auf die allgemei-
ner verhandelte Differenz zwischen Männer- und
Frauenfußball zu sprechen kommen: „‘s halt anders,
weil Fraunfußball ... is viel anderster wie also ... die
Männer, die sin so... .“ Was meinen sie damit? Frauen
seien trickreicher, weniger aggressiv und hart, gin-
gen lockerer ran und wollten die andere nicht fertig
machen. Dass im Vergleich zu den Männern Frauen-
fußball so schlecht wegkomme, weckt durchaus ihren
Kampfgeist: „Also ‘s is schon doof, also ... ja, is, sin
halt immer mehr für die Männer und wir könn ja
AUCH was.“ Sie sind überzeugt, dass sie gegen die
Jungen gewinnen können und wollen es ihnen zei-
gen. Gleichwohl betonen sie das Andere des Männer-
fußballs, hinsichtlich des Äußeren und der Taktik.
In einer Äußerung fällt allein sechsmal das Wort
anders:
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Aus urheberrechtlichen Gründen können hier nur grobe
Schemen der Bilder des Forschungsplakats abgebildet
werden: Bild1: jubelnde Chastain; Bild 2: Zweikampf
(Männer); Bild 3: Beckham als Popstar (kein Fußballkon-
text); Bild 4: Zweikampf (Männer); Bild 5: VIP-Tribüne/
Stehplätze; Bild 6: Zweikampf (Frauen); Bild 7: Umarmung
zweier Fußballer auf dem Rasen; Bild 8: Weinende Fans
(Zeichnung: Caroline Janz)

Männerfußball? Frauenfußball?

©Rainer Sturm/Pixelio.de
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„Des is ganz anders wenn ma Männer zuschaut, un
dann Frauen, weil, weil die spielen einfach ganz
anders die ham ... die ... nich nur jetz vom Äuße-
ren. Sondern die, die die ... n’ die die spielen auch
ganz anders. Die, die machen des anderster. Die ...
die ham andere Taktiken und sowas un ... des halt
einfach anders so. Wenn jetz Frauen, also wenn
man die ganze Zeit ähm ... über ... Männer zuge-
kuckt hat, [I: mhm] wie die Fußball spieln, un dann
Frauen, des is einfach....“ 

Die Mädchen stecken im Dilemma des Anerkannt-
werdenwollens für das Gleiche und das Andere; sie
spielen auch Fußball, können sich mit den Jungs
messen und auch gegen sie gewinnen, aber sie
machen es anders. Das Andere dient dabei als Con-
tainer für eine auch von den Mädchen verinner-
lichte Hierarchiebildung, die Männerfußball als
Norm und das Tun von Frauen – und damit auch
von sich selbst – als nicht gleichrangige Abwei-
chung akzeptiert.

Ähnliches ist bei einer Gruppe von fünf Jungen und
einem Mädchen der E-Jugend im Alter von zehn
und elf Jahren zu beobachten. Bei der Abgrenzung
dieser Gruppe zum Frauenfußball („aber sin ja nich
so gut wie WIR. [...] Die Frauen sind halt nicht so
gut wie wir.“) fixieren die Jungen zwar Differenzen,
können dies aber gar nicht auf eine eigene Praxis
beziehen – da sie gegen Frauen noch nie gespielt
haben. Bei der Differenzkonstruktion schöpft die
Gruppe reichlich aus dem Stereotypenreservoir, eine
prominente Verwendung findet dabei die „Zicke“.
Die bemühten Kontexte dazu sind im Anschluss an
Bild sechs und eins streitsüchtig: Zickenkampf,
Zickenkrieg, Zickenkrieg mit Waffen, Männer-
kampf gegen Zickenjubel, Zickfrau und Frauen-
Zickfrau-Jubel. Das Ergebnis wiederum ist klar:
„Frauen spielen schlechter Fußball als Männer.“
Dies nährt den Verdacht, dass das Wissen über

Frauenfußball nicht aus
der eigenen Fußballpra-
xis stammt, sondern mas-
senmedial vermittelt ist.
So lässt sich ein Alther-
renverein ausführlich über
dessen Defizite aus, kon-
zediert aber freimütig,

nie ein Spiel von Frauen gesehen zu haben. Und
auch wenn die Gruppe der 11-15jährigen Mädchen
in ihrer Diskussion der Power und Klasse des Frauen-
fußballs den männlichen Krabbelfußballgarten
(Bild vier) gar nicht mehr ernst nehmen mag, gibt
sie sich doch der medialen Übermächtigkeit von
Fernsehen, Presse und Internet um den anderen
Frauenfußball und die Unattraktivität der Frauen-

WM geschlagen. Hier stellt sich die Frage, wie sol-
che Bilder in die eigene Erlebniswelt eingebaut
werden, wie mit anderen Worten Heteronormati-
vität praktisch gelernt wird. Um dies zu verdeut-
lichen, greife ich auf Beobachtungen zurück, die
Konstruktionen von Geschlechterbildern in explizit
homosozialen Zusammenhängen in den Blick neh-
men, nämlich Umkleiden, und stelle dabei die Ord-
nung der Blicke in den Vordergrund3.

Heteronormativität mit Blicken lernen 

Die Wirklichkeit von Umkleiden ist dadurch gekenn-
zeichnet, dass dort nackte, und das heißt geschlecht-
lich markierte Körper den Blicken anderer, meist
ausschließlich des eigenen Geschlechts ausgesetzt
sind. Was der Soziologe Jean-Claude Kaufmann

Untersuchungsgegenstand Umkleidekabine

©Gabi Schoenemann/Pixelio.de

3  Die mit Stephanie Bethmann und Karolin Heckemeyer durch-

geführte Untersuchung umfasst 101 Beobachtungsprotokolle

von Menschen in Umkleiden, die durch Skizzen und Fotos der

Räumlichkeiten ergänzt wurden. Diese befanden sich in Sport-

stätten (Schwimmbäder, Sporthallen, Fitnessstudios, Kampf-

sportstudios), Intensivstationen von Krankenhäusern, Praxen

von Frauenärzten und Bekleidungsabteilungen von Kauf-

häusern (vgl. Degele 2013b).

Das Wissen über
Frauenfußball stammt
nicht aus der eigenen
Fußballpraxis, sondern
ist massenmedial
vermittelt



C: Darum geht’s nicht. Es geht darum, dass der Klei-
ne augenscheinlich schon groß genug ist, sich für
seinen Pimmel zu schämen, also hat er sehr wohl
ein Bewusstsein für Geschlechtlichkeit.
A: Das kann Ihnen ja wohl egal sein! 
C: Ist es nicht, immerhin guckt uns der Junge offen-
bar als Frauen an, in einem geschützten Raum, in
dem Frauen sich eben nicht begaffen lassen müssen.
A: Ach, Quatsch...
C: Nein, kein Quatsch: Denn so lernt der ja von klein
auf, dass er sich bedeckt halten kann und zugleich
Frauen anglotzen. Das heißt, der lernt doch von
klein auf den pornografischen Blick. Stört Sie das
nicht, dass Ihr Enkel so was lernt?
A: Also, jetzt reicht's aber! 
C: Okay, dann klären wir das doch gleich einfach
noch mit dem Bademeister, bis wann Jungs mit in
die Frauenumkleide dürfen. 
Die Frauen fragen den Bademeister und bekom-
men die Auskunft: bis sechs. 
A: Ja, dann kann ich eben nicht mehr mit meinem
Enkel ins Bad kommen.
C: Warum nicht den Kleinen einem Badbesucher
bis in die Halle in die Hand drücken?
A: Also, sechs, das ist ja völlig unsinnig.
C: Stimmt! Sinniger wäre es, Jungs, die groß genug
sind, sich unter Frauen zu schämen, nicht mehr in
die Frauenumkleide reinzulassen, egal, wie alt die
sind.
A: Also, jetzt reicht's aber wirklich! (A und B gehen).

In dieser Szene ist die
Umkleide eine Arena zur
Einübung eines Blicks,
der zu sehen in Anspruch
nimmt, was er selbst nicht
preiszugeben bereit ist,
nämlich Nacktheit. Ent-
scheidend ist dabei, dass

es sich um einen Blick von Männern (oder hier eines
Jungen) auf Frauen handelt und nicht umgekehrt.
Das macht den Blickenden unverletzbar und gleich-
zeitig verletzungsmächtig: Er ist in der exklusiven
Lage, Frauen zu taxieren und zu bewerten, ohne
sich der umgekehrten Konstellation auszusetzen.
Ob dieser Blick am sinnvollsten mit pornografisch,
männlich oder heteronormativ zu bezeichnen ist,
lasse ich hier offen. Auch interessiert nicht, ob der
Blick des Achtjährigen sexuell konnotiert ist.
Gleichwohl handelt es sich hier mitnichten um eine
naive kindliche Szenerie. Vielmehr konstruiert die
Großmutter eine soziale Situation, in der der Junge
einiges über das Zusammenspiel von Macht und
Verletzbarkeit am eigenen Körper lernt: Er kom-
pensiert seine Scham durch eine Überlegenheit des
Blicks. 

hinsichtlich der Ordnung des Blicks für halbnackte
(Frauen)Körper am Strand beschreibt, gilt auch für
die Umkleide: „[e]s gibt kaum einen Ort, an dem das,
was offensichtlich den Blicken ausgeliefert wird, so
privat wäre, an dem sich das Private so intensiv in
der Öffentlichkeit ausliefern würde, ohne sich
preiszugeben.“ (Kaufmann 1996, S. 134) So gilt in
der Umkleide die Norm des Nicht-Schauens, das
heißt das Vermeiden eines direkten Blickkontakts.

Weiter wenden sich Men-
schen in der Umkleide
zumeist mit der Körper-
vorderseite dem Spind
oder der Wand zu und
das bedeutet, mit der
Rückenseite zu den an-

deren. Durch diese Position wie auch durch eine
geschlossene Körperhaltung (Senken des Kopfs
und Bücken des Oberkörpers) verbergen sie ihre
primären und sekundären Geschlechtsmerkmale
und machen ihre aktive Körperhälfte weitgehend
unsichtbar. Schließlich gilt neben den Geboten des
Nicht-Schauens und des Abwendens des Körpers
die Norm der Abstandsmaximierung bei der Platz-
wahl. Danach suchen sich die hinzu Kommenden
eine möglichst weit von den bereits belegten Plät-
zen entfernte Stelle. Eine solche Abstandsmaximie-
rung darf allerdings nicht offensichtlich erfolgen,
um nicht den Anschein unfreundlicher Distanzierung
zu erwecken. 

Wenn es in der Umkleide vor allem um die Kontrolle
der Blicke geht, interessiert doch, um welche Art von
Blick es sich dabei handelt. Dazu folgende Szene aus
der Umkleide eines Hallenbads4: An einem Sonn-
tagnachmittag ist die größere von zwei Umkleiden
rappelvoll mit Frauen und kleinen Kindern. Eine
etwa 50jährige Frau (C) steht dort gerade nackt mit
der Unterhose in der Hand, als eine ältere Dame
(A) mit einem etwa 8-jährigen Jungen (B) herein
kommt. Dieser schaut einmal rundherum und setzt
sich dann auf einen Rest freier Umkleidebank. Dar-
auf entspinnt sich folgendes Gespräch:
A: Los jetzt, trockne dich ab! 
B: Die Umkleidekabine ist nicht frei.
A: Dann fang wenigstens oben rum schon mal an. 
C (noch nackt, zieht sich weiter an und fragt den
Jungen): Sag mal, wie alt bist du eigentlich? 
B (artig): Acht. 
A: Du musst der Frau nicht antworten, [Name]! 
C: Nein, aber es ist doch interessant, dass Jungs mit
acht noch hier reindürfen. Ich dachte, sechs ist die
Grenze. 
A: Der kuckt Ihnen schon nix weg! 
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4  Für das Protokoll danke ich Julia Littmann. 

In der Umkleide gilt 
die Norm des Nicht-
Schauens, das Ver-
meiden eines direkten
Blickkontakts

Die Umkleide ist eine
Arena zur Einübung
eines Blicks, der zu
sehen in Anspruch
nimmt, was er selbst
nicht preiszugeben
bereit ist
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Auch der britische Soziologe Ken Plummer rekon-
struiert Umkleide und Dusche als Orte, die Normen
richtigen Mannseins zum Ausdruck bringen, indem
dort falsche sanktioniert werden: „homophobia
appears to mark an intragender divide between
appropriate peer-endorsed masculine behavior and
a lack of masculinity (a failure to measure up).”
(Plummer 2006, S. 135) Er analysiert ungleiche
Machtverhältnisse nicht entlang geschlechtlicher,
sondern sexueller Differenzen (der Mechanismus
ist allerdings der gleiche). Schwuchtel und schwul
sind in diesem Zusammenhang die Marke für alles,
was ein heranwachsender Junge nicht sein sollte.
Homophobie ist in Form von Graffitis und Unter-

haltungen präsent und in
Umkleiden und Duschen
eingeschrieben. Entspre-
chend sind Umkleiden für
Jungen, die sich anders
fühlen, oft ein Ort der
Angst. Wenn sie dort
nicht lernen, uninteres-

siert herumzulungern oder einen prestigeträchti-
gen Blick in die Mädchenumkleide zu erhaschen,
setzen sie sich Schwulenverdacht aus. Ein richtiger
Mann werden heißt also, sowohl keine Frau wie
auch heterosexuell sein, und genau dieser Zusam-
menhang zeichnet Heteronormativität aus: die pos-
tulierte Natürlichkeit von Geschlechterdifferenz
und Heterosexualität.

Was folgt daraus? Sexismus und Homophobie sind
im Fußball funktional äquivalent, weil sie aufein-
ander verweisen und zirkulär operieren: Schwule
Kicker als verweiblichte Männer und Fußballerin-
nen als vermännlichte Frauen haben die Funktion,
Fußball als heteronormativ
geschlossenes Gehege her-
zustellen, zu befestigen und
nach außen abzusichern.
Der eigentliche Tabubruch
bei Frauen ist die Präsenz im
Fußball, das ist als Angriff
auf das klassisch männliche
Territorium schlimm genug.
Homosexualität bei Frauen
ist nicht so gravierend, weil
sie ohnehin keine relevante
Rolle (im Fußball) spielen, mit
ihrer abweichenden Sexuali-
tät können sie die Männer
an dieser Stelle nicht her-
ausfordern. Die Diskriminie-
rung beginnt bei Frauen im
Fußball also früher als bei
Männern und stellt eine

massive Eintrittshürde dar. Bei Männern dagegen
ist der Zugang zum Feld qua Geschlecht unproble-
matisch, dafür ein sexuelles Fehlverhalten umso gra-
vierender. Das richtige Mannsein wird über Hetero-

sexualität erworben, das
richtige Frausein durch
Nicht-Fußballspielen. Die
Entdramatisierung von
Homosexualität hat in
diesem Zusammenhang
nichts mit Toleranz oder
einer Liberalisierung zu

tun, sondern lediglich mit einer Verschiebung der
Tabuisierung: Wenn Frauen ohnehin nichts auf dem
Fußballplatz zu suchen haben, dann macht ihr Les-
bischsein den Braten auch nicht mehr fett. Im Gegen-
teil: Erst die Homosexualität kann erklären, warum
Frauen überhaupt Fußball spielen können – näm-
lich als Mannweiber – bzw. sich dafür interessieren,
sei es auch außer Konkurrenz und ganz anders.
Dies bestätigt die Normalität von Männerfußball
und die Nichtnormalität von Frauenfußball – her-
gestellt über Strukturen, vermittelt durch Massen-
medien und mit Blicken gelernt.
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Der Artikel fragt nach Haltungen, Voraussetzungen
und Rahmenbedingungen für eine geschlechtersen-
sible Jugendbildungsarbeit in geschlechtergemisch-
ten Settings. Er illustriert am Beispiel eines Bil-
dungsprojekts des LidiceHauses in Kooperation mit
jugendlichen Berufsfachschülern die Möglichkei-
ten, Geschlechterrollen und deren Zuweisungen in
Frage zu stellen und Neues auszuprobieren. Die
dabei gemachten Erfahrungen wurden mit künst-
lerischen Methoden im Rahmen einer Ausstellung
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Last – not
least – ist der Artikel auch ein Plädoyer für eine
reflexive Zusammenarbeit zwischen den Geschlech-
tern.

Hintergrund

Die Jugendbildungsstätte LidiceHaus Bremen hatte
sich Anfang der 90er Jahre für die Etablierung
eines eigenständigen Arbeitsbereiches „Mädchen-
politik/Mädchenbildung“ entschieden und war in
der Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis Mädchen-
politik Bremen für die Entwicklung von Angeboten
der feministischen Mädchenarbeit sowie Fortbil-
dungen in diesem Themenfeld in Bremen feder-
führend.

„Von der Nische ins Zen-
trum“: Mädchen sicht-
bar werden zu lassen,
ihnen eine Stimme zu
geben und geschlechts-
bezogene Ungleichhei-
ten zu thematisieren
und abzubauen, war da-
bei die zentrale Aufga-
be der Mädchen- bzw.
Mädchenbildungsarbeit.

Als zentrale Voraussetzung für eine nach unserem
Selbstverständnis emanzipatorische mädchenpoliti-
sche Arbeit galt dabei die Schaffung von mädchen-
eigenen „herrschaftsfreien“ Räumen. Dies führte
damals auch im LidiceHaus zu vielen (kontroversen)
Debatten um „eigene“ Räume und deren Gestal-
tung.

In den Folgejahren wurde ein wichtiger Perspekti-
venwechsel vorgenommen: standen bis dahin bei
der Thematisierung von Geschlechterfragen in der
Jugendbildungsarbeit die Mädchen als „förderungs-
würdig“ im Focus – und männliche Attribute bzw.
Kategorien waren eben der allgemeine Maßstab –
wurden in der zweiten Hälfte der 90er Jahre auch
zunehmend verdeckte Geschlechter(re)konstruk-
tionen kritisch hinterfragt. Weil Geschlechter nicht

einfach festgelegt sind, sondern in ständig wan-
delnden gesellschaftlichen Kontexten neu herge-
stellt bzw. konstruiert werden, musste und muss
sich auch die politische Jugendbildungsarbeit ver-
ändern.

Nach wie vor sind Zuschreibungen und Bewertun-
gen aufgrund des Geschlechts die Normalität in
unserer Gesellschaft, in der Gleichheitsansprüche
formuliert und zugleich Ungleichheitserfahrungen
durch Geschlechterhierarchien gemacht werden.

Und nach wie vor können wir im medialen Diskurs
deutlich bipolare Muster von Zweigeschlechtlich-
keit beobachten: vermeintlich weibliche wie männ-
liche Fähigkeiten und Kompetenzen werden mit
eindeutigen Klischees und Bildern untermauert.
Die Implementierung der politischen Strategie des
Gender Mainstreaming Ende der 90er Jahre hat
sicher dazu beigetragen, strukturelle Ungleichhei-
ten und Ungerechtigkeiten aufzudecken sowie die
Ausgestaltung von geschlechterbewussten bzw.
geschlechtergerechten Angeboten in der Jugend-
hilfe und außerschulischen Jugendbildung durch
Leitlinien zu befördern. Der Arbeitskreis deutscher
Bildungsstätten (AdB) war von Anfang an mit an
der Spitze der Bestrebungen, Instrumente für eine
geschlechtersensible politische Bildungsarbeit zu
entwickeln (siehe die Ergebnisse der Steuerungs-
gruppe Gender Mainstreaming sowie das aktuelle
Positionspapier der AdB-Mädchen- und Frauen-
kommission).

Anders als man denkt…..
Voraussetzungen und Prinzipien geschlechtersensibler Bildungsarbeit

Anette Klasing

Mädchen sichtbar
werden zu lassen,
ihnen eine Stimme zu
geben und geschlechts-
bezogene Ungleichhei-
ten zu thematisieren
und abzubauen, war
die zentrale Aufgabe
der Mädchenbildungs-
arbeit

Zuschreibungen und Bewertungen aufgrund des
Geschlechts haben eine lange Tradition in unserer
Gesellschaft. 
Hier: Adam und Eva am Portal des Doms zu Speyer

©Dieter Schütz/pixelio.de
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Trotz dieser Bemühungen und teilweisen Erfolge
ist es unerlässlich, die Auswirkungen von Globali-
sierung und Neoliberalismus auf den Geschlechter-
diskurs zu diskutieren: Claudia Wallner wies im ver-
gangenen Jahr in ihrem Beitrag „Mädchenarbeit in
Zeiten von Neoliberalismus und der Frage, wie viel
Gender eine Gesellschaft wirklich braucht“ zu

Recht darauf hin, dass
die Ökonomisierung der
Gesellschaft und der
Abbau des Sozialstaats
auch zu einer Entsolida-
risierung führen und
Männer wie Frauen auf

diesem (Erwerbsarbeits-)Markt nur noch unter Ver-
wertbarkeitsperspektiven bewertet werden. Die
Individualisierung gesellschaftlicher Probleme be-
wirkt eine Verdeckung von strukturellen Ungleich-
heiten bzw. Ungerechtigkeiten, und Forderungen
nach Gleichberechtigung werden nur noch als
rechtlich-formale Aufgaben abgearbeitet (Claudia
Wallner).

Konsequenzen für die Jugendbildungsarbeit

In der politischen Jugendbildungsarbeit geht es
immer auch um Identitätsfragen und um Lebens-
entwürfe von jungen Erwachsenen: so erfordern
die zunehmende Erosion des traditionellen Fami-
lien- und Ernährermodells und die aktuell geführ-
ten Diskussionen über eine „richtige“ bzw. „fal-
sche“ Zuwanderungspolitik (und damit verbunden
die Hinterfragung von – geschlechterrelevanten –
Normen und Werten) neue Antworten sowie diver-
sitätsbewusste Haltungen und Kompetenzen.

Das Wissen um die unterschiedlichen Lebenslagen
von Mädchen und Jungen, deren Bedeutung für
die pädagogische Praxis in der Bildungsarbeit und
der Erwerb von Gendersensibilitäten müssen daher

bei der Entwicklung un-
serer Bildungspläne und
didaktischen Konzepte
immer wieder aufs Neue
hinterfragt und reflek-
tiert werden.

Gendersensible pädago-
gische Arbeit verlangt
von den Teamenden die

Kompetenz, Polarisierungen aufzuheben und ver-
schiedene Perspektiven einnehmen zu können. 

Im LidiceHaus setzen wir auf ein Bildungskonzept,
dass Mädchen (wie Jungen) sowohl auf kognitiver
als auch sensomotorischer und affektiver Ebene
anspricht. Bildung mit „Herz, Hand und Verstand“,
so wie wir sie verstehen, macht ihnen vielfältige
Angebote, die 

■ prozessorientiert gemeinsam mit den Mädchen
und Jungen gestaltet werden,

■ auf einer Kultur der Anerkennung und Mitbestim-
mung basieren,

■ Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten stärken und
damit das Selbstwertgefühl, das Selbstbewusst-
sein und die Eigenständigkeit befördern,

■ dazu ermutigen, eigene Gefühle und Bedürfnisse
ernstzunehmen,

■ ermöglichen, Angst, Schwäche und Misserfolg
zu thematisieren,

■ Kommunikations-, Kooperations- und Konflikt-
fähigkeit erweitern, 

■ auf eine geschlechtsreflexive Auseinanderset-
zung mit Körpernormen und Schönheitsidealen
abzielen, 

■ einem positiven Körpererleben Raum geben, 
■ für die Wahrnehmung eigener und fremder

Grenzen sensibilisieren,

Titel der Gender-Broschüre des Arbeitskreises deutscher
Bildungsstätten, erschienen 2006

Die Ökonomisierung
der Gesellschaft und
der Abbau des Sozial-
staats führen zu einer
Entsolidarisierung

Gendersensible päda-
gogische Arbeit ver-
langt von den Teamen-
den die Kompetenz,
Polarisierungen aufzu-
heben und verschiede-
ne Perspektiven ein-
nehmen zu können
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■ Ausgrenzung und Diskriminierung praxisbezo-
gen reflektieren,

■ zur Auseinandersetzung mit der eigenen Posi-
tionierung in gesellschaftlichen Machtverhält-
nissen anregen,

■ Partizipation und politische Teilhabe real erfahr-
bar machen,

■ Lust und Neugier wecken und kreative Fähig-
keiten zur Geltung bringen,

■ eigene Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten
erweitern.
(Auszug aus: „Definition eines gelungenen Ler-
nens“/LidiceHaus 2011)

Im vergangenen Jahr hat das LidiceHaus – zusam-
men mit dem Arbeitskreis Mädchenpolitik – an einer
Handreichung für die gendersensible Arbeit an
Bremer Schulen mitgewirkt: „Eine Schule für Mäd-
chen und Jungen“ ist der Titel des Manuals, welches
2011 geschrieben und 2012 vom Bremer Senats-
ressort für Bildung veröffentlicht wurde.

Vorausgegangen waren dieser Arbeit Workshops,
Veranstaltungen und Seminare mit Mädchen und
Jungen aus unterschiedlichen Bremer Schulen. Das

LidiceHaus führte beispielsweise mit der Bremer Pes-
talozzischule über zehn Jahre regelmäßig dreitägige
Seminare mit Mädchen und Jungen in geschlech-
tergetrennten Settings durch: in diesen Seminaren
ging es überwiegend um Lebensthemen wie Körper-
ideale und Normen, Umgang mit Be- und Abwer-
tungen und Ausgrenzungserfahrungen sowie um
die Gewinnung von Selbstsicherheit.

Auch wenn die durchgängige Geschlechtertrennung
in den Jugendbildungsseminaren deutlich weniger
geworden ist in den letzten Jahren, erfahren tem-

poräre geschlechtshomo-
gene Sets und Work-
shops in den Seminaren
mit Mädchen und Jun-
gen der Jahrgangsstu-
fen 6 bis 8 weiterhin
großen Zuspruch. Es ist
und bleibt die große
Kunst der pädagogischen

Fachkräfte, je nach Zielgruppe und Themen-
schwerpunkt das Seminarkonzept und alle Semi-
nareinheiten auf die Sinnhaftigkeit von geschlech-
terhomogenen bzw. geschlechtergemischten Set-
tings zu prüfen und zu konzipieren. Die Ausein-
andersetzung mit der eigenen Geschlechtlichkeit,
Identität und Rolle als Teamer/-in ist dafür Voraus-
setzung. In der Ausgabe 3/2012 der Fachzeitschrift
„Betrifft Mädchen“ beleuchten Expert/-inn/-en aus
der Genderarbeit die Frage, inwieweit Pädagogen
mit Mädchen bzw. Pädagoginnen mit Jungen
arbeiten sollten und können: „Das Kreuz mit Cross
Work – Genderreflektierte Pädagogik von Män-
nern mit Mädchen und von Frauen mit Jungs“ ist
eine lohnenswerte Dokumentation, die theoreti-
sche und praktische Überlegungen unter die Lupe
nimmt.

In der alltäglichen Jugendbildungsarbeit geht es
meistens weniger um die Benennung von Ge-
schlechterthemen, sondern vielmehr darum, offe-
ne bzw. verdeckte Haltungen zu Fragen von
„Weiblichkeit/Männlichkeit“ und damit verbunde-
ne Selbstverständlichkeiten, Gefühle, Sehnsüchte,
Bedürfnisse und Wünsche zu erkennen und aufzu-
greifen. Das Hinterfragen der sogenannten „nor-
malen Weiblichkeit bzw. Männlichkeit“ mit einher-
gehenden Optionen für multiple bzw. alternative
Identitäten und Lebensstile fordert von den
Teamer/-inne/-n die Fähigkeit, verschiedene Per-
spektiven einnehmen zu können:

Gleichheit und Ungleichheit, Gleichheit und Diffe-
renz, Benachteiligung und Bevorzugung, Unter-
drückung und Unterwerfung, Geschlechterkon-

Installation im Rahmen des Projekts „Anders als man
denkt…“

©Jugendbildungsstätte LidiceHaus

Temporäre geschlechts-
homogene Sets und
Workshops in den
Seminaren mit Mäd-
chen und Jungen fin-
den weiterhin großen
Zuspruch
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struktionen und Geschlechterdekonstruktionen,
Männliches und Weibliches (Reinhard Winter).

Mädchen wie Jungen wollen nicht nur ernstgenom-
men werden mit ihren Wünschen und Bedürfnissen,
sondern auch im Seminarprozess Inhalte, Arbeits-
formen und Tempo mitbestimmen. Es geht darum,
Begrenzungen aufzuheben bzw. auszuweiten sowie
Grenzen neu auszuhandeln – im Prozess mit den
anderen beteiligten Jugendlichen. Die sozialen
Beziehungen in der Gruppe werden sichtbar und
müssen im Seminarverlauf immer wieder neu ver-
handelt werden. Mädchen wie Jungen bringen ihre
jeweiligen biographischen Geschichten und Erfah-
rungen mit ein; akzeptierende Jugendbildungs-
arbeit bezieht sich zunächst auf die Kompetenzen,
Fähigkeiten und Ressourcen
der Teilnehmer/-innen. Es
geht also um die Erweite-
rung der Denk- und Hand-
lungsspielräume sowie um
die Stärkung der Selbstwirk-
samkeit unserer jungen Se-
minarteilnehmer/-innen. Und
es geht um den Erwerb
kommunikativer Kompeten-
zen sowie um die Befähi-
gung, Kompromisse schlie-
ßen zu können. 

Es muss aber darüber hinaus
auch darum gehen, pro-
blematische Erfahrungen,
Handlungen und Äußerun-
gen aufzugreifen und diese
gemeinsam zu reflektieren.

Je konkreter die im Seminar „gespielten“ bzw.
mittels kreativer Methoden bearbeiteten Themen
die Lebenswelt der Mädchen und Jungen wider-
spiegeln, desto größer ist die Chance, damit auch ein
Bewusstsein für gesellschaftspolitische Zusammen-
hänge und deren Veränderbarkeit zu entwickeln. 

„Anders als man denkt“ – Beispiel eines
Bildungsprojekts aus dem LidiceHaus

An dieser Stelle skizziere ich beispielhaft ein Semi-
narprojekt mit jungen Frauen und jungen Män-
nern aus einer Berufsfachschule.

Im Rahmen des Bundesprogramms „Vielfalt tut gut –
Jugend für Vielfalt, Toleranz und Demokratie“ hat
das LidiceHaus 2010 zusammen mit Schüler/-innen
der Wilhelm-Wagenfeld-Schule (und in Koopera-
tion mit dem AdB) unter dem Titel „Anders als man
denkt“ ein dreiteiliges Seminar- und Kunstprojekt
realisiert. Uns ging es dabei um die Sensibilisierung
für die Geschlechterthematik sowie um die Wert-
schätzung von interkultureller Vielfalt. In der Pro-
jektgruppe betrug der Anteil der Jugendlichen mit
Migrationshintergrund 30 %.

Die Ziele unseres interkulturellen und geschlech-
terbewussten Projekts waren:

■ Kenntnisse, Empathie und Selbstreflexion hin-
sichtlich des Umgangs mit den anderen bzw.
der eigenen Werthaltungen zu erlangen,

■ Förderung von Selbstvertrauen und Sensibilität
(eigene Stärken und Schwächen sowie Bedürf-
nisse erkennen und reflektieren zu können),

Jugendliche Teilnehmer/-innen im Seminar

©Jugendbildungsstätte LidiceHaus

Übung im Rahmen des Theaterprojekts

©Jugendbildungsstätte LidiceHaus
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Teilnehmer/-innen in Rollenspielen, in Talkshows
und in selbst produzierten Clips mit Geschlechter-
rollen und Kulturalisierungen.

Die künstlerische Auseinandersetzung unter dem
Motto „Anders als man denkt“ erfolgte nach den
beiden Seminaren überwiegend in der Berufsfach-
schule, da dort Werkstätten und Ausstattung vor-
handen sind. Vor der feierlichen Ausstellungseröff-
nung im LidiceHaus setzten sich die jungen Frauen
und Männer nochmals mit ihrer Botschaft ausein-
ander: stellvertretend für die jungen Künstler/-innen
wünschten sich Tobias Vonhöhne und Esra Yeter
nicht nur viele Besucher/-innen ihrer Ausstellungs-
objekte, sie appellierten in ihren Ansprachen an
Mitschüler/-innen, Eltern und Lehrer/-innen, alte
Rollenklischees, Vorurteile und Rassismus überwin-
den zu helfen.

Solche arbeitsintensiven und mehrteiligen Semina-
re sind natürlich nicht die Regel in unserer Jugend-
bildungsarbeit, haben aber eine erkennbare Nach-
haltigkeit: andere Klassen haben sich danach an
das LidiceHaus gewandt mit der Frage nach ähn-
lichen Projekten. Methodische Zugänge und Ar-
beitsformen wie Fotografie, Film, Malerei, Instal-
lationen, Tanztheater unter Einbeziehung auch 
der neuen Medien eignen sich u. E. hervorragend
für eine Auseinandersetzung mit Geschlechter-
identitäten und bieten Möglichkeiten für Selbst-

■ Gemeinsamkeiten sowie
Unterschiede entdecken
und erkennen zu können
als Grundlage für Ver-
ständigung und Kompro-
misslösungen,

■ Haltungen und Prinzi-
pien von Gerechtigkeit/
Geschlechtergerechtigkeit
zu erfahren und zu erler-
nen,

■ Handlungsspielräume und
Optionen erkennen und
ausloten zu können.

Folgende Inhalte wurden in
den beiden Seminaren (je
zwei Tage) und der darauf
folgenden künstlerischen
Arbeitsphase (zwei Monate)
thematisiert:

■ Auseinandersetzung mit
den Geschlechterrollen in
Familie, Schule und peer-
groups,

■ Thematisierung des Spannungsbogens von weib-
lichen/männlichen Attributen und Stereotypen,

■ Transkulturelle Lebensstile, Trends, Moden &
Styles,

■ Auseinandersetzung mit „dem Eigenen und dem
Fremden“‚ „dem Bekannten und Unbekann-
ten“, „Heimat und Fremde“.

Anschließend folgte das assoziative künstlerische
Arbeiten um die o. g. Begriffe und Kategorien in
den Bereichen Malerei, Fotografie, Installation. 

Die Erfahrungen, die die jungen Frauen und Män-
ner in der insgesamt viermonatigen Phase sammel-
ten, führten zu einer intensiven Auseinanderset-
zung mit Geschlechteridentitäten, kulturellen und
religiösen Unterschieden.

Das Projektteam bestand aus einer Pädagogin und
einem Pädagogen des LidiceHauses (binationales
Team) sowie aus zwei begleitenden Kunstpäda-
gog/-inn/-en. Zum Auftakt des ersten Seminars
brachten die jungen Frauen und Männer haufen-
weise Alltagsutensilien mit, die ihrer Meinung
nach einen Geschlechterbezug herstellen: Spiel-
zeuge, Freizeitgegenstände, Kosmetika, Lebens-
mittelverpackungen, Klamotten etc. Beispiele aus
Medien und Werbung reicherten das Repertoire
an. Anknüpfend an die rollenstereotypen Darstel-
lungsweisen und Klischees experimentierten die

Ein Ergebnis des Kunstprojekts

©Jugendbildungsstätte LidiceHaus
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inszenierungen und Ge-
schlechter(de)konstrukti-
onen.

Dabei ist es immer das
Ziel, die Jugendlichen zu
einer praktischen Ausein-
andersetzung mit bislang
unreflektierten Gewohn-

heiten, Einstellungen und Strukturen anzuregen
und neue Ideen, Vorstellungen und Handlungs-
optionen zu entwickeln.  

Unterstützend für den Diskurs um Fokussierung
oder aber Entdramatisierung von Geschlechter-
kategorien – und den sich daraus ergebenden Her-
ausforderungen für die Qualität der Mädchen- und
Jungenarbeit in Bremen – sind die gemeinsamen
jährlichen Fachtage der beiden Arbeitskreise Mäd-
chenpolitik bzw. Jungenarbeit im LidiceHaus. Der
letzte gemeinsame Fachtag hat ergeben, dass in
der Kooperation von Mädchen- und Jungenarbeit
mit der Institution Schule darauf hingearbeitet
werden muss, das Ziel einer „geschlechtersensiblen
Bildungsarbeit“ in Schule und Jugendarbeit durch
entsprechende konzeptionelle und didaktische
Angebote zu erreichen. Die nun fertig gestellte
Handreichung ist dabei erst der Anfang. 

Quellen

Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten: Politische
Bildung für Mädchen und Frauen: Plädoyer für eine
eigenständige Mädchen- und Frauenbildung als
Bestandteil politischer Bildung, Positionspapier –
Berlin 2011

Landesarbeitsgemeinschaft Mädchenarbeit in NRW
e.V. (Hrsg.): Betrifft Mädchen: Das Kreuz mit Cross
Work – Genderreflektierte Pädagogik von Män-
nern mit Mädchen und von Frauen mit Jungen,
Heft 3/2012

Rhyner, Thomas/Zumwald, Bea: Coole Mädchen –
starke Jungs. Ratgeber für eine geschlechterspezi-
fische Pädagogik - Bern 2002

Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesund-
heit der Freien Hansestadt Bremen (Hrsg.): Eine
Schule für Mädchen und Jungen – Handreichung
für die gendersensible Arbeit an Bremer Schulen
(darin: Angebote des LidiceHauses und des Arbeits-
kreises Mädchenpolitik) – Bremen 2012

Wallner‚ Claudia: Mädchenarbeit in Zeiten von Neo-
liberalismus und der Frage, wie viel Gender eine
Gesellschaft wirklich braucht – Vortrag, gehalten in
der Jugendbildungsstätte LidiceHaus, Bremen 2011

Eigene Seminarberichte und Materialien der Jugend-
bildungsstätte LidiceHaus 

Anette Klasing ist Bildungsreferentin in der

Jugendbildungsstätte LidiceHaus in den

Schwerpunkten Geschlechterbezogene Päda-

gogik und Interkulturelle und Internationale

Bildung. Von 2004 – 2006 war sie beurlaubt,

um als Friedensfachkraft im Internationalen

Begegnungszentrum Bethlehem und im Willy

Brandt Zentrum Jerusalem zu arbeiten.

Anette Klasing ist erreichbar über die Adresse des LidiceHauses:

Weg zum Krähenberg 33 a, 28201 Bremen.

E-Mail: klasing@lidicehaus.de

Es ist immer das Ziel,
die Jugendlichen zu
einer praktischen Aus-
einandersetzung mit
bislang unreflektierten
Gewohnheiten, Ein-
stellungen und Struk-
turen anzuregen
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Stellungnahme der öffentlich verantworteten Weiterbildung zum
Umsatzsteuergesetz 2013

Gemeinsam mit anderen Bundesverbänden der Wei-
terbildung hat der Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten (AdB) eine Stellungnahme zum Umsatz-
steuergesetz 2013 beschlossen. Die Träger weisen in
ihrer Stellungnahme auf die geplante Zusammen-
fassung der zentralen Umsatzsteuer-Befreiungs-
vorschriften für Bildungsleistungen in einer Norm
(§ 4 Nr. 21 UStG) hin sowie auf die gleichzeitige
Streichung des bisherigen § 4 Nr. 22a UStG.

Bisher waren Bildungsanbieter wie z. B. Bildungs-
stätten und Volkhochschulen von der Umsatzsteuer
befreit. Nach dem vorgelegten Gesetzentwurf sol-
len ab dem nächsten Jahr aber nur noch solche Bil-
dungsleistungen von der Umsatzsteuer entlastet
sein, die „spezielle Kenntnisse und Fähigkeiten“
vermitteln, während Angebote, die der „reinen
Freizeitgestaltung“ dienen, von der Steuerbefrei-
ung ausgenommen werden sollen.

Mit der Stellungnahme wird der Gesetzgeber auf-
gefordert, dafür Sorge zu tragen, dass der öffentli-
che Auftrag von Weiterbildung im Sinne des Lebens-
langen Lernens nicht durch steuerliche Praxis
unterhöhlt wird. Dass steuerlich und bildungspoli-
tisch untaugliche Abgrenzungskriterium der „rei-
nen Freizeitgestaltung“ muss, so die Schlussfolge-
rung, aus dem Gesetzestext entfernt werden. 

Gesetzesänderung

Der Gesetzesentwurf der Bundesregierung für das
Jahressteuergesetz 2013 sieht eine Zusammenfas-
sung der zentralen Umsatzsteuer-Befreiungsvor-
schriften für Bildungsleistungen in einer Norm (§ 4
Nr. 21 UStG) vor. Gleichzeitig wird der bisherige § 4
Nr. 22a UStG gestrichen.

Nicht umsatzsteuerpflichtig sind Veranstaltungen
wissenschaftlicher und belehrender Art, die als
Schul- oder Hochschulunterricht, als Ausbildung,
Fortbildung oder berufliche Umschulung zu qualifi-
zieren sind. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung
sind die zuvor in § 4 Nr. 22a UStG genannten
Bildungsanbieter (z. B. Volkshochschulen) im Geset-
zesentwurf nicht mehr explizit als begünstigte Ein-
richtungen aufgeführt. Stattdessen wird ausschließ-
lich die Bildungsleistung von der Steuer befreit.
Voraussetzung für die Umsatzsteuerbefreiung von
Leistungen ist die Vermittlung „spezieller Kennt-
nisse und Fähigkeiten“. Ausgenommen von der
Steuerbefreiung werden jedoch Leistungen, die
der „reinen Freizeitgestaltung“ dienen.

Allgemeine Bewertung

Es ist nachvollziehbar, dass EU-rechtliche Vorgaben
(Anpassung an die MwStSystRL) sowie die Entwick-
lung der Rechtsprechung von EuGH und BFH eine
Anpassung der Regelungen im deutschen Umsatz-
steuergesetz erforderlich machen. Nicht akzepta-
bel ist hingegen, dass durch die Umsatzsteuer-
Gesetzgebung ein in Wissenschaft und Politik
unumstrittener Bildungsbegriff konterkariert wird.

Die Verschränkung von Allgemeinbildung und
beruflicher Bildung ist das Kernelement moderner
Bildungskonzepte. Sie ermöglicht Menschen jeden
Alters nicht nur persönliche Entfaltung und aktive
politische und kulturelle Teilhabe an der Gesell-
schaft, sondern erhält auch ihre Beschäftigungs-
fähigkeit in einer im ständigen Wandel befind-
lichen Arbeitswelt. Die gesetzliche Neuregelung
birgt jedoch die Gefahr, dass Allgemeinbildung
nicht mehr im bisherigen Umfang umsatzsteuerlich
begünstigt wird. Zudem werden den Weiterbil-
dungseinrichtungen keine praxistauglichen Krite-
rien zur Abgrenzung von steuerpflichtigen und
steuerfreien Bildungsleistungen an die Hand gege-
ben. Das Abgrenzungskriterium der „reinen Frei-
zeitgestaltung“ ist unspezifisch und ungeeignet,
weil es dem ganzheitlichen Bildungsverständnis
der Weiterbildung in öffentlicher Verantwortung
nicht gerecht wird. Es stellt sich auch die Frage der
Steuersystematik und -gerechtigkeit, wenn allge-
meinbildende Kurse der Weiterbildung als Freizeit-
gestaltung eingestuft werden (können) und somit
umsatzsteuerpflichtig sind, während der Besuch von
Theatern oder Zoos grundsätzlich steuerbefreit ist.
Die Träger der öffentlich verantworteten Wei-
terbildung sind Bildungseinrichtungen und
keine Freizeiteinrichtungen.

Der Gesetzgeber muss dafür Sorge tragen, dass der
öffentliche Auftrag von Weiterbildung im Sinne
des Lebenslangen Lernens in keinem Fall durch
steuerliche Praxis unterhöhlt wird.

Hierfür ist es notwendig, Bildungsleistungen zur
Vermittlung „spezieller Kenntnisse und Fähigkei-
ten“ sowie eng mit den Bildungsleistungen ver-
bundene Lieferungen und Leistungen auf der
Grundlage eines ganzheitlichen Bildungsbegriffs
zu spezifizieren bzw. neu zu definieren. Das steu-
erlich und bildungspolitisch untaugliche Abgren-
zungskriterium der „reinen Freizeitgestaltung“
muss aus dem Gesetzestext herausgenommen
werden.



Gefahr der Rechtsunsicherheit

Mit den Neuregelungen geht eine erhebliche Rechts-
unsicherheit einher. Grundlage für die steuerliche
Beurteilung der Weiterbildungsangebote wird die
allgemeine Verkehrsauffassung von „Bildung“ und
„Freizeit“. In jedem Einzelfall muss anhand dieses
mehr als vagen Kriteriums über eine Umsatzsteuer-
pflicht entschieden werden, was die Rahmenbedin-
gungen der Weiterbildungsarbeit durch zusätzli-
chen bürokratischen Aufwand erheblich erschwert.
Konflikte zwischen bildungspolitischer und steuer-
rechtlicher Sichtweise sind vorprogrammiert.
Schrittweise droht der Bildungsauftrag zu erodie-
ren, den die Träger der öffentlich verantworteten
Weiterbildung wahrnehmen, wenn Finanzbehör-
den den Bildungsbegriff künftig enger interpretie-
ren, als es nationalen, europäischen und internatio-
nalen Standards entspricht. Es besteht die Gefahr,
dass Steuerbehörden die Gesetzesänderung zum
Anlass nehmen, sich neue Steuerquellen zu erschlie-
ßen.

Da die öffentlich verantworteten Weiterbildungs-
einrichtungen unter engen finanziellen Rahmen-
bedingungen arbeiten, wären viele Einrichtungen
bei Steuernachzahlungen in ihrer Existenz gefähr-
det. Nicht wenige Einrichtungen werden die Risi-
ken einer Änderung der Praxis der Steuerbehörden
durch eine prophylaktische Erhöhung der Kurs-
gebühren absichern. Die Folge wird eine Erhöhung
der Bildungskosten sein, die sich negativ auf die
Weiterbildungsteilnahme insbesondere von Men-
schen aus bildungsfernen Schichten auswirken wird.
Eine solche Entwicklung wäre ein bildungspolitisch
kontraproduktives Signal an die Bürgerinnen und
Bürger, die von der Politik zu verstärkten Bildungs-
anstrengungen über den gesamten Lebenslauf
aufgefordert sind.

Kriterium der „reinen Freizeitgestaltung“

Bundes- und Landesfinanzministerien weisen
darauf hin, dass EuGH und BFH im Kriterium der
„reinen Freizeitgestaltung“ die einzig mögliche
Abgrenzung zwischen umsatzsteuerfreien Bildungs-
leistungen und umsatzsteuerpflichtigen Leistungen
sehen. Für die Weiterbildungseinrichtungen ist
dieses Kriterium allerdings nicht belastbar.

Welche Angebote sind als „reine Freizeitgestal-
tung“ zu werten? In der Gesetzesbegründung
heißt es hierzu, dass sich Anhaltspunkte aus dem
Teilnehmerkreis oder der thematischen Zielsetzung
eines Kurses ergeben können.

Die Herleitung der Steuerpflicht aus dem Teilneh-
merkreis eines Angebots kann zu einer systemati-
schen Diskriminierung ganzer Bevölkerungsgrup-
pen führen. Laufen beispielsweise Senior/ -inn/-en
in der nachberuflichen Phase in Zukunft Gefahr,
mit höheren Kursgebühren konfrontiert zu wer-
den, da ihnen ein reines Freizeitinteresse unter-
stellt wird? Unterliegen mithin Seniorenkurse, die
auf ein ehrenamtliches Engagement vorbereiten,
künftig der Umsatzsteuer? Müssen Bildungsträger
Umsatzsteuer entrichten, wenn sie Senior/-inn/-en
in Handykursen dabei unterstützen, an der digita-
len Welt zu partizipieren? Oder müssen Eltern
künftig mehr zahlen, wenn sie Kurse der Elternbil-
dung besuchen, die Hilfen zur Erziehung und För-
derung ihrer Kinder bieten? Die Forderungen nach
Lebenslangem Lernen und sozialer Teilhabe wür-
den so konterkariert.

Auch das Rekurrieren auf die thematische Zielset-
zung eines Kurses geht an der Praxis vorbei. Hinter
den Kursen und Veranstaltungen der öffentlich
verantworteten Weiterbildung stehen stets kon-
krete Lernziele. Alle Kurse dienen der Vermittlung
von Fähigkeiten und Kompetenzen, auch wenn sie
mitunter aufgrund der Ankündigungstexte – ohne
Kenntnis der pädagogischen Hintergründe – auf den
ersten Blick fälschlicherweise den Eindruck einer
Freizeitgestaltung vermitteln können. Kursankün-
digungen sind Marketinginstrumente, mit denen
auch weniger bildungsaffine Zielgruppen für eine
Bildungsteilnahme gewonnen werden sollen – die
Lernziele tauchen deshalb in den Ankündigungs-
texten der Kurse nicht unbedingt auf. Sollen die
Träger künftig auf eine teilnahmewirksame Anspra-
che ihrer Zielgruppen verzichten, um die Gefahr
einer Umsatzbesteuerung abzuwehren? Oder müs-
sen bei Betriebsprüfungen künftig die Unterrichts-
konzepte von hunderttausenden freiberuflichen
Kursleiter/- inne/-n vorgelegt werden?

Definition der eng mit Bildungsleistungen
verbundenen Lieferungen und Leistungen

In der Gesetzesbegründung wird einer sehr engen
Auslegung der mit Bildungsleistungen verbundenen
Lieferungen und Leistungen gefolgt. Die Verpfle-
gung von Teilnehmer/-inne/-n an Bildungskursen
wird sogar ausdrücklich von einer Steuerbefreiung
ausgenommen, da es sich um eine „nützliche, aber
nicht unerlässliche Leistung“ handeln würde.

Dieser Sichtweise können die Träger der öffentlich
verantworteten Weiterbildung nicht folgen. Im Rah-
men der Jugend- und Erwachsenenbildung gibt es
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eine Vielzahl von Bildungskonzepten, die aus fach-
lichen Gründen mehrtägige Kurse mit Übernach-
tungen vorsehen. Solche Kurse ermöglichen Lernen
ohne Zeitdruck sowie den Einsatz einer Vielfalt an
Methoden und sie begünstigen Gruppen- und Ver-
trauensbildungsprozesse. Gerade die mehrtägige
Herausnahme aus dem Lebensalltag ermöglicht bei
bestimmten Zielgruppen einen nachhaltigen Bil-
dungserfolg.

Übernachtungen und daraus folgende Notwendig-
keiten der Verpflegung sind also kein Selbstzweck,
sondern dienen ausdrücklich der Unterstützung und
Verstärkung der jeweiligen Bildungsziele. Auch dies-
bezüglich muss ein umfassenderes Bildungsverständ-
nis Aufnahme in die Gesetzesbegründung finden.

Forderungen/Empfehlungen

1. Die öffentlich verantwortete Weiterbildung
fordert, den bisherigen Umfang der Umsatz-
steuerbefreiung für Vorträge, Kurse und andere
Veranstaltungen wissenschaftlicher und beleh-
render Art beizubehalten und diese Absicht im
Gesetzestext bzw. in der Gesetzesbegründung
klar zum Ausdruck zu bringen.

2. Das steuerlich und bildungspolitisch untaugliche
Abgrenzungskriterium der „reinen Freizeitgestal-
tung“ muss aus dem Gesetzestext herausgenom-
men werden.

3. Stattdessen muss eine für die Finanzverwaltung
verbindliche Verständigung auf einen Katalog
von Bildungsleistungen erfolgen, die Teilneh-
merinnen und Teilnehmern „spezielle Kennt-
nisse und Fähigkeiten“ vermitteln. Die Vermitt-
lung von Allgemeinbildung muss für alle
gesellschaftlichen Gruppen – unabhängig von
ihrer Lebenssituation und ihrem Alter – umsatz-
steuerfrei bleiben.

4. Für eine solche Verständigung können die Emp-
fehlungen des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 18. Dezember 2006 zu Schlüssel-
kompetenzen für lebensbegleitendes Lernen
(Amtsblatt der Europäischen Union L 394) als
Grundlage dienen. Die Schlüsselkompetenzen
benennen jene Kompetenzen, die alle Bürgerin-
nen und Bürger in Europa für ihre persönliche
Entfaltung, soziale Integration, aktive Bürger-

schaft und Beschäftigungsfähigkeit in einer wis-
sensbasierten Gesellschaft benötigen und die
auch der älteren Generation eine aktive Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben ermöglichen.
(Muttersprachliche Kompetenz; Fremdsprach-
liche Kompetenz; Mathematische Kompetenz
und naturwissenschaftlich-technische Kompe-
tenz; Computerkompetenz; Lernkompetenz;
Soziale Kompetenz (einschl. Gesundheitskom-
petenz) und Bürgerkompetenz; Eigeninitiative
und unternehmerische Kompetenz; Kultur-
bewusstsein und kulturelle Ausdrucksfähigkeit).

5. Übernachtungen und in diesem Zusammen-
hang notwendige Verpflegungen sind als bil-
dungsnahe Leistungen zu sehen und müssen
von der Umsatzsteuer befreit sein.

6. Dass künftig bei der Aus- und Fortbildung sowie
der beruflichen Umschulung die Dauer der Bil-
dungsmaßnahmen unerheblich ist, ist zu begrü-
ßen. Allerdings sollte in der Gesetzesbegrün-
dung darauf hingewiesen werden, dass nicht nur
Tagesveranstaltungen, sondern auch kürzere
Veranstaltungen (z. B. Vorträge) steuerbegüns-
tigt sind.

Unterzeichnende

Ulrich Aengenvoort, Verbandsdirektor Deutscher
Volkshochschul-Verband e. V.

Barbara Menke, Bundesgeschäftsführerin Bundes-
arbeitskreis ARBEIT UND LEBEN e. V.

Andreas Seiverth, Bundesgeschäftsführer Deutsche
Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenen-
bildung (DEAE) e. V.

Andrea Hoffmeier, Bundesgeschäftsführerin Katho-
lische Bundesarbeitsgemeinschaft für Erwachsenen-
bildung (KBE)

Ina Bielenberg, Geschäftsführerin Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten e. V.

Uta-Maria Kern, Geschäftsführerin Verband der
Bildungszentren im ländlichen Raum e. V.

Bonn, 19.09.2012



Die Bundeszentrale für politische Bildung wurde im
November 60 Jahre alt. Ein Anlass für Paul Ciupke,
einen Rückblick auf ihre wechselvolle Geschichte zu
werfen. Er beleuchtet verschiedene Entwicklungs-
phasen dieser für die schulische und außerschuli-
sche politische Bildung so wichtigen Institution, die
in ihrer Arbeit zugleich auch die Geschichte der
Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland
und der politischen Bildung im Land widerspiegelt.

Die Bundeszentrale für politische Bildung (bpb)
hatte im November 2012 ihren 60. Geburtstag.
Zwar gab es als Vorläuferinstitution bereits in der
Weimarer Zeit die Reichszentrale für Heimatdienst,
diese war damals aber mit aus heutiger Sicht eher

problematischen Aufträ-
gen wie der Volkstums-
propaganda beschäftigt.
Die Bundeszentrale in
ihrer zum Teil wider-
sprüchlichen Konstruk-
tion ist hingegen ein
typisches Produkt der
frühen bundesrepublika-

nischen Nachkriegszeit und seit Beginn ein Gegen-
stand kontroverser Pläne und Erwartungen. Aber
das ist ja eigentlich gar nicht so schlecht in einer
Demokratie.

Jedenfalls war bei ihrer Gründung ein wichtiger
Streitpunkt, wie politiknah eine solche Einrichtung,
die die Demokratisierung des politischen Lebens
nachhaltig unterstützen sollte, überhaupt sein
darf. Eine Zuordnung etwa zum Bundespresseamt,
die von einigen Protagonisten seinerzeit gefordert
wurde, hätte die Bundeszentrale möglicherweise in
ein Staatspropagandainstitut verwandelt. Nicht ganz
zufällig, weil unter anderem durch die Reeducation-
Strategien der westlichen Alliierten und durch Vor-
bilder der freien Volksbildung der Weimarer Zeit
unterstützt, hatte sich aber nach den Erfahrungen
unter dem nationalsozialistischen Regime und an-
gesichts der Reklamation des politischen und welt-
anschaulichen Monopols durch die SED in der DDR in
der Bundesrepublik weitgehend eine zivilgesell-
schaftliche Verfassung politischer Bildung begonnen
durchzusetzen. Der Staat und die Länder sollten
Erwachsenenbildung, Jugendbildung und politi-
sche Bildung zwar fördern und unterstützen, aber
die praktische Durchführung weitgehend den Kir-
chen, Verbänden, Gewerkschaften und anderen
Akteuren der zivilen Gesellschaft überlassen. Allen-
falls kommunale und regionale staatliche Träger-
schaften im Bereich der Jugendbildung ergänzten
dieses Angebot.

Als dann 1952 unter Paul Franken als erstem Leiter
die Bundeszentrale für Heimatdienst – wie sie zu-
nächst hieß – mit ihrer Arbeit begann, hatte dieser
die Übernahme der Aufgabe an die Voraussetzung
der Überparteilichkeit der Institution gebunden.
Zugleich wurde durch die Anbindung an das
Innenministerium, das ja auch für Fragen der inne-
ren Sicherheit und des Verfassungsschutzes zustän-
dig war, deutlich, dass die Bundeszentrale einen
dezidierten Auftrag hatte: Nämlich als positiver
Verfassungsschutz zu fungieren. Verfassungsschutz
im Sinne des öffentlichen Einsatzes für Grundrech-
te und Demokratie ist ja eine sehr gute Sache, das
wurde aber in den 50er Jahren noch nicht als Teil
eines nüchternen, liberalen und offenen politi-
schen Engagements, sondern überwiegend als
innenpolitischer Kampfeinsatz gesehen. Der Kalte

Krieg verschärfte die
politische Atmosphäre
in der Bundesrepublik –
für die Bundeszentrale
bedeutete das im Lauf
der nächsten Jahre vor
allem mehr Druck. Zwar
gab es auch einige ehe-
malige NS-Aktivisten in
der Einrichtung, gleich-

wohl war die Bundeszentrale in den 50er Jahren
keine Stelle, an der ehemalige Nazis großen Ein-
fluss geübt hätten. Es waren wohl mehr knorrige
Individualisten, die in der NS-Zeit zum Regime
überwiegend Distanz gehalten oder gar wider-
sprochen hatten, wie etwa Walter Jacobsen, Enno
Bartels, Carl-Christoph Schweitzer, Josef Rommers-
kirchen und Wilhelm Matull. 

Die politische Bildung spielte zunächst keine große
Rolle, der Begriff selbst war damals so gut wie gar
nicht eingeführt. Die Werbung für den demokrati-
schen und übrigens auch europäischen Gedanken,
die der Bundeszentrale aufgetragen war, wurde
von Anfang an vor allem durch Schriften und
Medien geleistet. Bis Mitte der 50er Jahre war das

Thema Nationalsozia-
lismus durch die damals
nötige Rehabilitierung
des Widerstands und
somit in der Perspektive
auch ein wenig redu-
ziert präsent, in der
zweiten Hälfte des Jahr-
zehnts gewann dann die
Auseinandersetzung mit
dem Kommunismus und
der deutschen Frage an
Einfluss. Man muss fest-

Eine Agentur der Demokratie
Anmerkungen zum 60. Geburtstag der Bundeszentrale für politische Bildung

Paul Ciupke

Die Bundeszentrale 
ist in ihrer zum Teil
widersprüchlichen
Konstruktion ein typi-
sches Produkt der frü-
hen bundesrepublika-
nischen Nachkriegszeit

Die Auseinanderset-
zung mit dem Kommu-
nismus und der deut-
schen Frage war für die
weitere Entwicklung
der politischen Jugend-
und Erwachsenenbil-
dung von größerer
Bedeutung als die
Auseinandersetzung
mit dem National-
sozialismus

Der Kalte Krieg ver-
schärfte die politische
Atmosphäre in der
Bundesrepublik – für
die Bundeszentrale
bedeutete das im Lauf
der nächsten Jahre vor
allem mehr Druck
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stellen, dass dieses Thema für die weitere Entwick-
lung der politischen Jugend- und Erwachsenenbil-
dung sowohl für die Ausbildung der Institutionen,
der Förderstrukturen als auch der Didaktik allge-
mein hinfort von größerer Bedeutung war als die
Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus.
1957 wurde daher auch das Ostkolleg gegründet.
Benedikt Widmaier in seiner schon älteren und
Gudrun Hentges in ihrer ganz neuen Studie zur
Frühgeschichte der Bundeszentrale betonen beide
die überragende Bedeutung der Auseinanderset-
zung mit dem Kommunismus für den Ausbau der
Zentrale in den späten 50er und frühen 60er Jah-
ren. Widmaier sprach gar von der „antikommunis-
tischen Schule des deutschen Beamtentums“. Rüdi-
ger Thomas, der als Mitarbeiter am Ostkolleg
wirkte und eine selbstreflexive und nüchterne
Rückbetrachtung anstellt, rät zu mehr Gelassen-
heit; die Wirklichkeit und die Wirkungen der politi-
schen Bildung jener Jahre waren jedenfalls weni-
ger berechenbar und die Teilnehmer/-innen
eigensinniger, als die Planer der Initiativen politi-
scher Bildung damals kalkulierten. 

1963 erfolgte die Umbenennung in Bundeszentrale
für politische Bildung. In den 60er Jahren begann
der Begriff der politischen Bildung sich durchzuset-
zen, vorher war er eingehüllt in engere Formeln
wie mitbürgerliche, partnerschaftliche oder staats-
bürgerliche Bildung. Aber trotz des Gebots der
Überparteilichkeit oder Ausgewogenheit wurde
die Zentrale selber ein Feld der politischen Ausein-
andersetzungen. In den späten 50er und frühen
60er Jahren regierte der Innenminister persönlich
hinein, weil ihm politisch unliebsame Personen wie
etwa Renate Riemeck auf Tagungen und in Publi-
kationen zu Wort gekommen waren. Als wäre die
Konfliktdidaktik von Hermann Giesecke in der
Bundeszentrale selber eingeschlagen: mit dem
durch den Erlass von 1974 institutionalisierten
Dreierdirektorium zogen wohl vermehrt Parteien-
klüngel und parteipolitisch motivierte Grabenkriege
in die Institution ein. Noch in den 90er Jahren konn-
te man deren Nachwirkungen spüren. Die politische
Bildung wurde – offen oder verdeckt – als erweiter-
te Kampfzone des Politischen betrachtet. Darin
steckten eine Überschätzung der Möglichkeiten
und eine Ignoranz gegenüber der Eigenlogik von
Bildung. 

In dem heute gültigen Erlass steht immer noch die
Passage von der politisch ausgewogenen Haltung,
die von der Bundeszentrale erwartet wird, und über
die die 22 Mitglieder des vom Bundestag benann-
ten Kuratoriums wachen. Ausgewogenheit klingt
heute eher nach Dauerkampf und schlechtem

Kompromiss, nach falscher Zurückhaltung, nach Lan-
geweile, Durchschnitt, Ängstlichkeit, nach kleingeis-
tiger Kungelei; von den 50er bis zu den 90er Jahren

fungierte die „fehlende
Ausgewogenheit“ als
Generalvorwurf gegen
andere, freche aber
durchaus demokratisch
legitime Zukunftsent-
würfe und Diskussions-
beiträge. Ausgewogen-
heit ist mittlerweile ein
unzeitgemäßes Wort
geworden. Was ist denn
das Gegenteil? Partei-

lichkeit? Heterogenität? Zwietracht? Das Wort
„ausgewogen“ ist eine aus den Problemen der frü-
hen deutschen Nachkriegsdemokratie geborene
Konstruktion. Es verschmilzt Konflikte und Unter-
schiede, es suggeriert gleichmäßige Geltung, indi-
ziert aber vor allem die Angst der Parteien, nicht
genügend Einfluss auf politische Prozesse und
Gremien nehmen zu können. Respekt und fairer
Umgang, symmetrische Kommunikation, Perspek-
tivenübernahme und die Anerkennung und Berück-
sichtigung anderer Wertbezüge, Standpunkte und
Deutungsrahmen, all dieses und noch viel mehr
sind selbstverständliche normative Bezugsgrößen für
Auseinandersetzungen in der politischen Öffent-
lichkeit und Angebote der politischen Bildung. Die
Forderung nach Ausgewogenheit drückt vor allem
Misstrauen aus, genauso wie aktuell die so genann-
te Extremismusklausel in der Jugendbildung. Aber
sollte nicht eine Einrichtung wie die Bundeszentrale
(ebenso wie Einrichtungen der politischen Jugend-
und Erwachsenenbildung) in besonderer Weise das
Vertrauen auf demokratische Binnenverhältnisse
genießen?

Von etlichen Fesseln und Verkrustungen der Ver-
gangenheit hat man sich inzwischen befreit. Die
vielen begrüßenswerten Entwicklungen der letzten
zehn Jahre verknüpfen sich in der groben Wahr-
nehmung zunächst mit dem Leiter, sind aber gewiss
das Produkt vieler Mitarbeiter/-innen, Unterstüt-
zer/-innen und Fans. Heute ist die Bundeszentrale
buntscheckiger, wagemutiger, experimenteller, ja
manchmal auch ein bisschen crazy geworden. Die
staatstragende Attitüde wird selten noch vorgetra-
gen. Gut so. Wir als die Mitspieler aus der Sphäre
der politischen Jugend- und Erwachsenenbildung
wünschen uns einen weltoffenen, unternehmungs-
lustigen Partner, mit dem wir Neues ausprobieren
und Bewährtes weiterführen können. Betrüblich
ist allerdings, dass den von der Bundeszentrale
geförderten Einrichtungen nicht immer derselbe

Von den 50er bis zu
den 90er Jahren fun-
gierte die „fehlende
Ausgewogenheit“ als
Generalvorwurf gegen
andere, freche aber
durchaus demokratisch
legitime Zukunfts-
entwürfe und Diskus-
sionsbeiträge



pädagogische Experimen-
tierspielraum zugestan-
den wird. Etwas mühsam
nur konnte man vor eini-
ger Zeit die Bundeszen-
trale davon überzeugen,
dass Lernen vor Ort,
Exkursionen und Erkun-
dungen ein fachlich be-
gründetes Mittel darstel-
len, das zudem viele
neue Teilnehmende für

politische Fragen interessieren hilft. Auch die ziem-
lich neuen Richtlinien scheinen immer noch von
dem alten Geist geprägt zu sein, dass acht Unter-
richtsstunden am Lerntisch im Seminarraum das
Nonplusultra der politischen Pädagogik darstellen.
Zugestanden, dass Exkursionslernen nicht immer
optimal organisiert wird; geschenkt, dass bei den
Richtlinienverhandlungen auch andere Partner mit
am Tisch gesessen haben, die weniger an pädagogi-
schen Freiheiten und Neuheiten interessiert waren. 

Die Bundeszentrale ist eine Agentur für die Demo-
kratie und somit ein zunächst aus sich heraus dauer-
haft notwendiges und überzeugendes Programm.
Der selbstbewusste, weltoffene und aktive Bürger
(natürlich ist gleichzeitig auch die weibliche Hälfte
gemeint) stellt die wichtigste Ressource für die
Übernahme öffentlicher Verantwortung in der
Demokratie dar, die der Staat und die engeren
politischen Institutionen aber nicht per Knopf-
druck produzieren können. Die Gesellschaft selber

muss immer wieder er-
neut die Voraussetzun-
gen produzieren, von
denen eine lebendig sich
entwickelnde Demokra-
tie zehrt: Einzelakteure,
Bewegungen, Verwirrun-
gen und Irritationen,
neue Ideen und Vorschlä-

ge und sich darauf aufbauende Programmatiken.
Dafür sorgen vor allem die vielfältigen großen,
aber auch kleinen politischen Öffentlichkeiten:
Neben den Akademien, Bildungswerken und Bil-
dungsstätten der politischen Jugend- und Erwach-
senenbildung sicher vor allem viele große und klei-
ne Verbände, Initiativen, Vereine und andere
Zusammenschlüsse und nicht zuletzt die Medien,
in denen über Gegenwart und Zukunft geredet
und verhandelt wird. Diese Infrastruktur ist poli-
tisch und zugleich dem Politischen als der legiti-
mierten Entscheidungsarena vorgelagert. Nicht
nur aus diesem Grunde, aber auch deswegen, soll-
te die Bundeszentrale künftig vielleicht nicht mehr

im Innenministerium als einer dezidierten politischen
Institution mit natürlich in den Diskussionsöffent-
lichkeiten umstrittenen Initiativen angesiedelt sein.
Selbstverständlich auch nicht im Bundeskanzleramt
oder dem Bundespresseamt, sondern beim Bundes-
tagspräsidenten, der in besonderer Weise der poli-
tischen Kultur der Demokratie verpflichtet ist.
Während das Bundestagspräsidium aber des Öfte-
ren in zurückhaltender und mäßigender Weise
politische Debatten und Konflikte regulieren muss,
könnte die politische Jugend- und Erwachsenenbil-
dung als Experimentierraum diese zentrale Institu-
tion des Bundestags sinnvoll ergänzen. Die vielfäl-

tigen Öffentlichkeiten
der politischen Jugend-
und Erwachsenenbil-
dung stellen einen not-
wendigen Erweiterungs-
raum der Parlamente
und Räte in der bundes-
republikanischen Demo-
kratie dar. Das ist eine
für eine demokratische
Gesellschaft unverzicht-
bare Sphäre zwischen

Privatleben und ökonomischen Zwängen, weil sie
als prinzipiell nicht geschlossene und somit den
Pluralismus als Voraussetzung akzeptierende und
auf Kontroversen und zugleich offene, tolerante,
multiperspektivisch angelegte Auseinandersetzun-
gen mit der Vergangenheit und Zukunft des
Zusammenlebens konzipiert und realisiert werden.

Zum Geburtstag darf man sich was wünschen und
andere dürfen was schenken. Ein Vorschlag wäre:
Mehr Grundvertrauen und Autonomie für die
Bundeszentrale und auch für die Einrichtungen der
politischen Jugend- und Erwachsenenbildung.

Wer mehr zur Geschichte der Bundeszentrale
lesen möchte:

Hering, Sabine/Lützenkirchen, Hans-Georg: Wegwei-
ser. Die politische Erwachsenenbildung nach dem
Kriege - Bonn 1992 (hier für das Thema von beson-
derer Bedeutung die Gespräche mit Carl H. Lüders,
Josef Rommerskirchen, Herbert Eichmann, Emil
Kroher)

Hentges, Gudrun: Die Bundeszentrale für Heimat-
dienst 1952-1963, in: Aus Politik und Zeitgeschich-
te, 62. Jg. 46-47/2012, 12. Nov. 2012, S. 35-43

Hentges, Gudrun: Staat und politische Bildung. Von
der Zentrale für Heimatdienst zur Bundeszentrale

Die vielfältigen Öffent-
lichkeiten der politi-
schen Jugend- und
Erwachsenenbildung
stellen einen notwen-
digen Erweiterungs-
raum der Parlamente
und Räte in der
bundesrepublikani-
schen Demokratie dar

Die Gesellschaft selber
muss immer wieder
erneut die Vorausset-
zungen produzieren,
von denen eine leben-
dig sich entwickelnde
Demokratie zehrt

Wir als die Mitspieler
aus der Sphäre der
politischen Jugend-
und Erwachsenen-
bildung wünschen uns
einen weltoffenen,
unternehmungslusti-
gen Partner, mit dem
wir Neues ausprobie-
ren und Bewährtes
weiterführen können
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für politische Bildung - Wiesbaden 2013 (im Erschei-
nen)

Thomas, Rüdiger: Bildungsgeschichten. Vergangen-
heit und Zukunft der bpb, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, 62. Jg. 46-47/2012, 12. Nov. 2012, S. 43-49

Widmaier, Benedikt: Die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung. Ein Beitrag zur Geschichte staatlicher
politischer Bildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land - Frankfurt am Main u. a. 1987

Im Netz: http://www.bpb.de/geschichte/deutsche-
geschichte/geschichte-der-bpb/

Dr. Paul Ciupke ist Herausgeber der „Außer-

schulischen Bildung“ und arbeitet als Pädago-

gischer Mitarbeiter beim Bildungswerk der

Humanistischen Union NRW. e. V. Adresse:

Kronprinzenstraße 15, 45128 Essen.

E-Mail: paul.ciupke@hu-bildungswerk.de



Nachhaltigkeit erfahren
„Fahrradseminare“ zum Thema Klima-, Umwelt- und Naturschutz

Wolfgang Schulze

Jedes Jahr beschließt der Arbeitskreis deutscher
Bildungsstätten ein „Jahresthema“ von besonderer
Aktualität und Bedeutung für die außerschulische
politische Bildung. Im Jahr 2012 lautet das Thema
„Wachstum – Gerechtigkeit – Teilhabe. Nachhaltige
Klimapolitik gestalten“. Das Jahresthema 2012 soll
die im AdB organisierten Einrichtungen dazu anre-
gen, in ihrer Bildungspraxis besonderes Augenmerk
auf Fragestellungen zu einer ökologisch und sozial
verträglichen Klimapolitik zu richten. Wir stellen in
den Ausgaben dieses Jahrgangs Beispiele aus der
Arbeit unserer Mitgliedseinrichtungen dazu vor. Im
Folgenden geht es um ökologische Fahrradsemina-
re, die u. a. in den AdB-Mitgliedseinrichtungen
Kurt-Schumacher-Akademie der FES in Bad Müns-
tereifel und der Gustav-Heinemann-Akademie in
Malente stattfinden.

Alles heiße Luft? – Klima- und Umweltschutz
in der aktuellen politischen Bildung

Es ist ruhig geworden um den Klimawandel. Die
„Klimakatastrophe“ als Wort des Jahres 2007 wurde
in den vergangenen Jahren übergangslos von der
„Finanzkrise“, den „notleidenden Banken“ und der
allgemeinen „Alternativlosigkeit“ der Politik (den

Wörtern bzw. Unwör-
tern der Jahre 2008 und
2010) in den Hintergrund
gedrängt. Die Medien
berichten nur noch spo-
radisch darüber, die öf-
fentliche Debatte hat
sich anderen Streitfra-
gen zugewendet. Doch
Klimaschutz und – allge-
meiner betrachtet – das
Spannungsfeld zwischen

unserer Wirtschafts- und Lebensweise einerseits
sowie der Bedrohung unserer natürlichen Lebens-
grundlagen andererseits sind aktuellere und bri-
santere Themen denn je. Dafür gibt es eine Viel-
zahl von Gründen, von denen hier nur ein paar
genannt werden sollen:

■ Die globalen Treibhausgasemissionen nehmen
weiter ungebremst zu und erreichten in den
letzten Jahren neue Rekordwerte (2011 wurden
mehr als 9,4 Mrd. Tonnen Kohlenstoff in die
Atmosphäre abgegeben und damit der bisheri-
ge Höchstwert des Jahres 2010 erneut um 3,2 %
übertroffen);

■ die Auswirkungen des Treibhauseffekts führen
unvermindert zu verheerenden Wetterextremen –

„Jahrhundertkatastrophen“ finden inzwischen
beinahe im Jahresrhythmus statt;

■ die internationalen Klimaverhandlungen (COP 15
in Kopenhagen, COP 16 in Cancun und COP 17
in Durban) melden – genauso wie andere
Umweltkonferenzen (z. B. Rio plus 20 im Juni
dieses Jahres) – weitestgehend Stillstand: Keines
der zentralen Ziele wurde erreicht, keines der
Probleme gelöst;

■ die Dauerkrise des Weltwirtschafts- und Welt-
finanzsystems verschlingt Geldbeträge in Bil-
lionenhöhe, die für die vielschichtigen klima-
und umweltpolitischen Transformationsprozes-
se (Treibhausgasreduktion und Anpassung an
den Klimawandel etc.) dringend benötigt wür-
den. Sie belegt zudem die Sensibilität und Stör-
anfälligkeit der globalisierten Ökonomie und
verdeutlicht, welche sozialen und ökonomi-
schen Verwerfungen durch die möglichen Fol-
gen des Klimawandels hervorgerufen werden
könnten (so summieren sich laut STERN-Report
die Folgekosten einer ungebremsten Klima-
änderung auf bis zu 20 % und mehr des Welt-
Bruttosozialproduktes);

■ entgegen einer weit verbreiteten landläufigen
Meinung sind die Deutschen im internationalen
Vergleich erheblich weniger umweltorientiert als
die Menschen in vielen anderen Staaten (s. etwa
die Resultate des World Values Survey oder den
Greendex-Index); 

■ eine ganze Reihe von Untersuchungen zeigt,
dass es in der Bevölkerung an Interesse und Ver-
ständnis in Hinblick auf zentrale umweltrele-
vante Konzepte wie dem der Nachhaltigkeit
noch immer mangelt und die Bereitschaft zu
konkreten Verhaltensänderungen in Richtung
klima- und ökologisch verträglicher Lebens-
weise vielfach stagniert oder sogar nachlässt
(vgl. z. B. die vom Umweltbundesamt u. a. her-
ausgegebene Studie „Umweltbewusstsein in
Deutschland 2010“ oder die forsa-Umfrage „Zu-
kunftsprojekt Erde“ vom Januar 2012).

Die politische Jugend- und Erwachsenenbildung
tut deshalb gut daran, sich nicht der gegenwärtig
weit verbreiteten „umweltpolitischen Sprachlosig-
keit“ anzuschließen, sondern sich der Problematik
des Klimaschutzes, des Umweltschutzes und der
„Nachhaltigen Entwicklung“ weiterhin unvermin-
dert (wenn nicht verstärkt) anzunehmen. Die Semi-
nare zum Thema „Ökonomie und Ökologie“, die
der Autor seit nunmehr fast 20 Jahren in der Gus-
tav-Heinemann-Bildungsstätte Malente (Osthol-
stein) und der Kurt-Schumacher-Akademie der
Friedrich-Ebert-Stiftung in Bad Münstereifel (Nord-

Klimaschutz und das
Spannungsfeld zwi-
schen unserer Wirt-
schafts- und Lebens-
weise einerseits sowie
der Bedrohung unserer
natürlichen Lebens-
grundlagen anderer-
seits sind aktuellere
Themen denn je
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eifel) durchführt, sind vor diesem Hintergrund als
ein kleiner Baustein zu verstehen, der die notwen-
dige „Große Transformation“ zu einer nachhalti-
gen Gesellschaft (so der Wissenschaftliche Beirat
der Bundesregierung Globale Umweltveränderun-
gen 2011) in der öffentlichen Debatte verankern,
in ihren Grundzügen erläutern und veranschau-
lichen und – wenn möglich – fördern soll.

Den Wald trotz lauter Bäumen sehen – worum
geht es bei den „Fahrradseminaren“?

Komplexe Systeme – und das Klimasystem ist zwei-
felsohne extrem komplex – können komplexe Pro-

bleme erzeugen, deren Lösung ihrerseits komplexe
Strategien erfordert. Seminare zu solchen Themen
sind daher notgedrungen ebenfalls zur Widerspie-
gelung dieser Komplexität gezwungen. Die klima-
und umweltpolitischen Fahrradseminare behandeln
dementsprechend in mehreren Modulen schwer-
punktmäßig unterschiedliche Bereiche, die für das
jeweilige „Oberthema“ (z. B. Klimaschutz, Nach-
haltigkeit usw.) von Bedeutung sind.

Als Beispiel dafür soll hier das schematisch darge-
stellte Veranstaltungsprogramm des klimapoliti-
schen Seminars „Klimawandel kontra Lebens-
Wandel“ in der Gustav-Heinemann-Bildungsstätte
Malente dienen:

Montag:
■ Tipps und Regeln für das Radfahren in Gruppen
■ Einführung in das Klimasystem, in das Thema Klima-

wandel und Klimapolitik
■ Verursacher des Klimawandels (mit besonderer Be-

rücksichtigung der im weiteren Verlauf der Veran-
staltung näher betrachteten Sektoren).

Dienstag:
■ Energiepolitik/regenerative Energien (allgemeine

Situation und Situation vor Ort)
■ Landwirtschaft und Klimawandel (allgemein sowie

Exkursion und Informationsgespräch in einem land-
wirtschaftlichen Betrieb, dort auch Besichtigung
einer Hackschnitzelanlage).

Mittwoch:
■ Folgen von Umwelt- und Klimaveränderung für Natur

und Ökosysteme in der Region (Exkursion und Infor-
mationsgespräch in Plön mit einem NABU-Vertreter)

■ Naturschutz in Deutschland (allgemein)
■ Forstwirtschaft und Klimawandel/Umweltschutz (all-

gemein).

Donnerstag:
■ Nachhaltige Forstwirtschaft (Exkursion und Infor-

mationsgespräch in einer Revierförsterei)
■ Wirtschaft, Umwelt und Tourismus in Ostholstein

(Exkursion und Informationsgespräch in einer Eutiner
Wirtschaftsförderungsgesellschaft)

■ Klimawandel und Tourismus (allgemein).

Freitag:
■ Nachhaltigkeit und nachhaltige Entwicklung (allge-

mein)
■ Handlungsperspektiven und -möglichkeiten für den

Klimaschutz auf individueller, gesellschaftlicher und
politischer Ebene

■ Seminarrückblick und -auswertung.

Besuch des Naturzentrums Nettersheim (Fahrradseminar Bad Münstereifel)

©Wolfgang Schulze



Im Laufe der Woche werden also ganz verschiede-
ne Themenbereiche angesprochen (alle sowohl auf
allgemein-theoretischer Ebene als auch anhand
konkreter Beispiele aus der Region). Darin liegt eine
gewisse Gefahr: Die Seminarteilnehmer/-innen
könnten möglicherweise davon überfordert wer-
den, im „Chaos“ der z. T. widerstreitenden Einzel-
informationen und -fakten die Wirkungszusam-
menhänge zu durchschauen, Lösungsansätze und
-strategien zu entwickeln und Prioritäten bei den
notwendigen Maßnahmen zu setzen. Schlimms-
tenfalls kann das zu Tatenlosigkeit, Handlungs-
blockade oder zum kontraproduktiven „Weiter-
machen wie bisher“ führen. Ist denn nun der Kauf
neuseeländischer Äpfel dem Kauf deutscher Äpfel
aus dem Kühlhaus vorzuziehen? Ist eine Biogas-
anlage ökologisch eher positiv oder eher negativ
zu bewerten? Kann ich guten Gewissens eine Flug-
reise unternehmen, wenn ich bei Atmosfair einen
Ausgleichsbetrag zahle? Sollte ich meine finanziel-
len Möglichkeiten eher nutzen, um mehr Biolebens-
mittel zu kaufen, oder sollte ich mir lieber neue
energiesparende Geräte anschaffen … oder von
beidem ein wenig machen? 

Die inhaltliche Heterogenität der Seminarthemen
hat nun nicht zum Ziel, die Teilnehmer/-innen zu
Landwirtschafts-, Verkehrs- und Tourismusexpert/

-inn/-en zu machen1. Sie
kann jedoch dazu die-
nen, bestimmte Gemein-
samkeiten und Grund-
strukturen bei den
Ursachen und Lösungs-
möglichkeiten des Klima-
wandelproblems inmit-
ten der Vielfalt der
angesprochenen Wirt-

schafts- und Lebensbereiche zu erkennen: Es geht
darum, den Wald trotz lauter Bäume zu sehen, zu

entdecken, dass ganz unterschiedliche Branchen
wie Landwirtschaft, Energieversorgung, Verkehr und
Tourismus in mancherlei Hinsicht von identischen
Grundmustern geprägt werden, ähnliche Organi-
sations- und Handlungsvarianten aufweisen, die
für ihre jeweiligen Einflüsse auf den Klimawandel
von entscheidender Bedeutung sind, und auch vor
vergleichbaren Problemkonstellationen im Hinblick
auf eine nachhaltige Entwicklung stehen.

In allen Bereichen leiden die nachhaltigen Produk-
tions- und Wirtschaftsformen unter Schwierigkei-
ten, die sich aus Grundstrukturen des heutigen
kapitalistischen Marktes ergeben: So sind z. B. die
Marktpreise für „nachhaltige“ Produkte – egal ob
Biolebensmittel, Holz aus nachhaltiger Forstwirt-
schaft, öffentliche Verkehrsleistungen, regenerati-
ve Energien, Angebote des „sanften“ Tourismus
etc. – deutlich höher als die der nicht-nachhaltigen
Konkurrenz, da sich die sog. externen Kosten (öko-
logische und soziale Folgekosten) nicht im Markt-
preis niederschlagen, sondern von der Allgemein-
heit gezahlt werden. Somit stellt der verzerrte
Marktpreis ein ganz zentrales Hemmnis für die
Durchsetzung nachhaltiger klima-, umwelt- und
sozialverträglicher Wirtschaftsweisen jeder Art dar
und führt zur Forderung nach der „Internalisie-
rung der externen Kosten“.

Diese wenigen Stichworte müssen genügen, um
das oben erwähnte Leitmotiv der Fahrradsemina-
re, „den Wald trotz lauter Bäume sehen“, zu erläu-
tern: Es geht darum, die verwirrende und poten-
tiell handlungslähmende Komplexität der Realität
zu reduzieren und so das Verständnis unserer Welt
ein wenig zu erleichtern.

Unterschiedliche
Branchen wie Land-
wirtschaft, Energie-
versorgung, Verkehr
und Tourismus werden
in mancherlei Hinsicht
von identischen Grund-
mustern geprägt

1  Es sei jedoch an dieser Stelle angemerkt, dass die Themen-

vielfalt durchaus auch Vorteile mit sich bringt: Neben der rei-

nen Abwechslung besteht durch die unterschiedlichen Inhalte

gerade bei einem Seminar, das sich an eine heterogene Gruppe

„interessierter Laien“ wendet, von denen jede/-r verschiedene

Interessens- und Wissensschwerpunkte hat, im Laufe der Veran-

staltung für (fast) jede/-n viel eher die Möglichkeit, sich an der

einen oder anderen Stelle mit seinen Erfahrungen, Kenntnis-

sen, Ansichten und Fragen einzubringen als bei einer inhaltlich

geringer variierenden Thematik. Dadurch ist die aktive Beteili-

gung am Seminarprozess nach meinen Erfahrungen i. d. R. auch

ohne Eingriffe der Seminarleitung größer und ausgeglichener

ist als in vielen anderen Fällen.

Besuch des Demeter-Hofs Bollheim (Fahrradseminar Bad
Münstereifel)

©Wolfgang Schulze
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In Bewegung geraten – warum ein 
„Fahrrad“-Seminar? 

Klima- und umweltpolitische Seminare können
natürlich diese Ziele auch ohne die Durchführung
von Fahrradexkursionen erreichen (der Autor
selbst führt viele „normale“ Veranstaltungen zu
diesen Themen durch) – und Fahrradexkursionen
können selbstverständlich bei einer Vielzahl von
Seminaren sinnvoll sein, nicht nur bei ökologisch
orientierten Inhalten. Dennoch bietet sich die Inte-
gration von Fahrradexkursionen – die ja leider z. T.
bei der Seminarförderung noch immer umstritten
sind und bei manchen in Verdacht stehen, es ginge
in dem Seminar nicht um „Bildung“, sondern um
die Befriedigung „touristischer“ Bedürfnisse2,
gerade bei Veranstaltungen zu umweltpolitischen
Fragen in besonderer Weise an:

■ Unter klima- und umweltpolitischen Gesichts-
punkten ist die deutliche Zunahme der Fahrrad-
nutzung ein zentraler Eckpfeiler für eine nach-
haltige Mobilität; Fahrradexkursionen setzen im
Rahmen eines Seminars genau das in die Praxis
um, was in der Theorie als sinnvoll und notwen-
dig herausgestellt und den Teilnehmer/-inne/-n
nahegelegt wird: Authentizität, Glaubwürdig-
keit und innere Stimmigkeit der Veranstaltung
und der politischen Bildung insgesamt können
dadurch gefördert werden.

■ Viele mehr oder weniger abstrakte Aussagen
und Informationen, die in Vorträgen, Filmen und
Diskussionen über ökologische Themen vermit-
telt werden, lassen sich auf dem Rad im wahrsten
Wortsinne erfahren. Der ökologische (und auch
ästhetische) Wert eines Naturschutzgebietes
oder eines nachhaltig bewirtschafteten Waldes,
die Bedeutung und Attraktivität einer vorbild-
lich gestalteten Infrastruktur für den Fahrrad-
tourismus, die Unterschiede zwischen großflä-
chig bewirtschafteten „Industrie-Äckern“ und
ökologisch bewirtschafteten Feldern und vieles
mehr werden nicht nur kognitiv auf- und – bes-
tenfalls – angenommen, sondern beim Durch-
queren dieser Landschaften mit allen Sinnen
und in allen Aspekten „ganzheitlich“ (mit Kör-
per, Geist und Seele) erlebt: Vielschichtigkeit,

Intensität und Nachhaltigkeit der Bildungsinhal-
te können dadurch erheblich gesteigert werden,
man kann „lustvoll“ lernen.

■ Nicht selten kann man bei den Fahrradsemina-
ren die Erfahrung machen, dass einzelne Teil-
nehmer/-innen sich nicht allein aufgrund des
Seminarthemas, sondern wegen der besonderen
Veranstaltungsform (den Exkursionen) zu der
Veranstaltung angemeldet haben; eine typische
Äußerung in diesem Zusammenhang lautet 
z. B.: „Eine ganze Woche nur im Seminarraum
sitzen, das könnte ich nicht, und sei das Thema
noch so interessant!“ Fahrradseminare bieten
die Möglichkeit, neue Teilnehmerkreise für die
politische Bildung zu erschließen, die sich mit
anderen Veranstaltungsformen nicht oder nur
schwer erreichen lassen: Das Wirkungsfeld und
die soziale Reichweite politischer Bildung lassen
sich somit vergrößern.

■ Auch unter dem Aspekt der Vermittlung von
sozialen Kompetenzen haben Fahrradexkursio-
nen ein nicht zu unterschätzendes Potenzial:
Das gemeinsame Fahren in größeren Gruppen
erfordert immer auch Rücksichtnahme auf ande-
re Teilnehmer/-innen, die Akzeptanz bestimm-
ter Regeln und Grenzen (physischer, psychischer
und sozialer Natur) und z. T. auch die Fähigkeit,
sich selbst oder andere in bestimmten Situatio-
nen motivieren zu können (auch bei Regen aufs
Rad zu steigen, „durchzuhalten“, auch wenn die
Kräfte langsam nachlassen, eine ungewohnt lan-
ge Strecke in Angriff zu nehmen usw.). Fahrrad-
exkursionen können also auch ein Element zum
Erlernen bzw. Vertiefen mancher gesellschafts-
politisch relevanter Verhaltensweisen sein.

■ Last but not least vermitteln gerade die Vor-
Ort-Begegnungen mit den Referent/-inn/-en,
die der Seminargruppe ihre Arbeitsbereiche
vorstellen und erläutern, oft in eindrucksvoller
Weise, dass es 
a) praktikable Möglichkeiten gibt, Ökonomie

und Ökologie im Sinne einer nachhaltigen
Entwicklung miteinander zu vereinbaren und
dadurch dem Klimawandel, der Umweltzerstö-
rung und -verschmutzung sowie der sozio-
ökonomischen Spaltung unserer Gesellschaft
entgegenzuwirken; 

b) mehr Menschen gibt, die in dieser Richtung
arbeiten, wirtschaften und leben, als manch
eine/-r vielleicht denken mag, und

c) dass sich – trotz aller Schwierigkeiten – das
Wirken in dieser Richtung lohnt. In dieser
Hinsicht können die Fahrradseminare viel-
leicht auch einen kleinen Beitrag zur Stär-
kung des zivilgesellschaftlichen und/oder
politischen Engagements leisten.

2  Etwas ketzerisch könnte man vielleicht fragen, ob denn jede

touristische Aktivität per se die Vermittlung von „Bildung“ aus-

schließt, oder ob es nicht häufig so ist, dass die Erlebnisse und

Erfahrungen, die man während einer touristischen Reise sam-

melt, viel mehr, viel intensivere und viel länger nachwirkende

Kenntnisse vermitteln als z. B. eine Powerpoint-Präsentation.



Auf einen Nenner gebracht:
Bei einer Radexkursion kön-
nen die Teilnehmer/-innen
vielleicht eher „in Bewe-
gung geraten“, ihre Verhal-
tens-, Denk- und Wertmus-
ter kritischer hinterfragen
als beim Stillsitzen auf einem
Stuhl im Seminarraum. Dies
darf natürlich nicht dazu
führen, dass die Seminar-
inhalte sozusagen zum not-
wendigen, aber lästigen
„Beiwerk“ der Radtouren
degradiert werden. Denn
gerade das permanente
Zusammenspiel zwischen
„Theorie“ (vermittelt durch
klassische Referate, Diskus-
sionen und Gespräche sowie
filmischem Material) und
„Praxis“ (Exkursionen sowie
die Vor-Ort-Gespräche und
Besichtigungen auf Bauernhöfen, in Forstbetrieben,
naturpädagogischen Einrichtungen, bei Naturschutz-
verbänden, Klärwerken und diversen anderen In-
stitutionen und Projekten) macht den besonderen
Charakter dieser Veranstaltungen aus: Gemäß dem
Leitmotiv der Lokalen Agenda 21 geht es darum,
global zu denken und zu erfahren, dass man und
was man durch lokales Handeln bewirken kann.

Zu guter Letzt: Ein paar praktische Hinweise
zu den Fahrradexkursionen

Da jede Seminargruppe, jedes Seminarthema, jeder
Veranstaltungsort und jede Seminarleitung andere
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen bieten,
ist es weder möglich noch wünschenswert, allge-
meingültige Aussagen zu Konzeption und Durch-
führung von Radexkursionen zu machen. Eine ers-
te Orientierung mag gleichwohl hilfreich sein
(zugrunde liegen die hier beschriebenen Seminare):

■ Bei den fünftägigen Veranstaltungen finden drei
als Rundfahrten (Start-Ziel: jeweils die Tagungs-
stätte) durchgeführte Touren statt, die z. T. halb-
tägig, z. T. ganztägig sind und an denen zumeist
25 Personen teilnehmen.

■ Die Fahrten sind im Hinblick auf Zeitplanung
und Streckenführung so ausgelegt, dass sie von
Teilnehmer/-inne/-n mit normaler Fahrsicherheit
und Kondition sowie mit Alltagsrädern zu be-
wältigen sind.

■ Die Länge der Touren ist stark vom Gelände
abhängig; bei den hier beschriebenen Touren
liegt sie zwischen ca. 10 und ca. 55 km.

■ Als Durchschnittstempo (bei flachem Terrain)
setzt der Autor ca. 15 km/Stunde an (bei diesem
Tempo bleibt das Feld auf ebener Strecke i. d. R.
zusammen; bei jedem Anstieg und jeder Abfahrt
reißt so gut wie jede Gruppe auseinander).

■ Zunächst erfolgt die „Vorauswahl“ von zwei bis
drei möglichen Touren mittels Karten, danach
das Abfahren aller Touren mit „Zeitnahme“,
Markierung möglicher Rastplätze, gefährlicher
Passagen u. ä. und letztlich die Auswahl der
endgültigen Strecke nach den Kriterien Sicher-
heit/physische Anforderung/landschaftliche At-
traktivität/thematische „Sinnhaftigkeit“ (z. B.
Einbeziehung von zum Thema passenden
„Zwischenstationen“), Streckenlänge und Fahrt-
dauer.

■ Bei allen Fahrten wird ein ausreichender zeit-
licher Spielraum für Pausen, mögliche Pannen 
u. ä. eingeplant (zu den Pausen rechnet der
Autor auch kurze Stopps nach Straßenquerun-
gen, an unübersichtlichen Abzweigungen und
nach kurzen Anstiegen, bei denen sich das Feld
nur wieder sammelt, um dann gemeinsam
weiterzufahren).

■ Die Teilnehmer/-innen erhalten im Vorfeld des
Seminars bereits möglichst detaillierte Hinweise
über die Touren (z. B. Streckenlänge, Höhenme-
ter etc.), über die allgemeinen Voraussetzungen
(„normale Fahrsicherheit und Kondition“ o. a.),

Informationsgespräch mit einem NABU-Vertreter in Plön (Fahrradseminar Malente)

©Wolfgang Schulze
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über sinnvolle Vorbereitungen (Fahrradcheck,
Übungstouren bei Wenigfahrern, ggf. Reservie-
rung von Leihrädern vor Ort) und zweckmäßige
„Mitbringsel“ (Helm, Ersatzschlauch, Regenklei-
dung etc.).

■ Am Beginn jedes Fahrradseminars werden (So-
zial-)Verhaltens- und Sicherheitstipps bzw. -re-
geln ausgegeben und erläutert.

■ Vor jeder Tour muss sich eine „Nachhut“ (eine
oder mehrere Personen) finden, die per Handy
mit dem Seminarleiter in Kontakt treten kann.

■ Vor jeder Teiletappe weist der Seminarleiter auf
etwaige Gefahrenstellen sowie auf andere Din-
ge (ungefährer Streckenverlauf bzw. Fahrt-
dauer, Besonderheiten am Wegesrand etc.) hin.

Wolfgang Schulze, Diplom-Politologe aus
Kassel, ist seit 1987 Dozent und Seminarleiter
für verschiedene Bildungseinrichtungen, ins-
besondere für die Kurt-Schumacher-Akademie
der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bad Münste-
reifel und die Gustav-Heinemann-Bildungs-
stätte in Bad Malente.

Seine Themenschwerpunkte sind: Ökonomie und Ökologie
(Klimaschutz, Verkehrspolitik, Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung, Tourismus, Nationalpark Eifel, nachhaltige Indus-
triepolitik u. a.), Religion und Gesellschaft (Sekten, Okkultismus
und Satanismus, Islam, extreme Religiosität), Verbraucher-
schutz, Drogenpolitik, Jugendpolitik, Arbeits- und Beschäfti-
gungspolitik.
E-Mail: woschu.kassel@arcor.de



Erneute Steigerung der Ausgaben für Bildung und Kultur im Bundeshaushalt 2013, Stagnation
in der Förderung von Jugendpolitik und politischer Bildung

Vom 20. bis 23. November 2012
passierte der Regierungsentwurf
des Bundeshaushalts 2013 in
zweiter und dritter Lesung den
Deutschen Bundestag und wurde
schließlich gegen die Stimmen
der Oppositionsparteien mit der
Mehrheit der Regierungskoali-
tion aus CDU/CSU und FDP mit
den vom Haushaltsausschuss
vorgeschlagenen Änderungen
verabschiedet. Der Bundestag
beschloss ein Ausgabenvolumen
von insgesamt 302 Mrd. Euro 
und sparte damit gegenüber
dem Regierungsentwurf 200 Mio.
Euro ein. Gegenüber dem Ausga-
bensoll im Haushalt für das Jahr
2012 wurde der neue Haushalt
um 9,6 Mrd. Euro gekürzt. Auch
in den folgenden Jahren sollen
nach der Finanzplanung des Bun-
des die Ausgaben nur unwesent-
lich steigen, um 2016 dann wie-
der eine Größenordnung von
309,9 Mrd. Euro zu erreichen,
wobei sie aber immer noch 
unter dem Volumen von 2012 
mit 311,6 Mrd. Euro liegen wür-
den. Dennoch wurden die Ausga-
ben für die meisten Ministerien
gegenüber dem Vorjahr erhöht,
wobei einzelne Etats allerdings
auch in unterschiedlichem Maße
gekürzt wurden – am stärksten
die Haushalte des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales
(um 6,9 Mrd. Euro) und des
Gesundheitsministeriums, das
rund 2,5 Mrd. Euro weniger aus-
geben darf als 2012.

Der neue Haushalt wurde in
einer Situation beschlossen, in
der die Steuereinnahmen eine
Rekordhöhe von insgesamt 
573,4 Mrd. Euro erreichten und
damit um 42,8 Mrd. Euro über
dem Vorjahr 2011 lagen.

Wie gewohnt, macht der Etat des
Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales mit 39,47 % trotz

erheblicher Kürzung den höchs-
ten Anteil am Gesamtvolumen
aus, gefolgt von den Ausgaben
für Verteidigung und die Bundes-
schuld.

Der Bund will im Jahr 2013 
13,74 Mrd. Euro für Bildung 
und Forschung ausgeben. Damit
wuchs der Haushaltsansatz für
das BMBF erneut (um 799,13 Mio.
Euro gegenüber 2012), obwohl
der Bundestag 11,75 Mio. Euro
gegenüber dem Regierungs-
entwurf gestrichen hat. In der
Debatte begrüßte die Opposition
die Steigerung, kritisierte aber
gleichzeitig, dass die Mittel schon
2014 wieder eingefroren werden
sollen. Auch wurde moniert, dass
die finanziellen Erhöhungen vor
allem „Elite- und Standortprojek-
ten“ zugutekämen und sich im
Bildungsbereich die Spaltung der
Gesellschaft weiter verfestige.

Der Haushaltsansatz für Kultur-
staatsminister Bernd Neumann,
angesiedelt beim Bundeskanz-
leramt, ist mit 1,28 Mrd. Euro
zwar vergleichsweise klein, er
wurde aber nun schon zum
achten Mal in Folge erhöht. Der
Bundestag legte gegenüber dem
Ansatz im Regierungsentwurf
sogar noch einmal 100 Mio. Euro
drauf. Geplant ist u. a. die Finan-
zierung eines 30 Mio. Euro
umfassenden neuen Denkmal-
schutz- und Sanierungssonder-
programms aus diesem Haushalt.
Auch die Mittel für den Deut-
schen Filmförderfonds wurden
aufgestockt. Der Bund will zu-
dem den Bau und die Gründung
der Barenboim-Said-Akademie in
Berlin und die Sanierung des
Hauses der Kulturen der Welt
dortselbst unterstützen.

Zu den kleinen Etats des Bundes-
haushalts gehört der des Bundes-
ministeriums für Familie, Senio-
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ren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ), der mit 6,88 Mrd. Euro
gerade 2,28 % am Gesamtetat
ausmacht. Das Ministerium ver-
liert gegenüber dem Vorjahr
rund 488,5 Mio. Euro. Der größte
Ausgabenposten ist das Eltern-
geld mit 4,9 Mrd. Euro. Für Maß-
nahmen der Kinder- und Jugend-
politik sind 2013 rund 369 Mio.
Euro vorgesehen, das ist gegen-
über 2012 eine Erhöhung um
rund 37 Mio. Euro. Allerdings
profitieren davon nicht die Pro-
gramme des Kinder- und Jugend-
plans, deren Ansätze zumeist
stagnieren oder leicht reduziert
wurden. Insgesamt beträgt das
Volumen für die Programme 
des Kinder- und Jugendplans im
Jahr 2013 knapp 144 Mio. Euro
und wurde gegenüber dem
Ansatz von 2012 um 79.000 Euro
reduziert.

Für die Politische Bildung der Ju-
gend stehen insgesamt 11,031
Mio. Euro zur Verfügung; das
sind 934.000 Euro weniger als
2012. Der Ansatz für die Kulturel-
le Bildung blieb mit rund 6,47
Mio. gegenüber dem Vorjahr
gleich. Die Ansätze der Förde-
rungsprogramme für die Integra-
tion junger Menschen mit Migra-
tionshintergrund wurden um
550.000 Euro gegenüber dem
Ansatz von 2012 auf 55,55 Mio.
Euro gekürzt. 

Zu den Ansätzen, die gegenüber
dem Vorjahr erhöht wurden,
gehört die Jugendverbands-
arbeit, für die 16,45 Mio. Euro
(2012: 15,3 Mio. Euro) zur Verfü-
gung gestellt werden. Der Ansatz
für das Programm „Neue Wege
der Kinder- und Jugendhilfe“
wurde von 1,8 Mio. Euro auf 
2,35 Mio. Euro ebenfalls erhöht.
Prozentual stark angestiegen ist
der Ansatz für den Schutz von
Kindern und Jugendlichen, für
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den 7,24 Mio. Euro veranschlagt
wurden (2012: 5,51 Mio. Euro).

Die Internationale Jugendarbeit
umfasst ein Volumen von 
17,9 Mio. Euro und damit 
71.000 Euro weniger als 2012.

In der Debatte des BMFSFJ-Haus-
halts 2013 wurde vor allem das
Betreuungsgeld kritisiert, dass
die familienpolitische Sprecherin
der SPD, Caren Marks, als „fami-
lien- und gleichstellungspoliti-
schen Rückschritt“ bezeichnete.
Dafür sind im Haushalt 2013
Mittel in Höhe von 55 Mio. Euro
eingeplant. In den Folgejahren
wird mit einem Aufwuchs auf 
1,1 (2014) und 1,2 Mrd. Euro (2015)
gerechnet. Auch die angekündig-
te eigenständige Jugendpolitik
finde in dem Haushalt keine
überzeugende Entsprechung.
Den Jugendverbänden und Trä-
gern fehle Geld, um die Tarif-
erhöhungen ihrer Beschäftigten
nachvollziehen zu können.

Bundesjugendministerin Dr. Kris-
tina Schröder verteidigte das
Betreuungsgeld mit der Wahl-
freiheit der Eltern, die selbst über
die Betreuung ihrer Kleinkinder
entscheiden wollten. Sie ließ
allerdings auch keinen Zweifel an
der Absicht der Bundesregierung,
den Kita-Ausbau voranzutreiben
und die Dauer der Elternzeit zu
erhalten, und wurde in dieser
Position von Abgeordneten der
Regierungsparteien unterstützt
mit dem Appell an die Wirt-
schaft, ihrerseits für familien-
freundliche Arbeitsbedingungen
zu sorgen.

Die Jugendpolitik kam in der
Debatte über den Einzelplan 17
kaum zur Sprache. Jörg von Pol-
heim (FDP) verwahrte sich gegen
den Vorwurf, CDU/CSU und FDP
hätten die Jugendpolitik ver-
nachlässigt. Er verwies auf die
Stärkung des Partizipations-
gedankens im Kinder- und

Jugendplan durch die Regierungs-
koalition und die Förderung des
ehrenamtlichen Engagements im
Rahmen von Freiwilligendien-
sten. Sönke Rix (SPD) kritisierte
hingegen, dass nach dem Wegfall
der Wehrpflicht durch die Einfüh-
rung des Bundesfreiwilligendien-
stes Doppelstrukturen und Kon-
kurrenz unter den Modellen
geschaffen worden seien; es
wäre besser gewesen, das Geld 
in den Ausbau der bereits beste-
henden Freiwilligendienste zu
stecken.

Erneut ging es in der Debatte
auch um die Politik der Bundes-
regierung gegenüber den ver-
schiedenen Spielarten von
Extremismus und den dazu auf-
gelegten Programmen. Andreas
Mattfeldt von der CDU/CSU-Frak-
tion verteidigte die von der
Bundesregierung geforderte
„Demokratieerklärung“ und wies
alle Vorwürfe gegen eine unzu-
reichende Finanzierung des „Ex-
tremismustitels“ zurück, für den
das Ministerium im kommenden
Jahr 29 Mio. Euro eingestellt hat,
von denen 24 Mio. Euro für Pro-
jekte gegen den Rechtsextre-
mismus und fünf Mio. Euro für
Projekte gegen den Linksextre-
mismus und den Islamismus
bestimmt sind. Die Opposition
wandte sich gegen die Vermi-
schung der verschiedenen Extre-
mismusformen und beklagte,
dass weder die Anforderungen
zur Kofinanzierung der Projekte
erleichtert noch die langfristige
Finanzierung der Programme
geregelt worden seien.

Auch das Innenministerium
wurde für seine Politik in der
Extremismusbekämpfung in der
Haushaltsdebatte kritisiert. 
Hier ging es vor allem um Fragen
der inneren Sicherheit und die
Reorganisation der dafür zustän-
digen Behörden nach der Auf-
deckung der Mordserie durch die
Zwickauer Terrorzelle. Bundes-

innenminister Dr. Hans-Peter
Friedrich (CSU) mahnte die Stär-
kung der Sicherheitsbehörden
bei der Abwehr extremistischer
und terroristischer Gefahren an
und verwies auf die von der
Bundesregierung eingerichteten
Institutionen wie das neu einge-
richtete Gemeinsame Abwehr-
zentrum gegen Rechtsextremis-
mus und die Verbesserung der
Zusammenarbeit von Sicherheits-
behörden auf Bundes- und Län-
derebene.

Der Etat des Bundesinnenminis-
teriums sieht Ausgaben in Höhe
von 5,85 Mrd. Euro für 2013
(2012:5,49 Mrd. Euro) vor. Der
größte Ausgabenposten bezieht
sich auf das Personal. Aus dem
Etat des BMI wird auch die
Bundeszentrale für politische
Bildung finanziert, deren Mittel
2011 drastisch zurückgefahren
und auch 2012 weiter reduziert
wurden. Allerdings wurde der
Ansatz für die Förderung von
Veranstaltungen gesellschaft-
licher Bildungsträger 2013
gegenüber dem Vorjahr von
5,122 Mio. Euro auf 5,806 Mio.
Euro wieder leicht angehoben.
Der Bundeszentrale stehen im
kommenden Jahr insgesamt
36,835 Mio. Euro für ihre Aus-
gaben zur Verfügung, davon sind
18,923 Mio. für ihre eigene politi-
sche Bildungsarbeit ausgewiesen.
Das ist gegenüber 2012 ein
Zuwachs von 2,569 Mio. Euro. Bei
diesem Titel sind allein 4,25 Mio.
Euro für die „geistig-politische
Auseinandersetzung mit Extre-
mismus, Fremdenfeindlichkeit,
Rassismus, Antisemitismus und
damit im Zusammenhang stehen-
de Gewaltphänomene sowie zur
Bekämpfung von Vorurteilen“
bestimmt. 

Für die Arbeit der politischen
Stiftungen sind Globalzuschüsse
von insgesamt 99,958 Mio. Euro
vorgesehen. Der Bundeshaus-
haltsausschuss hatte den Betrag
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gegenüber dem Regierungsent-
wurf um zwei Mio. Euro erhöht.

In der Debatte über den Haushalt
des BMI führte die FDP-Abgeord-
nete Gisela Piltz aus, dass die
politische Aufarbeitung der
rechtsextremen Mordserie auf
Hochtouren laufe, jedoch neben
der Reform der „Sicherheitsarchi-

tektur“ auch mehr Geld für die
Bekämpfung des Extremismus
durch politische Bildung erfor-
derlich sei. Die Bundeszentrale
für politische Bildung müsse dies
für die Sensibilisierung von Leh-
rerinnen und Lehrern und für
Projektarbeit nutzen. Katja Dör-
ner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
wies darauf hin, dass diese Mittel

für neue und zusätzliche Projekte
gebunden seien. Sie forderte die
Rücknahme der in den vergange-
nen Jahren vollzogenen Kürzun-
gen der Mittel für die Bundes-
zentrale.
Quellen: Das Parlament Nr. 48/12,
BT-Drucksachen 17/10200,
17/10801-17/10825, BT-Protokolle
17/206 und 17/208

OECD-Bericht „Bildung auf einen Blick“ attestiert Deutschland erneut Bildungsausgaben unter-
halb des OECD-Durchschnitts

Dagegen sind die Gehälter der
Lehrer in Deutschland überdurch-
schnittlich hoch, und zwar über
alle Schularten hinweg. Sie unter-
scheiden sich auch kaum von den
Einkünften anderer Arbeitneh-
mer mit Tertiärabschluss. Gleich-
zeitig zählt Deutschland zu den
OECD-Ländern mit der ältesten
Lehrerschaft.

Zu den Vorzügen, mit denen
Deutschland punkten kann,
gehört, dass sich die Bildungs-
und Berufschancen der jungen
Generation trotz des weltweiten
wirtschaftlichen Abschwungs
nicht verschlechtert haben. Die
Jugend in vielen anderen OECD-
Ländern wurde von der weltwei-
ten Rezession erheblich stärker
getroffen. Im OECD-Durchschnitt
stieg die Erwerbslosenquote für
Erwachsene mit Tertiärabschluss
auf 4,7 %, noch stärker betroffen
waren Arbeitskräfte mit mittle-
rem Bildungsniveau (7,6 %) und
Erwachsene ohne Abschluss des
Sekundarbereichs II (12,5 %).
Deutschland ist das einzige Land,
in dem die Erwerbslosenquoten
für alle Bildungsniveaus gesun-
ken sind.

Die Bundesregierung sieht
Deutschland nach den Ergebnis-
sen des neuen OECD-Berichts auf
einem guten Weg. Vom frühkind-
lichen Bereich bis hin zur Weiter-

Unterdurchschnittlich ist auch
der Anteil der jungen Erwachse-
nen in Deutschland, die ein höhe-
res Bildungsniveau als ihre Eltern
erreichen, während sie in fast
allen OECD-Ländern zu einem
höheren Bildungsstand gelangen
als ihre Eltern. Dabei muss aller-
dings berücksichtigt werden, dass
die höhere Aufwärtsmobilität in
anderen Ländern sich aus einem
dort historisch relativ niedrigen
Bildungsniveau großer Bevölke-
rungsschichten erklärt, während
in Deutschland ein relativ hoher
Anteil an Menschen traditionell
über mittlere Bildungsabschlüsse
verfügt.

Trotz der Finanzkrise haben die
meisten Länder der OECD-Studie
zufolge ihre Aufwendungen für
Bildung nicht reduziert. Auch in
Deutschland stiegen die Ausgaben
für Bildung kontinuierlich an,
dennoch liegen sie nach wie vor
unter dem OECD-Durchschnitt. 

Ein großer Anteil der Bildungs-
ausgaben fließt in den frühkind-
lichen Bereich, jedoch stammen
davon nur etwa 70 % aus öffent-
lichen Quellen (OECD-Durch-
schnitt: 82 %). Bei den Ausgaben
für den Primar- und Sekundar-
bereich I sowie für den Sekundar-
bereich II und die Tertiärbildung
wird der OECD-Durchschnitt
ebenfalls leicht unterboten.

Am 11. September 2012 legte 
die OECD auf der Grundlage
umfangreicher statistischer
Daten aus dem Jahr 2010 ihren
aktuellen Bericht zum Bildungs-
wesen der beteiligten Länder vor,
der einen Vergleich über die
Beteiligung am Bildungswesen,
Aufwendungen für Bildung und
Ausbildung sowie Operations-
weisen und Ergebnisse der Bil-
dungssysteme ermöglicht.

Der neue Bericht zeigt, dass in
Deutschland das System der früh-
kindlichen Bildung inzwischen
gut ausgebaut ist und 96 % der
Vier- sowie 89 % der Dreijähri-
gen an frühkindlicher Bildung
teilnehmen. Der OECD-Durch-
schnitt liegt bei 79 beziehungs-
weise 66 %. Dagegen liegen die
Zahlen bei der Beteiligung an
Studiengängen sowie die
Abschlussquoten noch unter 
dem OECD-Durchschnitt, wenn-
gleich hier Steigerungen ver-
zeichnet werden können. Im
Bereich der beruflichen Ausbil-
dung, die zu Abschlüssen auf
Meister- und Fachhochschul-
ebene führt, sieht die Situation
besser aus: schätzungsweise 21 %
der jungen Menschen in Deutsch-
land werden einen solchen Bil-
dungsgang beginnen (OECD-
Durchschnitt: 17 %) und 14 %
voraussichtlich abschließen
(OECD- Durchschnitt: 10 %).
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bildung sei die Bildungsbeteili-
gung in Deutschland über-
durchschnittlich hoch, was 
eine wesentliche Voraussetzung
für den wirtschaftlichen Erfolg
des Landes sei, erklärte Cornelia
Quennet-Thielen, Staatssekre-
tärin im Bundesministerium für
Bildung und Forschung, bei der
Präsentation der OECD-Statistik,
die sie zusammen mit Professor
Dr. Johanna Wanka, Ministerin
für Wissenschaft und Kultur in
Niedersachsen, und Barbara
Ischinger, OECD-Bildungsdirek-
torin, vorstellte. Der OECD-
Bericht belege, dass sich 
Deutschland kontinuierlich 
dem auf dem Bildungsgipfel
2008 beschlossenen Ziel nähere,
10 % des BIP für Bildung aus-
zugeben.

Die Vorlage des Bildungsberichts
in der Bundespressekonferenz
offenbarte jedoch auch eine
Kontroverse zwischen deutschen
Bildungspolitikern und der OECD,
in der es um die Angaben des
Berichts zur Bildungsmobilität
zwischen den sozialen Schichten
und unterschiedlich vorgebilde-
ten Elterngruppen ging. Der
OECD wurde mangelndes Ver-
ständnis für den Wert der dualen
Ausbildung vorgeworfen, ihr
Befund widerspreche der Beob-
achtung, dass der Bildungsstand
der Bevölkerung in Deutschland
seit Jahren kontinuierlich steige.
Gerade die berufliche Bildung in
Deutschland sei Vorbild für ande-
re Staaten, denen adäquate
Alternativen zu einer Hochschul-
bildung fehlten.

Die Fraktion im Deutschen
Bundestag von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN forderte angesichts
der neuen Studie durch ihren Bil-
dungspolitischen Sprecher Kai
Gehring von der Bundesregie-
rung, gegen die „vererbte Bil-
dungs- und Einkommensarmut“
vorzugehen und einen Aufstieg
durch Bildung durch größere
Durchlässigkeit des Bildungs-
systems zu ermöglichen.

Quellen: bildungsklick PM 
Nrn. 85194 und 85279, News-
letter Bertelsmann Verlag vom
11.09.12, BMBF-PM Nr. 111/2012,
PM Kai Gehring Nr. 773/12

Initiative zur Lockerung des Kooperationsverbots

Im September legten die von
einer rot-grünen Koalition
regierten Bundesländer in den
Bundesratsausschüssen ein
Gegenmodell für eine Grund-
gesetzänderung vor, die eine
Lockerung des Kooperationsver-
bots in der Bildung vorsieht. Eine
entsprechende Initiative war vor-
her auch von der Bundesregie-
rung ausgegangen; sie wurde
jedoch als nicht weiterführend
abgelehnt. Die Bundesregierung
wird aufgefordert, mit den Län-
dern in Verhandlungen über eine
weiterführende Bildungskoope-
ration zu treten, die den Schul-
und Vorschulbereich ebenso wie
kommunale Bildungsprojekte
einbezieht. Begründet wird dies
unter anderem mit den aktuellen
Herausforderungen, die durch
die Umsetzung der UN-Behinder-
tenkonvention entstanden sind.
Der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung sei hingegen aus-
schließlich auf exzellente Ein-
richtungen in der Wissenschaft

gerichtet und trage mit seiner
selektiven Intention den anste-
henden Inklusionsaufgaben 
nicht Rechnung. Überraschend
enthielt sich in allen Bundesrats-
ausschüssen das ebenfalls rot-
grün regierte Baden-Württem-
berg der Stimme.

Der Bundesrat beschloss auf sei-
ner Sitzung vom 21. September
eine Stellungnahme, die dem
Antrag der rot-grünen Bundes-
länder folgt. Die Bundesregie-
rung wird aufgefordert, mit den
Bundesländern gemeinsam eine
Grundgesetzänderung und eine
angemessene Finanzausstattung
zu beraten, damit nachhaltige
und dauerhafte Verbesserungen
im Wissenschafts- und Bildungs-
bereich erreicht werden können.
Der Bund soll die Länderhaushal-
te zur Erreichung der bildungs-
politischen Zielsetzungen im Rah-
men der verfassungsrechtlichen
Kompetenzordnung mit zusätz-
lichen Ressourcen – gegebenen-

falls mit einem höheren Anteil 
an Umsatzsteuermitteln – unter-
stützen. Eine Einschränkung auf
bestimmte Bildungsbereiche
oder nur auf einzelne Vorhaben
innerhalb des jeweiligen Bereichs
erscheinen nicht problemadä-
quat. Die finanzielle Beteiligung
des Bundes müsse zudem dauer-
haft erfolgen und dürfe sich
nicht auf eine Anschubfinanzie-
rung beschränken.

Eine Lockerung des Koopera-
tionsverbots auch im Bereich der
Kulturförderung wurde von Ver-
tretern der Kulturszene gefor-
dert, die das Kooperationsverbot
vor dem Kulturausschuss des
Deutschen Bundestages bei
einem öffentlichen Experten-
gespräch über die Struktur der
öffentlichen Kulturförderung 
am 8. November 2012 kritisier-
ten. Beklagt wurde vor allem die
schwierige Ko-Finanzierung von
Projekten zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen. Zwar biete
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der Föderalismus den idealen Rah-
men zur Förderung kultureller
Vielfalt, jedoch müssten die Mit-
tel entsprechend verteilt werden.

Eine Änderung des Grundgeset-
zes nach Art. 91b ist unter Exper-
ten im Wissenschaftsbereich
weitgehend unumstritten. Bei
einer Öffentlichen Anhörung, 
zu der der Ausschuss für Bildung
und Forschung Ende November
einlud, wurden Kooperations-
möglichkeiten von Bund und

Ländern im Wissenschaftsbereich
erörtert. Am Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Erweite-
rung der Kooperation wurde von
einigen Sachverständigen dessen
Begrenzung auf ein Bildungsseg-
ment indes kritisiert. Die gemein-
same Bildungsplanung müsse als
verpflichtender Auftrag ins Grund-
gesetz aufgenommen werden,
forderten Marianne Demmer
(GEW) und die rheinland-pfälzi-
sche Kultusministerin Doris Ahnen
(SPD). Auch Uwe Lübking vom

Deutschen Städte- und Gemein-
debund sprach sich gegen das
Kooperationsverbot aus, das
ebenso wie die Abschaffung
einer gemeinsamen Bildungs-
planung der Weiterentwicklung
eines zukunftsfähigen Bildungs-
systems entgegenstehe.

Quellen: bildungsklick 
Nrn. 85161, 85372 und 86094,
Bundesratsdrucksachen 419/12,
419/1/12 und 419/2/12, heute im
bundestag Nr. 509

Weniger Geld für das Programm „Soziale Stadt“

der Städtebauförderung mit dem
Leitprogramm „Soziale Stadt“
sorgen, es zum ressortübergrei-
fenden Leitprogramm für den
sozialen Zusammenhalt in
Städten und Gemeinden weiter-
entwickeln und finanziell ange-
messen ausstatten. Die Abgeord-
neten forderten weiterhin, als
Ziel des Programms die Stabilisie-
rung der benachteiligten Quar-
tiere mit Blick auf die Stärkung
ihrer Integrationsfunktion für die
Städte und Gemeinden zu veran-
kern, so dass Integration erreicht
und Verdrängung vermieden
werde. 

Die Regierungskoalition begrün-
dete ihre Ablehnung damit, 
dass die zur Zeit bereitgestellten
40 Mio. Euro pro Jahr ausreich-
ten. Außerdem gebe es noch
zusätzliche Programme. Zudem
werde das Geld von den Kom-
munen oft nicht abgerufen.

Quellen: www.dstgb.de, 
BT-Drucksache 17/10999, 
heute im Bundestag Nr. 457,
www.brunnenviertel-brunnen-
straße.de, www.soziale-stadt-ret-
ten.de/bundeshaushalt-schwar-
zer-tag-fur-die-soziale-stadt 

weiteren Programmen der
Städtebauförderung wieder
zugelassen werden sollte, auf
kurzfristigen Antrag der FDP
geändert. 

Damit stagniert das Volumen für
„Soziale Stadt“ in 2013 erneut
bei 40 Mio. Euro, die Quer-
deckung wird nicht zugelassen
und „investitionsbegleitende
Modellvorhaben“ sind weiter
nicht vorgesehen. 

Im Jahr 2012 war das Programm
modifiziert worden. Im Vorder-
grund standen nunmehr städte-
bauliche Maßnahmen in das
Wohnumfeld, in die Infrastruktur
und in die Qualität des Wohnens.
Die Bundesregierung wollte das
Geld nicht mehr für Personal
oder Stadtteilfeste ausgeben,
sondern für investive Maßnah-
men, Baumaßnahmen wie Stra-
ßen, Gebäude und Spielplätze. 

In einem gemeinsamen Antrag
hatten die beiden Fraktionen von
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
gefordert, das Programm „Sozia-
le Stadt“ zukunftsfähig weiter-
zuentwickeln. Die Bundesregie-
rung solle „umgehend“ für eine
verlässliche Mittelausstattung

Im Jahr 1999 legten Bund und
Länder das Städtebauförderungs-
programm „Stadtteile mit beson-
derem Entwicklungsbedarf –
Soziale Stadt“ auf, mit dem die
Lebensbedingungen in benach-
teiligten Stadtteilen und sozialen
Brennpunkten umfassend verbes-
sert werden sollten. Deutschland-
weit gab der Bund jährlich etwa
107 Millionen Euro für das Pro-
gramm Soziale Stadt aus, mit
denen Projekte in 570 sogenann-
ten Problemvierteln im gesamten
Bundesgebiet gefördert wurden.
Nach Meinung von Experten soll
mit kaum einem anderen Förder-
programm so viel mit so wenig
Geld erreicht worden sein. Im
Jahr 2009 standen noch 105 Mio.
Euro zur Verfügung. Sie wurden
auf zuletzt 40 Mio. Euro im Jahr
2012 zurückgefahren.

Im neuen Haushalt 2013 hat die
schwarz-gelbe Regierungskoali-
tion in der sogenannten Bereini-
gungssitzung des Haushaltsaus-
schusses des Bundestages am 
8. November 2012 die Regie-
rungsvorlage, nach der für 
das Haushaltsjahr 2013 zunächst
50 Mio. Euro für das Programm
„Soziale Stadt“ eingeplant waren
und die Querdeckung zu den
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Kulturelle Bildung für benachteiligte Kinder

Die Bundesregierung hat im
vergangenen Sommer ein Pro-
gramm aufgelegt, mit dem im
Jahr 2013 bis zu 30 Mio. Euro und
in den Folgejahren sogar bis zu
50 Mio. Euro für außerschulische
kulturelle Bildung zur Verfügung
gestellt werden sollen. Unter
dem Titel „Kultur macht stark.
Bündnisse für Bildung“ sollen
Bildungsbündnisse vor Ort
gefördert werden, die bildungs-
benachteiligte Kinder und
Jugendliche in ihrer Persönlich-
keitsentwicklung fördern und
ihnen damit auch Bildungschan-
cen eröffnen sollen. Die Bundes-
regierung hatte im Mai 2012 die
neue Förderrichtlinie der Öffent-
lichkeit vorgestellt (s. dazu auch
AB 2/3-2012, S. 220-221). Ihr liegt
ein weitgefasster Kulturbegriff zu
Grunde, nach dem kulturelle Bil-
dung alle künstlerischen Sparten
bis hin zu Medienbildung und
Alltagskultur umfasst. Angeregt

werden sollen kognitive, emotio-
nale und gestalterische Hand-
lungsprozesse. Ein lokales Bünd-
nis für Bildung soll vor Ort aus
wenigstens drei Kooperations-
partnern bestehen, die sich aus
unterschiedlicher Perspektive um
junge Menschen kümmern. Die
Förderung der lokalen Bündnisse
für Bildung erfolgt über bundes-
weite Verbände und Initiativen,
die sich bis zum 31. Juli um eine
Beteiligung an dem Förderpro-
gramm bewerben konnten. 
Eine von BMBF berufene Jury
entschied im September über 
163 Konzepte, mit denen sich 
die Verbände bewarben. Am 
20. September 2012 gab Bundes-
bildungsministerin Dr. Annette
Schavan in Berlin die 35 Gewin-
ner bekannt. 

Neben auf Bundesebene agieren-
den kulturellen Vereinigungen
gehören dazu u. a. auch der

Deutsche Bundesjugendring, der
Deutsche Volkshochschul-Ver-
band, das Paritätische Bildungs-
werk und der Verband der Bil-
dungszentren im Ländlichen
Raum, der Verein zur Förderung
katholisch-sozialer Bildungswerke
in der Bundesrepublik Deutsch-
land (aksb) sowie die Türkische
Gemeinde in Deutschland.

Ein wichtiger Partner des Pro-
gramms „Kultur macht stark“ 
ist der Deutsche Kulturrat mit
seinen Mitgliedsorganisationen,
der eine Dialogplattform zum
Thema kulturelle Bildung auf-
bauen will.

Quellen: heute im bundestag
Nrn. 403 und 507, www.buend-
nisse-fuer-bildung.de/media/
content/uebersicht_erfolgr_Kon-
zepte_lang.pdf, www.bmbf.de/
press/3347.php 

Bundestagskontroverse über die Lage der Jugend in Deutschland

Bereits im April 2009 lag der 
13. Kinder- und Jugendbericht
vor, in dem es um die Lebens-
lagen und die Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe in
Deutschland ging. Dieser unter
der Geschäftsführung des Deut-
schen Jugendinstituts erstellte
Bericht (s. dazu auch AB 2-2009,
S. 195) hatte aktuelle Konzepte
der Gesundheitsförderung zum
Inhalt, die in der Kinder- und
Jugendhilfe zur gesundheitlichen
Chancengerechtigkeit für mög-
lichst alle Jugendlichen beitragen
sollen. Dem Bericht zufolge häu-
fen sich gesundheitliche Probleme
bei Kindern und Jugendlichen
wie Fettleibigkeit, Magersucht
und problematisches Ernährungs-

und Bewegungsverhalten, teil-
weise exzessiver Alkoholkonsum
und psychosoziale Auffälligkei-
ten. Der Bericht forderte den
flächendeckenden Auf- und
Ausbau von Netzwerken zur
zielgruppenspezifischen Bünde-
lung von Angeboten der Kinder-
und Jugendhilfe, des Gesund-
heitssystems und der Behinder-
tenhilfe, Investitionen in Bildung
und die Verbesserung der mate-
riellen Lage aller Haushalte mit
Kindern, insbesondere der Armen,
Alleinerziehenden, Arbeitslosen
und Migranten.

Drei Jahre später, am 27. Septem-
ber 2012, diskutierte der Deut-
sche Bundestag über die Konse-

quenzen aus diesem Bericht.
Grundlage der Beratungen
waren neben dem Bericht und
der dazu abgegebenen Stellung-
nahme der Bundesregierung 
eine Beschlussempfehlung des
Bundestagsausschusses für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend
und Anträge sämtlicher Fraktio-
nen im Deutschen Bundestag.

Dr. Peter Tauber (CDU/CSU) ver-
wies auf die positiven Aspekte
des Lebens Jugendlicher in
Deutschland. Hier liege die
Jugendarbeitslosigkeit gerade
bei 8 %, während sie in anderen
europäischen Ländern im Durch-
schnitt mehr als 20 % ausmache.
Auch die Lage auf dem Ausbil-



INFORMATIONEN

334

Regierungskoalition die Forde-
rung nach einem Preis für die
jugendfreundlichste Kommune
in ihrem eigenen gemeinsamen
Antrag in modifizierter Form
aufgenommen.

Die SPD-Bundestagsabgeordnete
und Kinderbeauftragte des Deut-
schen Bundestages, Marlene
Rupprecht, begründete den
Antrag ihrer Fraktion mit dem
Ziel, Jugendhilfe, Gesundheits-
hilfe und Behindertenhilfe besser
zu vernetzen und die Zusammen-
arbeit der Akteure zu optimie-
ren. Inklusion müsse für alle Orte
und bei allen Planungen von
vornherein berücksichtigt wer-
den. Davon sei man jedoch in der
Praxis noch weit entfernt. Marle-
ne Rupprecht forderte erneut,
Kinder als eigene Rechtspersön-
lichkeiten und eigene Rechts-
subjekte zu sehen und die Kin-
derrechte ins Grundgesetz
aufzunehmen.

Diana Golze von der Fraktion 
DIE LINKE wies darauf hin, dass
Armut und soziale Benachteili-
gung die Gesundheit von Kin-
dern und Jugendlichen gefähr-
den. Die Regelsätze für Kinder
und Jugendliche seien nicht
deren Bedarf angemessen, was
eine Unterversorgung in Nah-
rung, Kleidung und Bildung zur
Folge habe. Deshalb müsse end-
lich ein kindgerechter Regelsatz
berechnet werden. Auch von
einem Präventionsgesetz sei man
noch meilenweit entfernt. Eigen-
ständige Jugendpolitik bedeute,
Kinder und Jugendliche endlich
als eigenständige Bevölkerungs-
gruppe mit eigenständigen
Ansprüchen an die Gesellschaft
zu begreifen.

Katja Döner (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN) kritisierte, dass die
Regierungsfraktionen keinen
Antrag zu den Empfehlungen

des Kinder- und Jugendberichts
vorgelegt hätten. Dieser Bericht
belege die Unterschiedlichkeit
von Chancen, gesund und gut
aufzuwachsen. Risiken konzen-
trierten sich bei ungefähr 20 %
der Kinder und Jugendlichen;
von ihnen seien vor allem Kinder
aus sozial schwächeren Familien
betroffen. Auch sie forderte
mehr Vernetzung und ein
Präventionsgesetz.

In dem von der Regierungsmehr-
heit beschlossenen Antrag „Eigen-
ständige Jugendpolitik – mehr
Chancen für junge Menschen in
Deutschland“ wird betont, dass
Jugendpolitik nicht länger als
Problem- und Krisenpolitik 
gesehen werden dürfe, sondern
als gesellschaftlich relevante
Zukunftspolitik, die alle Jugend-
lichen im Blick habe und sich
nicht nur auf sogenannte Pro-
blemgruppen konzentrieren dür-
fe. Eine moderne Jugendpolitik
könne auch an den nationalen
Grenzen keinen Halt machen,
sondern müsse im europäischen
und internationalen Kontext
agieren. Die Bundesregierung
wird unter anderem dazu auf-
gefordert, die historisch gewach-
senen Förderstrukturen und
Richtlinien für die Vergabe von
Mitteln im Kinder- und Jugend-
plan des Bundes so auszugestal-
ten, dass die Kriterien transpa-
rent und auch für Jugendliche
nachvollziehbar sind, und
Jugendliche im Nachgang von
Projekten und Veranstaltungen
über Partizipationsinstrumente
einzubeziehen, um die Qualität
von Projekten zu verbessern. 
Im Rahmen einer „Allianz für
Jugend“ sollen Vertreter der Kin-
der- und Jugendhilfe mit ande-
ren für die Lebensphase Jugend
relevanten Akteuren konkrete
Beiträge zu einer eigenständigen
Jugendpolitik entwickeln; Ziel ist
eine querschnittliche Jugendpoli-

dungsmarkt habe sich im Ver-
gleich zur Situation im Jahr zuvor
in sensationeller Weise verbes-
sert. Die Zahl der Kinder und
Jugendlichen, die von Hartz IV
lebten, sei zurückgegangen,
wenngleich sie immer noch zu
hoch sei. Tauber wies in diesem
Zusammenhang darauf hin, 
dass die Lage von Kindern und
Jugendlichen in Bayern erheblich
günstiger als in Berlin sei, und
führte dies auf die jeweils gelten-
den unterschiedlichen Familien-
bilder in diesen Ländern zurück.

Ebenso wie sein Koalitionskollege
Tauber betonte der FDP-Abgeord-
nete Florian Bernschneider die
positive Bilanz der Regierungs-
koalition, die sich nicht ver-
stecken müsse. Die von der
Bundesregierung angestrebte
eigenständige Jugendpolitik sei
kein Projekt für eine oder zwei
Legislaturperioden, sondern eine
langfristige Ausrichtung der
Jugendpolitik, an der sich ver-
schiedenste Akteure beteiligen
müssten. Dazu gehöre auch, über
die Ressortgrenzen hinweg zu
denken. Die Lage der Jugend sei
besser, als von der Opposition
behauptet. Der überwiegende
Teil junger Menschen in Deutsch-
land wachse gesund und wohl-
behütet auf.

Die Opposition fand mit ihren
Anträgen sowohl im Ausschuss
wie auch später im Plenum keine
Mehrheit. SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN hatten deutliche
Verbesserungen in der Gesund-
heitsförderung und der Präven-
tion gefordert. Die Linksfraktion
regte die Vergabe eines Preises
für die jugendfreundlichste Kom-
mune Deutschlands anlässlich des
Internationalen Tages der Jugend
an. Auch dieser Antrag war im
Jugendausschuss zwar mehrheit-
lich abgelehnt worden, jedoch
wurde von den Fraktionen der
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Bundestag will Rahmenbedingungen für Ehrenamt verbessern

Am 8. November 2012 diskutierte
der Deutsche Bundestag über
Möglichkeiten, Ehrenamtlichen
und Vereinen ihre für den
Zusammenhalt der Gesellschaft
so wichtige Arbeit zu erleichtern
durch Entbürokratisierung, Kon-
kretisierung und Flexibilisierung
der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für die Wahrnehmung
ehrenamtlichen Engagements.
Der Freibetrag für Übungsleiter
soll nun um 15 % und der Ehren-
amtsfreibetrag für Vorstands-
mitglieder, Schiedsrichter, Platz-
warte und besonders engagierte
Helfer im Verein um 44 % erhöht
werden. Die gesellschaftliche
Bedeutung der Vereine wurde in
sämtlichen Beiträgen der Debat-
te betont, insbesondere ihre Ver-
dienste bei der Integration aus-
ländischer Jugendlicher. Gewarnt
wurde allerdings auch davor,
ehrenamtliche Tätigkeit ange-
sichts von Haushaltsengpässen in

den Kommunen als Reparatur-
betrieb für verfehlte Politik und
vernachlässigte Aufgaben zu nut-
zen. Ehrenamtliche wollten keine
Entlohnung, sondern eine Würdi-
gung und einen Ausgleich für
den von ihnen geleisteten Auf-
wand. Die Haftungsrisiken von
Vereinsmitgliedern sollen gesetz-
lich geregelt werden. 

Der von den Fraktionen CDU/CSU
und FDP vorgelegte Entwurf eines
Gesetzes zur Entbürokratisierung
des Gemeinnützigkeitsrechts
wurde ebenso wie ein Gesetz-
entwurf des Bundesrats zur Haf-
tung von Vereinsmitgliedern
nach der Debatte an die zustän-
digen Ausschüsse überwiesen. 
Es geht dabei um eine Anhebung
der Übungsleiterpauschale von
2.100 auf 2.400 Euro jährlich. Die
Ehrenamtspauschale soll von 500
auf 720 Euro angehoben werden.
Diese Einnahmen unterliegen

weder der Steuer- noch der
Sozialversicherungspflicht.
Gewinne aus Sportveranstal-
tungen sollen steuerfrei bleiben,
solange die Einnahmen die Gren-
ze von 45.000 Euro nicht über-
schreiten.

Ehrenamtliche Tätigkeit für einen
Verein oder eine Stiftung soll
künftig ohne Furcht vor mög-
lichen Haftungsansprüchen aus-
geübt werden. Bei der zweck-
widrigen Verwendung von
Spendengeldern soll die Haftung
an die allgemein übliche Haftung
in anderen Rechtsbereichen
angeglichen werden. Zur Verant-
wortung gezogen werden soll
nur, wer Spendengelder mit Vor-
satz oder grober Fahrlässigkeit
zweckwidrig verwendet.

Quellen: Das Parlament 
Nr. 46/47 vom 12.11.2012, 
BT-Protokoll 17/204

tik, die die Lebenslagen junger
Menschen in den Blick nimmt
und die Politik in den unter-
schiedlichen Ressorts für junge
Menschen an gemeinsam verein-
barten Zielen ausrichtet und
untereinander sinnvoll verknüpft.
Erprobt werden sollen zudem
neue Ansätze der Zusammen-
arbeit zwischen öffentlichen und

privaten Trägern der Jugend-
sozialarbeit mit engagierten
Betrieben, um jungen Menschen
frühe Einblicke in die Arbeitswelt
zu ermöglichen. Die Vorschriften
der Länder zur Freistellung ehren-
amtlich Tätiger in der Jugend-
arbeit sollen harmonisiert werden.
Der Antrag spricht sich zudem für
die Förderung von Medienkom-

petenz der Kinder und Jugend-
lichen aus, die stärker Eingang 
in die Lehrpläne sowie in die
Angebote der außerschulischen
Jugendbildung erhalten soll.

Quellen: BT-Drucksachen 
Nr. 17/9397, 17/3178; 17/3863,
17/7846 und 17/9397, 
BT-Protokoll 17/195

EU-Kommission empfiehlt nationales System zur Validierung von nichtformalem und
informellem Lernen

Im Rahmen ihrer Strategie
Europa 2020 hatte die Europä-
ische Kommission bereits im 
Jahr 2010 angekündigt, dass sie
einen Vorschlag für eine Rats-

empfehlung zur Förderung und
Validierung des nichtformalen
und informellen Lernens vorlegen
wolle. Damit sollte auf die Anfor-
derungen des Arbeitsmarktes an

neue Schlüsselkompetenzen rea-
giert und die beruflichen Mög-
lichkeiten junger Menschen soll-
ten verbessert werden. Auch der
Zugang zu Lernangeboten sollte
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erleichtert und der Erwerb von
Qualifikationen durch nicht for-
male Bildungsangebote geför-
dert werden. 

Anfang September 2012 legte
die Europäische Kommission
nach mehrfachen Verzögerungen
ihren angekündigten Vorschlag
für eine Empfehlung des Europä-
ischen Rats vor. Er legt den Mit-
gliedsstaaten nahe, bis zum Jahr
2015 ihren Bürgerinnen und Bür-
gern zu ermöglichen, ihre außer-
halb der formalen Bildungssyste-
me erworbenen Fähigkeiten
validieren zu lassen, um solche
Nachweise für ihr weiteres beruf-
liches Fortkommen und ihre
Weiterbildung zu nutzen. Natio-
nale Systeme sollen zur Validie-
rung nichtformaler und informel-
ler Lernergebnisse eingerichtet
werden, um Lernergebnisse
ermitteln, dokumentieren,
bewerten und bescheinigen zu
können. Dabei geht es nicht nur –
wie bei der ursprünglichen Inten-
tion – um die Zielgruppe junger
Menschen, sondern insbesondere
um Menschen, die von Arbeits-
losigkeit bedroht sind. Die Initia-
toren des Vorschlags erhoffen
sich, dass durch mehr Validierung
von Lernergebnissen die Chan-
cengleichheit und die soziale
Integration gerade auch für
benachteiligte Gruppen ver-
stärkt werden.

Die Verfahren sollen anschluss-
fähig an die Nachweispraxis der
formalen Bildung sein. Deshalb

wird eine enge Synergie mit dem
Europäischen Qualifikations-
rahmen und den jeweiligen
Nationalen Qualifikationsrahmen
angestrebt. Alle relevanten Inter-
essengruppen sollen bei der Ent-
wicklung eines solchen Systems
einbezogen werden, wie Arbeit-
geberverbände, Gewerkschaften,
Handelskammern, Industrie- und
Handwerksverbände, Arbeits-
vermittlungen, Jugendverbände
und -betreuer, Bildungsanbieter
sowie Organisationen der Zivil-
gesellschaft.

Der Empfehlungsvorschlag ent-
hält Grundsätze für die Beteili-
gung an der Validierung wie
Freiwilligkeit, gleichberechtigter
Zugang und faire Behandlung,
Orientierungs- und Beratungs-
möglichkeiten für den Einzelnen,
Unterstützung der Systeme durch
Qualitätssicherung, Transparenz
von Prozess, Verfahren und Krite-
rien der Validierung, Bewertun-
gen durch fachlich kompetente
Personen.

Im Vorschlag der EU-Kommission
wird ausgeführt, dass die meisten
EU-Mitgliedstaaten bislang nicht
über ein umfassendes Validie-
rungssystem zum Nachweis von
nonformalem und informellem
Lernen verfügen. Einige Länder
hätten im Rahmen eines nationa-
len Qualifizierungsrahmens ein-
schlägige Initiativen ergriffen. Es
fehle nicht nur an erforderlichem
Fachwissen und mitunter auch
am Vertrauen seitens der Betrof-

fenen und der Arbeitgeber, son-
dern es gebe auch kulturelle und
mentalitätsbedingte Barrieren.

Der EU-Bildungsministerrat
befasste sich auf seiner Sitzung
vom 26. bis 27. November 2012
mit der Vorlage der EU-Kommis-
sion. In einer Pressemitteilung
über diese Sitzung wird bestä-
tigt, dass eine Empfehlung zur
Validierung von nonformaler 
und informeller Bildung zu den
Prioritäten der zypriotischen 
EU-Präsidentschaft zählt. Die
Mitgliedstaaten sollen bis 2018
Systeme zur Validierung non-
formalen und informellen Ler-
nens einführen, die nationalen
Bedingungen und Besonderhei-
ten Rechnung tragen. Die Vali-
dierung nichtformalen und infor-
mellen Lernens sei ein zentrales
Element der EU-Maßnahmen zur
Unterstützung von Bildung und
Ausbildung in Zeiten wachsender
Arbeitslosigkeit und ausbleiben-
dem Wirtschaftswachstum und
könne eine wichtige Rolle bei der
Steigerung von Beschäftigung
und Mobilität spielen, speziell im
Fall sozio-ökonomisch benachtei-
ligter und geringqualifizierter
Gruppen. 

Quellen: www.comece.org/
europeinfos, www.jugendpolitik-
ineuropa.de, Europäische Kom-
mission 2012/0234 vom 05.09.12,
www.consilium.europa.eu/
uedocs/cms_data/docs/
pressdata/en/educ/133836.pdf
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In der Europäischen Jugendbil-
dungs- und Jugendbegegnungs-
stätte Weimar veranstaltete der
Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten vom 27. – 28. November
2012 seine diesjährige Fach-
tagung unter dem Titel „Freiheit,
schöner Götterfunken – Demo-
kratie und Demokratiegefähr-
dung in Europa“. Probleme der
Demokratieentwicklung auf der
Ebene der europäischen Institu-
tionen und in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten der EU, politische
Konzepte zur Demokratieförde-
rung in Europa und Beispiele
europapolitischer Bildung in der
Praxis der AdB-Mitgliedseinrich-
tungen waren die inhaltlichen
Schwerpunkte. Mit der Veranstal-
tung sollte die Diskussion über
ein für die politische Bildung
aktuell wichtiges Thema eröffnet
werden, das der Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten im
Jahr 2013 in den Mittelpunkt
weiterer Aktivitäten stellen will.

Den Aufschlag machte PD Dr.
Claudio Franzius von der Univer-
sität Hamburg, der in seinem Vor-
trag „Ist Ungarn überall? Merk-
male und Entwicklungen der

Demokratiegefährdungen in
Europa“ dafür plädierte, den 
zu beobachtenden Demokratie-
gefährdungen in der EU auf ver-
schiedenen Ebenen zu begegnen.
Die Demokratie in Europa könne
sich nicht mehr allein über die
einzelnen Mitgliedsstaaten legiti-
mieren, es sei notwendig, auch
auf der Ebene der EU eigene
demokratische Instrumentarien
zu entwickeln und die Bürger/-in-
nen an den politischen Entschei-
dungen zu beteiligen. Je mehr
die EU eigene Herrschaftsgewalt
ausübe, desto stärker sei sie auf
eine eigene demokratische Legi-
timation angewiesen. Die Demo-
kratie in den Mitgliedsstaten sei
allerdings Voraussetzung für die
Demokratie in der EU, deshalb
dürften ihre Gefährdungen der
EU nicht gleichgültig sein. Die
Instrumentarien zum Schutz
dieser EU-Demokratie seien 
indes nur schwach entwickelt.
Ohne den effektiven Schutz der
Unionsbürgerrechte in den Mit-
gliedsstaaten sei eine transnatio-
nale Demokratie nicht möglich,
diese erfordere jedoch nicht
unbedingt eine stärkere Integra-
tion Europas hin zu einem Euro-

päischen Bundesstaat. Franzius
empfahl kurz- und langfristige
Maßnahmen zur Demokratie-
sicherung in Europa. Man solle
vor allem auf innerstaatliche
Lösungen setzen und nicht von
außen Druck ausüben. Die
Grundwerte der Europäischen
Union, formuliert in Artikel 2 des
Unionsvertrags, seien bindend
nicht nur für die Union, sondern
auch für ihre Mitgliedsstaaten.
Sie begrenzten nationalistische
Politik, und diese Grenze könne
von den Bürger/-inne/-n für „ei-
genmotivierte“ Sicherungen der
Demokratie aktiviert werden.
Ansonsten gebe es nur schwache
Sanktionsmöglichkeiten gegen-
über Grundrechtsverletzungen in
den einzelnen Mitgliedsstaaten.
Die Hauptverantwortung liege
bei den nationalen Institutionen.
Der Ausschluss eines Mitglieds-
staates aus der Union sei im Ver-
trag nicht vorgesehen. Franzius
empfahl, die Institutionen der 
EU zu demokratisieren, u. a. das
Europäische Parlament durch ein
Initiativrecht aufzuwerten und
die EU-Kommission durch das
Europäische Parlament wählen
zu lassen. Die Handlungsmöglich-
keiten der europäischen Parteien
müssten gestärkt, die Möglich-
keiten transnationaler Bürger-
beteiligung durch die bereits
eingeführte Europäische Bürger-
initiative genutzt und erweitert
werden. Non-Profit-Organisatio-
nen sollten bei der Vorbereitung
politischer Entscheidungen eben-
so berücksichtigt werden wie die
großen Lobby-Verbände, die auf
die Politik der EU-Kommission in
Brüssel erfolgreich Einfluss zu
nehmen versuchten.

Wie die EU die Demokratie in
den europäischen Staaten för-
dert und welche Interessen und
Spielräume dabei die deutsche
Außenpolitik hat, erläuterte

Aus dem AdB

Perspektiven der Demokratie in Europa – AdB-Fachtagung in Weimar

Dr. Claudio Franzius, Hamburg,  bei seinem Vortrag

©Arbeitskreis deutscher Bidungsstätten/
Foto: Ivonne Meißner



tigen Aufbau einer demokrati-
schen Kultur. Vorrangig Sicher-
heitsinteressen bestimmten die
Demokratieförderung in den
südosteuropäischen Staaten, die
(noch) nicht Mitglieder der EU
waren/sind. Hier unterstützte die
EU die Reform der Polizei und
Maßnahmen zur Kontrolle von
Flüchtlingsbewegungen, was
einen Verlust an Glaubwürdig-
keit in diesen Staaten zur Folge
hatte. Der auf Initiative Polens
von der EU eingerichtete Demo-
kratiefonds, mit dem prodemo-
kratische Akteure in Drittstaaten
unterstützt werden sollen, aber
auch die Förderung zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und
die Arbeit der politischen Stiftun-
gen werden von den Regierun-
gen und den Gesellschaften der
betroffenen Länder als externer
Eingriff verstanden und skeptisch
betrachtet, so das Ergebnis einer
Studie. Die externe Förderung
von Demokratieentwicklung
habe schließlich auch zur Folge,
dass vordem ehrenamtliches
Engagement der Akteure in eine
bezahlte Tätigkeit führt, die in
Form einer politischen Dienstleis-
tung nicht mehr als eigenständi-
ge demokratische Entwicklung
aus der eigenen Gesellschaft
heraus wahrgenommen wird.
Externe Förderung dieser Grup-
pen erzeugt eher Misstrauen, die
von außen unterstützten Akteu-
re werden als „Agenten“ wahr-
genommen.

Ob sich durch das Konzept des
Active Citizenship die Demokra-
tie in Europa stärken lässt, war
eine Frage, die im Mittelpunkt
einer Podiumsdiskussion auf der
Veranstaltung stand, an der
Manfred von Hebel, Jugend für
Europa, Bonn, Dr. Hendrik Otten,
IKAB, Bonn, Dr. Christine Pütz,
Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin,
und Györgyi Toth, Active Citizen-
ship Foundation, Ungarn/DARE,
teilnahmen. Georg Pirker, der
das Podium moderierte, wies ein-

Irene Hahn-Fuhr, Deutsche Gesell-
schaft für Auswärtige Politik, in
dem zweiten Vortrag auf dieser
Veranstaltung. Sie konzentrierte
sich dabei auf die übergeordne-
ten Konzepte, die der Demo-
kratieförderung durch die EU
zugrundeliegen. Die deutsche
Außenpolitik sei wesentlicher
Bestandteil der EU-Außenpolitik
und präge diese maßgeblich. 
Die EU-Außenpolitik war
herausgefordert durch die Trans-
formationsprozesse in den post-
sozialistischen Staaten und aus
friedenssicherndem, aber auch

ökonomischem Interesse an einer
Stabilisierung der verschiedenen
europäischen Regionen interes-
siert. Fördern und Fordern war
das Prinzip, das die externe
Demokratieförderung der EU-
Außenpolitik bestimmte. Der
baldige Beitritt der mittelost-
europäischen Staaten zur EU
sollte deren Demokratisierung
gewährleisten, war doch damit
die Übernahme des EU-Regel-
werks verbunden. Das Geld floss
in den Aufbau von Infrastruktu-
ren, der Zeitdruck ließ kaum
Möglichkeiten für den gleichzei-
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Rückfragen und Diskussionsbeiträge zum Vortrag von Dr. Claudio Franzius
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Irene Hahn-Fuhr in der Diskussion mit dem Plenum (l.: Boris Brokmeier)
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leitend darauf hin, dass es sich
bei Active Citizenship um ein
nicht endgültig definiertes
fluides Konzept handele, das 
im Zusammenhang mit diversen
EU-Bildungsprogrammen zum
Lebenslangen Lernen eine Rolle
spiele, ohne dass eigentlich klar
sei, was damit konkret ange-
strebt werde. Active Citizenship
sei verbunden mit Begriffen wie
u. a. Partizipation, bürgerschaft-
liches Engagement und gelte als
Mittel bei der Bewältigung des
sozialen Wandels und zum
Abbau von Demokratiedefiziten.

Györgyi Toth, die als Menschen-
rechts- und Frauenrechtsaktivis-
tin in Ungarn arbeitet, betonte,
dass sie mit ihren Bildungsaktivi-
täten im Bereich Active Citizen-
ship nicht nur auf Einstellungs-
veränderungen, sondern auch
auf das Handeln der Beteiligten
ziele. Man habe sich in Ungarn
nach der Wende 1989 über die
neuen Freiheiten gefreut, bald
aber mit der neuen Pluralität
gehadert, behinderte doch die
Meinungsvielfalt die Durchset-
zung schneller Lösungen für die
Vielzahl der zu bewältigenden
Probleme. Bei den Versprechun-

gen der Demokratie dürften
auch die schwierigen Aspekte
demokratischen Lebens nicht ver-
nachlässigt werden. Györgyi Toth
musste feststellen, dass nach dem
Beitritt ihres Landes zur EU das
externe Interesse an der Arbeit
von Menschenrechtsaktivisten in
Ungarn schlagartig nachließ,
Kontakte abbrachen und bisheri-
ge Kommunikationswege nicht
mehr genutzt wurden. Untersu-
chungen hätten ergeben, dass
sich Ungarns Jugendliche zwar
für die Demokratie als Konzept
erwärmten, gleichzeitig aber
einen „starken Mann“ als Staats-
oberhaupt wünschten. Offen-
sichtlich habe die ungarische
Regierung diese Studien gelesen
und bemühe sich nun darum,
wenigstens die eine Seite dieses
im Grunde inkompatiblen Kon-
zepts zu bedienen, indem sie ein
Staatsoberhaupt präsentiere, das
Stärke demonstriere. Man arbei-
te mehr an einem solchen Bild
der Regierung, als dass man sich
um politische Bildung oder den
Aufbau der Zivilgesellschaft oder
einer demokratischen Kultur
bemühe. Die Kritik aus Europa
und dem Ausland an den politi-
schen Entwicklungen in Ungarn

werde rhetorisch geschickt als
Druck gegen alle Ungarn insze-
niert, dem man sich geschlossen
entgegenstellen müsse. Die
Distanz zwischen Regierung und
Bürgern werde so aufgehoben,
es werde auch nicht mehr zwi-
schen der Verantwortung der
Regierung für ihr Handeln und
dem der Bürger/-innen unter-
schieden. 

Dr. Hendrik Otten beklagte, 
dass nach Jahrzehnten der Aus-
einandersetzung über Konzepte
der politischen Bildung nun
wiederum die Frage nach dem
richtigen Weg gestellt werde.
Der Blick in einige Jugendstudien
zeige, dass das Interesse der
Jugendlichen an institutionali-
sierter Politik in den letzten bei-
den Jahrzehnten kontinuierlich
abgenommen habe und nach wie
vor die Herausforderung sei, wie
politische Bildung auch bildungs-
ferne Jugendliche erreichen kön-
ne. Das Programm „Jugend in
Aktion“ habe Potential für politi-
sche Jugendbildung enthalten,
heute gehe es der EU-Kommis-
sion aber vor allem um eine
Bildung im Rahmen des Lebens-
langen Lernens, bei der die
berufliche Verwertbarkeit im
Vordergrund stehe. Es gebe kei-
ne Verbindung mehr zwischen
Politik, Bildung und öffentlicher
Kommunikation, stattdessen
lasse sich eine Tendenz zur Instru-
mentalisierung zivilgesellschaft-
licher Einrichtungen beobachten.
Demokratie sei indes kein fertiger
Zustand, sondern ein zukunfts-
orientierter Prozess. Für die poli-
tische Bildung komme es darauf
an, die Lebenswelten von Jugend-
lichen zu analysieren, um die
Bedingungen ihrer Existenz und
die Voraussetzungen für ihr poli-
tisches Engagement in Erfahrung
zu bringen. Otten erinnerte an
bilaterale Gespräche mit Vertre-
tern der beteiligten Nationen,
die er 1987 bei der Vorbereitung
des ersten EU-Jugendprogramms

Podiumsdiskussion über das Konzept Active Citizenship mit Dr. Hendrik Otten,
Dr. Christine Pütz, Georg Pirker, Györgyi Toth und Manfred von Hebel (von
links nach rechts)
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führte. Damals habe man den
politischen Sinn solcher Program-
me noch reflektiert, ihre Bedeu-
tung für die Demokratisierung
im Blick gehabt. Methoden und
Formate seien angepasst worden.
Das habe sich im Rahmen des
Konzepts vom Lebenslangen Ler-
nen verändert. In der Bundes-
republik schenke man den politi-
schen Aspekten der Bildungs-
und Jugendprogramme zwar
noch Beachtung, in anderen Mit-
gliedsländern sei das aber nicht
der Fall. Hier gebe es keinen Kon-
sens, aber auch keinen Diskurs
mehr, der allenfalls noch zwischen
den für die Umsetzung der Pro-
gramme verantwortlichen Natio-
nalagenturen geführt werde.

Dr. Christine Pütz betonte, dass
aktive Bürgerschaft kein Selbst-
zweck sei, sondern auch die Frage
nach dem Ziel der darauf gerich-
teten Bildungsarbeit gestellt wer-
den müsse. Die Heinrich-Böll-Stif-
tung biete grüne Inhalte an, die
Menschen dazu bewegen, sich
politisch zu engagieren und
dabei auch Alternativen zu
bestehenden Problemlagen zu
entwickeln. Das Konzept des
Active Citizenship sei ihr

„suspekt“. Solche Programme
tendierten dazu, politische Betei-
ligung zu simulieren, diese
jedoch vornehmlich an der
Quanität der Teilnehmerzahlen
zu messen. Bildung schaffe die
Befähigung für Beteiligung, der
Staat müsse aber auch Möglich-
keiten zur Beteiligung anbieten.
Dr. Christine Pütz kritisierte das
„Agenda-Setting“ durch die 
EU-Programme, mit dem die
Arbeit der Träger gesteuert wer-
de. Die politischen Stiftungen
seien in der Situation, über rela-
tiv große Mittel ohne Zweckbin-
dung verfügen zu können. Die
anderen Träger müssten sich mit
ihren Themen und Angeboten
hingegen auf die EU-Programme
einlassen. Die EU habe sich lange
über ihren vor allem ökonomi-
schen Output legitimiert, der zu
einem „permissiven Konsens“
geführt habe. Damit sei es in
Zeiten der Krise vorbei, weshalb
man stärkere Legitimationen
brauche, zu denen auch die Mit-
bestimmung auf europäischer
Ebene gehöre. Hier gebe es Defi-
zite. Das Europäische Parlament
müsse gestärkt werden, unter
anderem durch ein Initiativrecht.
Die Entscheidungsfindungen des

Europäischen Rats müssten trans-
parenter sein, auch müsse die
Möglichkeit bestehen, mehrheit-
lich zu entscheiden. Die Öffent-
lichkeit und die Zivilgesellschaft
müssten bereits vor der Einbrin-
gung von Gesetzesinitiativen
angehört werden, um auf deren
Formulierung Einfluss nehmen
zu können. Die zivilgesellschaft-
lichen Organisationen gelte es zu
stärken gegenüber den gut orga-
nisierten Profitorganisationen,
die massiven Einfluss auf die
Kommissionsentscheidungen
nähmen, und zu deren Vorschlä-
gen es zu wenig alternative
Expertisen gebe.

Manfred von Hebel wies darauf
hin, dass mit den EU-Programmen
durchaus auch versucht werde,
einen Kommunikationsprozess
anzuregen und nicht einfach
Themen linear vorzugeben. Auch
müsse man bedenken, dass die
Programme zur Förderung einer
aktiven EU-Bürgerschaft wie das
Programm „Jugend in Aktion“
noch keine lange Tradition hät-
ten. Immerhin habe man sich
darum bemüht, sie durch Ele-
mente anzureichern, die auf
Beteiligung zielen. Bei den Pro-
jekten sollten kognitive, emotio-
nale und handlungsorientierte
Dimensionen berücksichtigt wer-
den. Diese Handlungsorientie-
rung sei in der neuen Programm-
generation allerdings nicht mehr
auszumachen, hier sei vielmehr
eine Verzweckung hin auf beruf-
liche Orientierung angestrebt.
Diese von der Kommission vor-
gegebene Richtung habe jedoch
Diskussionen provoziert, die
Anlass zu Optimismus gäben. 
Es sei das Motiv der Kommission
gewesen, mit dem neuen Pro-
gramm Krisenintervention zu
betreiben, ohne die Absicht, zivil-
gesellschaftliche Momente direkt
auszuschließen. Eine solche Kri-
senintervention könne das Pro-
gramm jedoch nicht leisten. Die
Kommission hätte wissen müs-
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Dr. Christine Pütz bei ihrem Statement, flankiert von Dr. Hendrik Ot-
ten (l.) und Georg Pirker
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sen, dass ihr Programmvorschlag
Kritik nach sich ziehen würde,
dennoch habe sie ihn durchzu-
setzen versucht. Bei der Entwick-
lung solcher Programme brauche
man andere Beteiligungsformen,
auch um der Vertrauenserosion
gegenüber den Institutionen der
EU begegnen zu können.

Die Fachtagung bot den Teilneh-
mern und Teilnehmerinnen Gele-
genheit, in Arbeitsgruppen über
verschiedene Ansätze der politi-
schen Bildung im AdB zum The-
ma Europa und die Rahmen-
bedingungen europapolitischer
Bildung zu diskutieren. Dr. Zbig-
niew Wilkiewicz, GESW Vlotho,
stellte in AG 1 die Voraussetzun-
gen und die Situation der politi-
schen Bildung in Russland, Polen
und Lettland dar und erörterte
deren Auswirkungen auf die
Gestaltung bi- und internationa-
ler Kooperationen. Die Teilneh-
mer/-innen waren sich darin
einig, dass die Qualität von Ver-
anstaltungen für den Demokra-
tieprozess wichtig sei und die
Austauschprogramme gesichert
werden müssten. Dabei sollten
die Beteiligten gemeinsam nach
Lösungen für die aktuellen euro-
päischen Probleme suchen.

Der Peer-to-Peer-Ansatz in der
europapolitischen Jugendbildung
mit benachteiligten Jugend-
lichen, den Thomas von der
Gönna, EJBW Weimar, vorstellte,
stand im Mittelpunkt der AG 2.
Es geht dabei um Trainings von
Jugendlichen, die als Multiplika-
toren und Multiplikatorinnen für
Projekttage eingesetzt werden,

die an berufsbildenden Schulen
und Einrichtungen für benachtei-
ligte Jugendliche in den beteilig-
ten Ländern stattfinden.

Karsten Lucke, Europahaus
Marienberg, präsentierte in AG 3
den Ansatz „Think Europe“, der
bi- und internationalen europa-
politischen Seminaren für Schü-
ler/-innen in Marienberg zugrun-
deliegt. Hier kommen auch die
Möglichkeiten der neuen Kom-
munikationsmedien zur Geltung,
die allerdings nicht unkritisch
eingesetzt werden sollten, so 
das Votum der AG.

Gertrud Gandenberger, Inter-
nationales Forum Burg Lieben-
zell, berichtete in AG 4 über
europäisch, demokratisch und
menschenrechtsorientierte inter-
nationale Bildungspraxis mit
Jugendlichen. Die AG erörterte
an diesen Beispielen Fragen

trägerübergreifender Qualifizie-
rung von Teamer/-innen und zum
pädagogischen Umgang mit
unterschiedlichen Betrachtungs-
weisen europäischer Geschichte. 

Die Tagung war, so AdB-Geschäfts-
führerin Ina Bielenberg in ihrem
Schlusswort, der Versuch, die
Metaebenen politischer und
gesellschaftlicher Entwicklun-
gen mit den Mikroebenen der
politischen Bildungspraxis in Ver-
bindung zu bringen. Weiter zu
erörtern sei die Frage, wie insbe-
sondere Jugendliche mit politi-
scher Bildung zu Europa erreicht,
wie europäische Themen mit
ihren Lebenswelten verknüpft
werden könnten, und wie diese
schwierige und manchmal spröde
Materie zu vermitteln sei. Den
Trägern der politischen Bildung
sei dafür zu danken, dass sie sich
dieser Herausforderung immer
wieder stellen.

Arbeitsgruppe auf der Fachtagung
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Die diesjährige Mitgliederver-
sammlung des Arbeitskreises
deutscher Bildungsstätten, die
vom 28. bis 29. November 2012
ebenfalls in der Europäischen
Jugendbildungs- und Jugend-
begegnungsstätte Weimar
stattfand, griff das Thema der
vorausgegangenen Fachtagung
auf und beschloss dazu eine Stel-
lungnahme (s. Kasten), in der das
Engagement der politischen Bil-
dung für die Stärkung der demo-
kratischen Entwicklung in der EU
mit der Sorge um die allenthalben
zu beobachtenden Einschrän-
kungen demokratischer Betei-
ligungsrechte in Europa begrün-
det wird. Die AdB-Mitglieder
bekundeten damit auch ihre

Absicht, die Demokratieentwick-
lung in Europa verstärkt in ihrer

Bildungspraxis in den Blick zu
nehmen.
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AdB-Mitgliederversammlung beschloss Stellungnahme zu Demokratie und Demokratie-
gefährdung in Europa

Mitglieder bei derAbstimmung
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Foto: Ivonne Meißner

Demokratie und Demokratiegefährdung in Europa

Der 2009 in Kraft getretene Vertrag von Lissabon soll ein demokratisches und transparentes Europa
schaffen, in dem das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente mehr Einflussmöglichkeiten
haben, und in dem die Bürgerinnen und Bürger sich mehr Gehör verschaffen können.
Dieses Vertragswerk trug dazu bei, dass auf europäischer Ebene die parlamentarische Demokratie und
damit das Europaparlament durch Kompetenzerweiterung formal gestärkt werden konnten. Gleichzei-
tig vollzieht sich der Abbau von Demokratie und Bürgerrechten in einzelnen Mitgliedsstaaten.
Die Vorgabe im Lissabon-Vertrag, dass eine Million Bürger/-innen aus verschiedenen Mitgliedsstaaten
mit einer „Bürgerinitiative“ der Europäischen Kommission  politische Vorschläge unterbreiten kann,
bleibt weit hinter den Erwartungen an eine lebendige Demokratie in Europa zurück: Dies spiegelt das
Misstrauen der EU-Institutionen gegenüber zivilgesellschaftlicher Mitwirkung wider und macht auf
einen dringend abzustellenden Mangel an Partizipation auf europäischer Ebene aufmerksam.

Demokratie entwickelt und festigt sich, wenn sie als zukunftssichernde Staats- und Lebensform für alle
Menschen erfahrbar ist. Die Finanz- und Schuldenkrise führt zu sozialen Erosionsprozessen und verhin-
dert diese Erfahrung. Rechtspopulistische Bewegungen in ganz Europa stellen Minderheitenrechte infra-
ge. Vielfach wird die Pressefreiheit massiv eingeschränkt, das Wahlrecht zum Nachteil kleinerer Parteien
und der Opposition einschneidend verändert oder durch Korruption, Klientelpolitik und egoistische
Engstirnigkeit die verfasste Demokratie ad absurdum geführt.
Bemerkenswert ist, dass in Deutschland bereits mehrfach das Bundesverfassungsgericht angerufen wurde,
um wegen der Einrichtung von „Rettungsschirmen“ und „Stabilitätsfonds“ die verfassungsmäßige Betei-
ligung des Deutschen Bundestages am Zustandekommen dieser Verträge zu prüfen und so die nötige
Rechtssicherheit herzustellen.
Jürgen Habermas kritisiert zu Recht, dass „in noch nicht dagewesener Weise gewählte Regierungen so
umstandslos durch Vertrauenspersonen der Märkte ersetzt worden sind“, wie es aufgrund der Euro-Krise
in Italien und Griechenland geschah: Eingesetzte Expertengremien greifen in die Hoheitsrechte demo-
kratisch gewählter Regierungen ein und entscheiden über das Wohl und Leid von Volkswirtschaften
und Gesellschaften.
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Der AdB als bundesweiter Fachverband der politischen Bildung sieht diese Entwicklungen mit Sorge,
denn sie engen die Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern weiter ein und tragen nicht zur Umset-
zung der Ziele des Lissabon-Vertrages zur Schaffung eines demokratischen Europas bei.
Der Aufbau eines demokratischen Europas gelingt nur, wenn die Mitgliedsstaaten der EU ebenfalls demo-
kratisch konstituiert sind, demokratisch handeln, Menschenrechte und Menschenwürde achten sowie
Bürgerinnen und Bürger an der politischen Willensbildung in ihrem Land und in Europa beteiligen. Poli-
tik ist für Bürgerinnen und Bürger das einzige Mittel, um über gemeinschaftliches Handeln auf das Gemein-
wesen einzuwirken.
Die politische Bildung wird sich daran beteiligen, sinkende Wahlbeteiligungen, rückläufiges Engage-
ment in Parteien und zivilgesellschaftlichen Organisationen, politische Entfremdung, Apathie, Unzu-
friedenheit und Misstrauen der Bürgerinnen und Bürger zu thematisieren, zur Mitwirkung zu befähi-
gen und daraus entstehende Forderungen nach stärkerer Partizipation an die nationale und
europäische Politik zu adressieren.
Die zunehmende Bedeutung der europäischen Ebene bedarf in der politischen Bildung ebenfalls einer
stärkeren Beachtung. Obwohl keine internationale Organisation demokratischer ist als die Europäische
Union, muss das Bewusstsein für die EU als politische Gemeinschaft gestärkt werden, um die Transnatio-
nalisierung als demokratisches Projekt zu gestalten. Die EU ist nicht nur die Summe ihrer Mitgliedsstaa-
ten, sondern auch die ihrer Bürgerinnen und Bürger. Politische Bildung ist an dem Prozess beteiligt, dar-
aus politische Forderungen zur Stärkung einer lebendigen Demokratie in Europa abzuleiten, wie z. B.
ein verändertes Wahlrecht, Elemente der direkten Demokratie oder die Stärkung der Rechte des Euro-
päischen Parlaments.

Beschluss der AdB-Mitgliederversammlung, Weimar, 28.11.2012

Auf der Mitgliederversammlung
ging es neben den üblichen Regu-
larien vor allem um die Beteili-
gung des AdB an der Verbund-
statistik des Deutschen Instituts
für Erwachsenenbildung, die
keine zufriedenstellenden
Resultate zeigt.

Im Gespräch mit Hanne Wurzel,
Leiterin des Fachbereichs Förde-

rung bei der Bundeszentrale für
politische Bildung, wurden die
seit dem Sommer gültigen neuen
Richtlinien erörtert. Dabei ging
es u. a. um mögliche Hilfen bei
der Anwendung der neuen Richt-
linien, für die ein Leitfaden und
eine Checkliste zur Verfügung
gestellt werden sollen, und erste
Erfahrungen bei verschiedenen
Veranstaltungen, die nach den
neuen Richtlinien gefördert
wurden. 

Der Austausch über den aktuellen
Stand der Jugend- und Erwachse-
nenbildung in den einzelnen
Bundesländern zwischen den
Mitgliedern machte deutlich,
dass zur Zeit eher Stagnation
überwiegt, sich in einzelnen
Ländern wie Nordrhein-West-
falen allerdings die Arbeitsbedin-
gungen der Träger politischer Bil-
dung wieder verbessert haben. In
einer Reihe von Ländern wird der
Rechtsextremismus als wichtiges
Thema für die politische Bildung
auf die Agenda gesetzt. Für Pro-
jekte, die sich damit auseinander-

setzen, werden extra Fördermit-
tel zur Verfügung gestellt.

Der bisherige AdB-Vorsitzende
Peter Ogrzall, Jugendbildungs-
stätte Kaubstraße, Berlin, hatte
bereits vor der Mitgliederver-
sammlung seinen Rücktritt vom
Vorsitz angekündigt und mit Ver-
änderungen seiner beruflichen

Ulrich Ballhausen kandidierte für
den AdB-Vorsitz
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Peter Ogrzall (l.) und sein Nachfolger
im Vorsitz des AdB, Ulrich Ballhau-
sen, schneiden die zum Abschied
überreichte AdB-Torte an
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und persönlichen Situation
begründet. Peter Ogrzall war 
seit 1997 Mitglied des AdB-Vor-
stands und seit 2001 AdB-Vor-
sitzender. 

Er wurde im Rahmen einer fest-
lichen, von Ulrich Ballhausen
moderierten Abendveranstaltung
unter Würdigung seiner Leistun-
gen für den Verband herzlich

verabschiedet (s. dazu auch die
„Personalien“ in diesem Heft).

Ulrich Ballhausen, der die Wei-
mar-Jena-Akademie im AdB
vertritt, wurde von der Mitglie-
derversammlung zum neuen Vor-
sitzenden für das zweite Jahr der
laufenden Wahlperiode gewählt.
Er gehört dem AdB-Vorstand seit
2001 an. 

Der AdB bekam in Weimar auch
zwei neue Mitglieder: Die Mit-
gliederversammlung beschloss
die Aufnahme der Jugendbegeg-
nungsstätte Anne Frank e. V. aus
Frankfurt/Main und der Akade-
mie für Politische Bildung Tut-
zing, der Ort, an dem der AdB
1959 gegründet wurde.

AdB startet deutsch-tunesisches Kooperationsprogramm

Nach längerer Vorbereitung hat
der AdB ein neues deutsch-tune-
sisches Kooperationsprogramm
gestartet. Vom 28. Oktober bis 
2. November 2012 hielten sich
Vertreter/-innen politischer Bil-
dungseinrichtungen des AdB in
Tunesien auf. Dort konnten sie
erste Partnerschaften und kon-
krete Projekte anbahnen. Ziel 
der Kooperation ist es, eine Basis
zu entwickeln für Formen des
Jugendaustauschs, die die Einbin-
dung junger Menschen in den
Aufbau demokratischer Struktu-
ren in Tunesien unterstützen.
Durch die Zusammenarbeit zivil-
gesellschaftlicher Organisationen
soll so die Teilhabe junger Men-

schen an politischen Entschei-
dungsprozessen in den beteilig-
ten Ländern gestärkt werden.

Zunächst reisten die deutschen
Fachkräfte nach Tunis, wo sie
vom 29. bis 30. Oktober an einer
zweitägigen Fachtagung zum
Thema „Éducation à la démocra-
tie dans les rangs des jeunes“
teilnahmen. Wie kann Jugend-
austausch dazu beitragen, dass
junge Menschen angemessen in
den post-revolutionären Prozess
der jungen Demokratie in Tune-
sien eingebunden sind? Diese
Fragestellung stand im Mittel-
punkt eines intensiven Meinungs-
austauschs, in dessen Rahmen die

zehn deutschen Fachkräfte und
ihre 14 tunesischen Kollegen/Kol-
leginnen intensive Gespräche
führten. Experten/Expertinnen 
u. a. von Regierung, Menschen-
rechtsorganisationen, der tunesi-
schen Frauenbewegung waren
ihre Gesprächspartner/-innen.
Ziel war es, ein gemeinsames
Fundament für künftige Koope-
rationen herzustellen. In Klein-
gruppen bestimmten die Partner/
-innen daher auch thematische
Kooperationsfelder, die als Basis
für die weitere Zusammenarbeit
dienen. Im Anschluss daran hat-
ten die deutschen Teilnehmen-
den Gelegenheit, ihre neuen
tunesischen Partnerorganisatio-
nen zu besuchen und deren
Arbeit vor Ort kennenzulernen. 

Den Abschluss des Besuchs in
Tunesien bildete eine Exkursion
ins religiöse Zentrum des Landes
in Kairouan sowie nach Hamam
Sousse zu Gesprächen mit Vertre-
ter/-inne/-n von zivilgesellschaft-
lichen Organisationen. 

Neu und hochinteressant für die
deutschen Fachkräfte war die
unmittelbare Verknüpfung von
demokratischer Bildungsarbeit
und politischem Aktivismus, die
Verbindung von Antikorruptions-
und Transparenzinitiativen mit
konkreten Bildungsinhalten, die
nahe an prinzipiellen Fragestel-
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lungen der deutschen politischen
Bildung sind. Zwei Schlüssel-
begriffe, die sich durch die ge-
samte Begegnung zogen und die
die deutschen Teilnehmer/-innen
als wichtig für ihre eigene Arbeit
empfanden, waren die Fragen
nach „Würde“ und „Dialog“ im
Transformationsprozess. 

Seine Fortsetzung wird das Pro-
gramm vom 4. bis 9. März 2012
mit einem Besuch der tunesi-
schen Gruppe in Deutschland fin-

den. Dann geht es darum, ein
gemeinsames Basisdokument
zum Jugendaustausch im Themen-
feld Demokratiebildung zu formu-
lieren und weitere Kooperations-
maßnahmen in Form konkreter
Jugendaustausche zu starten. 

Bei dem vom Auswärtigen Amt
geförderten Programm koope-
riert der AdB mit dem OFFICE
EUROMED JEUNESSE TUNIS. Die
erste Stufe des Projekts dauert
vom Oktober 2012 bis zum März

2013. Weitere Stufen sind in Pla-
nung. 

Weitere Informationen: 
Im Internet gibt es eine Projekt-
dokumentation mit aktuellen In-
formationen zum Kooperations-
programm: http://rencontre-
tuniso-allemande.blogspot.de/

Bericht: Georg Pirker

AdB-Tagung zum Umgang mit Kostendruck in Bildungseinrichtungen

Im Anschluss an die Herbstsit-
zung der AdB-Kommission Ver-
waltung und Finanzen fand vom
19. bis 20. September 2012 die
Fachtagung „Kosten- und Leis-
tungsrechnung als Steuerungs-
instrument in Bildungsreinrich-
tungen“ statt. Fünfundzwanzig
Teilnehmende aus verschiedenen
Bildungseinrichtungen waren der
Einladung des Arbeitskreises
deutscher Bildungsstätten in die
Akademie Biggesee nach Atten-
dorn gefolgt. Referent Holger
Bodmann – Steuerberater,
Rechtsanwalt und Wirtschafts-
mediator aus Hannover – stellte
die Kosten- und Leistungsrech-
nung als ein hochwirksames Füh-

rungsinstrument zur Steuerung
einer Bildungseinrichtung vor.
Dabei ging es vor allem um die
Frage, wie unter steigendem
Kostendruck ein intelligentes
Kostenmanagement aufgebaut
werden kann, um eine Bildungs-
einrichtung nicht „kaputt zu spa-
ren“ und die Umsetzung ihres
Bildungsauftrages zu gefährden.

Es gilt, die „richtigen“ Fragen zu
stellen: Wofür erhält die Einrich-
tung ihre Zuschüsse und welche
Kosten sollen durch diese Zuschüs-
se abgedeckt werden? Welche
Maßnahmen sind sinnvoll, um
die Angebote einer Bildungsein-
richtung „preiswert“ zu gestal-

ten? Wie sollte ein kostendecken-
des Bildungsangebot gestaltet
sein und welche Stellschrauben
helfen dabei, Kostendeckung zu
erreichen? Und nicht zuletzt: Wie
kann der Weg für transparente
und betriebswirtschaftlich siche-
re Veränderungsmaßnahmen
geebnet werden? 

Zur Einführung in die Thematik
ging Holger Bodmann zunächst
auf die Frage ein, welchen allge-
meinen Nutzen eine Kosten- und
Leistungsrechnung für eine Bil-
dungseinrichtung hat und wel-
che Informationen diese liefern
kann. Er stellte den Teilnehmen-
den beispielhaft dar, wie mit der

Holger Bodmann bei seinem Vortrag
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Kommissionsmitglieder während des Vortrages
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Kosten- und Leistungsrechnung
eine Bildungseinrichtung abge-
bildet werden kann, und erläuter-
te die verschiedenen Funktionen
von Kennzahlen. Er verdeutlich-
te, welche Argumentationshilfen
und Informationen eine Kosten-
rechnung für die Bildungseinrich-
tung liefern kann. Es wurde klar,
dass jede Organisation vor der
Einführung einer Kosten- und
Leistungsrechnung zuerst für sich

klären muss, welche Informatio-
nen sie für welchen Personen-
kreis und für welchen Anlass
erhalten will.

Darüber hinaus hatten die
Tagungsteilnehmer und -teilneh-
merinnen Gelegenheit, ihre Fra-
gen zu spezifischen Anforderun-
gen ihrer Bildungseinrichtung im
Zusammenhang mit der Einfüh-
rung oder Optimierung einer

bestehenden Kosten- und Leis-
tungsrechnung zu stellen.

Bei der Auswertung der Tagung
bekundeten die Teilnehmenden
ihr Interesse, eine ständige
Arbeitsgruppe im AdB ins Leben
zu rufen, die sich über Kennzah-
len und die Entwicklung von
Benchmarks austauschen soll. 

Sabine Mertin

Berichte über die Herbstsitzungen der AdB-Kommissionen

Im Zeitraum September bis November fanden die zweiten Sitzungen der AdB-Kommissionen in diesem
Jahr statt. Den Auftakt machte die 

die vom 11. - 12. September 2012
in der Franken-Akademie in Lich-
tenfels-Schney tagte.

In Vertretung des Vorstands
stand Ina Bielenberg der Kom-
mission für Fragen zur Vorstands-
arbeit und vor allem zum Stand
der gerade verabschiedeten
Richtlinien der Bundeszentrale
politische Bildung zur Verfü-
gung.

Der neue Kommissionsvorsitzen-
de Prof. Dr. Christoph Meyer und
Gila Zirfas-Krauel, stellvertreten-
de Vorsitzende, leiteten abwech-
selnd die Sitzung und setzten
damit das Genderprinzip auch 
in der Kommissionsleitung prak-
tisch um.

Im Verlauf der Sitzung wurden
wechselnde Methoden ange-
wandt, um der Kommission
„mehr Bewegung“ zu ermög-
lichen und die Sitzung abwechs-
lungsreicher zu gestalten.

Die Richtlinien der Bundeszen-
trale standen im Mittelpunkt 
des Gesprächs mit Ina Bielen-
berg, die über die Entwicklung
der Reformdiskussion berichtete,
an der sie im Rahmen einer vom
Bundesausschuss politische Bil-
dung berufenen Arbeitsgruppe
teilhatte. Die Kommission sah bei
der Auswertung der neuen Richt-
linien einige Vorteile gegenüber
der bisherigen Version, wie die
Möglichkeit zu mehr Flexibilität
bei der Gestaltung von Veran-
staltungen und die Erhöhung der
Tagessätze. Sie äußerte jedoch

die Befürchtung, dass der Verwal-
tungsaufwand bei der Anwen-
dung der Richtlinien hoch sein
werde. Auch wurde Skepsis
gegenüber der Bereitschaft der
Bundeszentrale, sich auf die
Anforderungen der Bildungs-
praxis einzulassen, geäußert. 
Ina Bielenberg informierte über
die zusätzlichen Mittel, die der
Bundeszentrale zum Themen-
komplex Rechtsextremismus zur
Verfügung stehen. Die Kürzun-
gen der Fördermittel für die poli-
tische Bildung wurden jedoch
nicht zurückgenommen. Deshalb
sei es wichtig, deren Auswirkun-
gen auf die Arbeit der Träger zu
kommunizieren. 

Der Austausch über die bildungs-
politischen Entwicklungen in den
einzelnen Bundesländern erfolg-
te zwischen den Vertretern und
Vertreterinnen einer jeweiligen
geographischen Region. Die
Berichte ergaben, dass seit der
konstituierenden Sitzung der
Kommission im Frühjahr im All-
gemeinen keine großen Verän-
derungen zu verzeichnen sind. In
NRW hat sich die Lage durch die

Kommission Erwachsenenbildung

Eingang zum Schloss Schney, Teil der
Anlage der Franken-Akademie

©Oliver Krauß
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Wiederaufstockung von Mitteln
für die politische Bildung für die
Träger entspannt. Im Anschluss
daran berichteten die Kommis-
sionsmitglieder über die aktuelle
Situation in ihren Häusern. Hier
ging es um den bevorstehenden
Generationenwechsel des päda-
gogischen Personals in einigen
Einrichtungen, den Umgang 
mit Social Media und die Heraus-
forderung Inklusion, der sich die
Bildungseinrichtungen stellen
wollen.

Ina Bielenberg erläuterte noch
einmal die Beschlüsse des Vor-
stands zur Einsparung von Haus-
haltsmitteln und wies auf die
Gründe für die schwierige Haus-
haltslage des AdB hin, ein Thema,
das in allen Kommissionssitzun-
gen zur Sprache kam. Die Kom-
mission kritisierte das Verfahren,
weil die Kürzungen in der laufen-
den Arbeit erfolgt seien, und
kündigte an, auf einer späteren
Sitzung auf der Grundlage ihrer
Erfahrungen über sinnvolle Krite-
rien für die Kommissionsarbeit
beraten zu wollen.

Der zweite Tag stand ganz im
Zeichen eines Workshops, den
die Kommission zum Thema
Marketing von Bildungsstätten
geplant hatte. Nach einer Einfüh-
rung in Grundlagen des Marke-
ting durch Gila Zirfas-Krauel
wurde in drei Arbeitsgruppen

anhand eines von der Kommis-
sionsleitung vorbereiteten Frage-
bogens eine Bestandsaufnahme
bisheriger Marketingaktivitäten
erhoben, Ziele des Marketing in
der eigenen Einrichtung wurden
formuliert, Defizite benannt,
Ressourcen und Instrumente
beschrieben. Der anschließende
Austausch im Plenum zeigte
weitgehende Übereinstimmung
in den Marketingzielen, große
Unterschiede in den Ressourcen
und ein Spektrum an Marketing-
instrumenten, unter denen die
Nutzung von Social Media in
unterschiedlichem Maß ent-
wickelt ist. 

Zu den Zielgruppen von Marke-
ting gehören neben bereits in
Verbänden und Politik Engagier-
ten, also der Kerngruppe Multi-
plikatoren, prinzipiell alle an
Politik Interessierten, aber auch
Fördermittelgeber und Mandats-
träger. Darüber hinaus will man
Benachteiligte und so genannte
Bildungsferne ansprechen. Auch
bestehende Netzwerke, Koope-
rationspartner und Freundeskrei-
se werden in das Marketing von
Einrichtungen einbezogen.

Die Marketingziele sollen in allen
Bereichen der Arbeit verfolgt
werden, jedoch gibt es in den
größeren Einrichtungen auch
eine Arbeitsteilung, die Marke-
tingaufgaben an dafür verant-
wortliche hauptamtliche Mit-
arbeiter/-innen delegiert, denen
ein besonderes Budget zur Ver-
fügung steht. An Ressourcen ste-
hen neben dem Personal und
dem mehr oder weniger vorhan-
denen Geld  die Möglichkeiten
des Hauses zur Verfügung, das
für Marketingzwecke genutzt
werden kann.

Breit ist das Spektrum der Instru-
mentarien, die für Marketing-
aufgaben eingesetzt werden: 
Es reicht von der Homepage über
Jahresprogramm, Newsletter,

Zeitschriften und Broschüren hin
zur Präsenz in sozialen Netzwer-
ken, der direkten Ansprache und
zum Imagefilm. Auch Jahrestage
und andere Anlässe werden für
Marketing genutzt 

Die Offenheit für den Einsatz
digitaler Medien ist allerdings
unterschiedlich ausgeprägt und
im Einzelfall noch ausbaufähig.
Hier stellt sich die notwendige
Anpassung an zeitgemäße Mar-
ketingformen als Problem dar,
dem mit Fortbildung und Qualifi-
zierung zu begegnen ist. Es ist
eine Professionalisierung von
Marketing bei knappen finanziel-
len Mitteln und in Konkurrenz zu
privatwirtschaftlichen Anbietern
zu leisten. Auch die Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen gilt es
immer wieder für Marketing-
aufgaben zu motivieren.

Es ist erforderlich, eine Gesamt-
strategie für das Marketing zu
entwickeln, die in den Arbeits-
alltag zu integrieren ist. Zu den
Perspektiven gehören die Opti-
mierung der Internetauftritte,
die Kontaktpflege zu den Kun-
den auch über Social Media, die
Einbindung in Portale, die den
Zugang im Netz für Interessierte
erleichtern und direkte Reaktio-
nen auf Kundenbewertungen
ermöglichen.

Kommission diskutierte in Arbeits-
gruppen

©Christoph Meyer

Sammlung von Diskussionsergebnis-
sen der Arbeitsgruppe

©Christoph Meyer
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Die Kommissionsmitglieder
begrüßten die Struktur der
Sitzung mit ihrem Wechsel von
aktivierenden Arbeitsformen und
regten an, auch künftig am ers-
ten Tag allgemeine und wieder-
kehrende Tops zu behandeln und
den inhaltlichen Schwerpunkt
auf den zweiten Tag zu setzen.
Begrüßt wurde, dass die Sitzung
Gelegenheit gab zu erfahren,
wie Kollegen und Kolleginnen

arbeiten, und voneinander zu
lernen. Die Größe der Gruppe
wurde als sehr angenehm erlebt.

Die Kommission beschloss, ihre
zweitägige Sitzung ins Frühjahr
2013 (4. - 5. März) zu verlagern
und im Arbeitnehmerzentrum
Königswinter zu tagen. Im
Mittelpunkt der Sitzung soll 
die Wirkung der politischen Bil-
dung stehen, wobei es vor allem

um die Frage von Nachweismög-
lichkeiten geht.

Die dreitägige Herbstsitzung ist
für die Zeit vom 10. - 12. Septem-
ber 2013 in der Brücke/Most-Stif-
tung in Dresden geplant. Es wur-
de vorgeschlagen, sich auf dieser
Sitzung mit Möglichkeiten der
Inklusion in der politischen Bil-
dung zu befassen.

Ingeborg Pistohl

Kommission Verwaltung und Finanzen

Die Sitzung der Kommission Ver-
waltung und Finanzen fand im
Zusammenhang mit dem Fachtag
zur Kosten- und Leistungsrech-
nung als Steuerungsinstrument
in Bildungsreinrichtungen vom
18./19. September 2012 in der
Akademie Biggesee statt. Nach
Begrüßung durch den Vorsitzen-
den Bernd Vaupel und nach der
Vorstellung des Tagungshauses
durch den Hausherrn Udo Ditt-

mann berichtete Ina Bielenberg
aus der Vorstands- und Geschäfts-
stellenarbeit des AdB. Sie wies
auf die schwierige Haushalts-
situation des AdB hin und erläu-
terte die notwendigen Maßnah-
men der Geschäftsstelle und des
Vorstandes zu Einsparungen von
Haushaltsmitteln.

Über sinnvolle Kriterien für Grö-
ße und Zusammensetzung der
Kommissionen will die Kommis-
sion Verwaltung und Finanzen
auf einer späteren Sitzung bera-
ten.

Ina Bielenberg informierte über
die neuen Richtlinien der Bundes-
zentrale für politische Bildung
und ihre Genese. Wesentlich ist
die Veränderung von Fehlbedarfs-
auf Festbetragsfinanzierung. Zur
Zeit bietet die bpb praxisnahe
Übungen zu den neuen Richt-
linien an. Der schon jetzt um-
fangreiche Fragenkatalog wird
Thema des nächsten Treffens der
AG Richtlinien und der bpb im
November 2012 sein. 

Ein ständiges Arbeitsfeld der
Kommission sind die von ihr
erstellten „Arbeitshilfen“, die
zurzeit von einem Content-
Management-System in ein Wiki
(www.adb-arbeitshilfen.de) über-
tragen werden. Zur dauerhaften
inhaltlichen Aktualisierung und
Pflege haben sich Mitglieder der
Kommission zu ständiger Paten-
schaft bereiterklärt. 

Der Kommissionsvorsitzende
Bernd Vaupel informierte darü-
ber, dass erst acht Statistiken für
das Jahr 2011 von AdB-Mitglie-
dern dem Deutschen Institut für
Erwachsenenbildung (DIE), das
die Verbund-Statistik erhebt, vor-
liegen. An der Statistik 2010 hat-
ten sich noch 29 AdB-Mitglieds-
einrichtungen beteiligt. Da keine
wesentliche Verbesserung der
Teilnahme abzusehen ist, will sich
Bernd Vaupel nicht mehr weiter
engagieren und hat seinen Rück-
tritt als Statistikbeauftragter des
AdB erklärt.

Sabine Mertin
Kommissionsmitglieder bei der
Kaffeepause

©Sabine Mertin
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Die EIA Kommission beschäftigte
sich auf ihrer Herbstsitzung 2012
voller Elan mit ihrem ersten
Arbeitsschwerpunkt „Lobby-
arbeit für internationale politi-
sche Bildungsarbeit“. Die Mitglie-
der der Kommission stellten dazu
in einem ersten Schritt ihre
Arbeit in den Kontext von Förde-
rung und politischem Rahmen. 

Schnell wurde deutlich, dass sich
bislang nur wenige Kommissions-
mitglieder mit einer strategi-
schen Ausrichtung ihrer Lobby-
arbeit befasst haben. Für die
Mehrheit der Anwesenden, 
so stellte sich heraus, besteht
Lobbyarbeit aus der Beschaffung
finanzieller Mittel für konkrete
Maßnahmen. Andere bezeichne-
ten dies eher als Mittelakquise
oder Fundraising. Daher war es
auch nicht verwunderlich, dass
primär Stiftungen und Firmen als
Ansprechpartner für Lobbying
genannt wurden. Die eigene
Arbeit im politischen Kontext zu
verorten, stellte sich aufgrund
der verschiedenen Akteure und
Ebenen (Förderprogramme, Poli-
tikfeld, Entscheidungsebenen,
gesetzliche Grundlagen etc.) als
schwierig heraus.

An der Bearbeitung des Themen-
felds „Lobbyarbeit“ konnten wir
feststellen, dass das Vorhaben
der Kommission, die gesamte
Sitzungsperiode auch als einen
gemeinsamen Lernprozess von
erfahrenen Mitgliedern und Neu-
einsteigern zu begreifen, um am
Ende auf einem gemeinsamen
Wissensstand zu stehen, berech-
tigt ist; deshalb sollte an diesem
Thema auch in den nächsten Sit-
zungen weitergearbeitet wer-
den. Die Kommissionsmitglieder
waren sich einig darin, dass es für
die wirksame Darstellung der
Kompetenz politischer Bildungs-
praxis des AdB in der Internatio-

nalen Begegnung unerlässlich ist,
die Lücke zwischen bestehender
guter Praxis und politischem
Überbau zu verringern. Dazu
wurde vereinbart, dass die Kom-
mission gemeinsam ein Grund-
satzpapier zur Internationalen
politischen Bildungsarbeit im
AdB erarbeiten soll. Dies soll den
Diskurs im AdB zur Internationa-
len Arbeit stärken, aber auch hel-
fen, die praktischen Erfahrungen
der AdB-Einrichtungen in der
Arbeit mit Internationalen The-
men mehr als bisher herauszu-
stellen (und den Mitgliedern die
Möglichkeit eröffnen, ihre Arbeit
in diesem Kontext zu verorten):
Um das Anliegen der Kommis-
sion, den AdB stärker als Akteur
internationaler politischer Bil-
dungsarbeit zu profilieren, um-
zusetzen, sollte die bestehende
Kluft zwischen berechtigten
Anliegen der TN-/Mittelakquise
und Lobbyarbeit für Anliegen
internationaler politischer Bil-
dungsarbeit als Fachverband
verringert werden.

Im weiteren Verlauf der Sitzung
erörterte die Kommission den
Stand der Diskussion um das EU
Programm Erasmus für Alle
(2014-2020) und machte sich mit
den aktuellen Planungen der
Zukünftigen ESF-Ausstattung
vertraut. Die Brisanz, die sich
hinter der auch von Deutschland
befürworteten Kürzung der 
ESF-Ausstattung (2014-2020) um
100 Mrd. EUR verbirgt, betrifft
auch den AdB, da viele Einrich-
tungen (Personal, Angebote etc.)
über Landesmittel aus ESF-Gel-
dern bezuschusst werden. Das von
der europäischen Civil Society
Platform versendete Lobbypapier
zum Thema wurde an die Mit-
glieder verteilt.

Die Kommission tauschte sich
zudem zu den aktuellen Planun-

gen im Tunesien-Fachprogramm
aus und formulierte ihre Ideen
zum Programmvorschlag des AdB
und des Euromed Youth Office
Tunis. Diese sollen nun in die
Feinplanung des Programms ein-
fließen. Die Kommission unter-
stützte den Ansatz einer gleich-
berechtigten Begegnung auf
Augenhöhe mit den tunesischen
Partnern.

Abschließend stellte die Gender-
Beauftragte der Kommission,
Klaudia Schümann, ihr Konzept
zur Implementierung von Gender
Mainstreaming in der EIA-Kom-
mission vor. Ziel der Genderarbeit
der Kommission soll es sein, die
eigene Struktur zu analysieren
und Praxis zu „üben“. Der EIA
Kommission komme dabei auch
die Rolle eines Experimentier-
felds zu, aus dem die Mitglieder
konkreten Nutzen für die eigene
Bildungsarbeit ziehen könnten.
Anliegen der Genderbeobach-
tung in der EIA sei eine gender-
sensible Selbstregulierung zu
Rollenverhalten, Dominanz und
Akzeptanz. 

Als mögliche Instrumente der
Beobachtung wurden vorgeschla-
gen: Rednerliste, Limit für Diskus-
sionsbeiträge, gendersensible
Moderation, inklusive Sprache,
Inhalte der Redebeiträge, Sitz-
ordnung, Dialog zwischen den
verschiedenen Geschlechtern. 

Als Überprüfungsinstrumente
schlug die Genderbeauftragte
eine statistische Kontrolle einer
Kommissionssitzung (mit Aus-
wertung) vor, weiter sollten Blitz-
lichter am Ende jeder Sitzung das
Thema Gender reflektieren, ein
Workshop (auch unter dem Fokus
Gender in internationaler Begeg-
nungsarbeit) ist im Arbeitspro-
gramm der Kommission anvisiert.
Die Kommissionsmitglieder waren

Kommission Europäische und Internationale Arbeit
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von dem Vortrag sehr angetan
und beschlossen, auf der näch-
sten Sitzung eine Genderbeob-
achtung durchzuführen; aller-
dings wollten sie auf eine
quotierte Rednerliste verzichten,
da dies den Diskussionsfluss stö-
ren könnte. Die Moderation solle
stattdessen sensibel vorgehen.
Angeregt wurde auch, auf die
Zusammensetzung von Arbeits-

gruppen und gleichberechtigte
Übernahme inhaltlicher Vorbe-
reitungen zu achten.

Die Kommissionsmitglieder
bewerteten die Sitzung als enorm
hilfreich und gut strukturiert;
Unterbringung und Verpflegung
wurden als sehr positiv empfun-
den. Trotz der knappen Zeit
konnten alle Themen in der

nötigen Tiefe diskutiert und
bearbeitet werden, wenn auch
nicht abschließend. Die Sitzung
machte den Mitgliedern noch
einmal deutlich, dass sehr unter-
schiedliche Ausgangsniveaus
bestehen, dies wirkte sich aber in
keiner Weise auf die Stimmung
und das gute Arbeitsklima aus. 

Georg Pirker

Kommission Jugendbildung

Die Kommission Jugendbildung
kam vom 30. bis 31. Oktober
2012 im Gesamteuropäischen
Studienwerk Vlotho zu ihrer
Herbstsitzung zusammen.

Sie befasste sich im Schwerpunkt
mit Konzeptionen und der Praxis
historisch-politischer Bildung in
der Einwanderungsgesellschaft
und der bisherigen Umsetzung
und den Herausforderungen der
Eigenständigen Jugendpolitik
der Bundesregierung.

Als Referent zum ersten Thema
stand der Kommission der Sozial-
wissenschaftler Mehmet Senel
zur Verfügung, der die IB-Bil-
dungsstätte in Hadamar leitet.
Die dortige Gedenkstätte ver-
steht sich als ein Ort des Geden-
kens, der historischen Aufklä-
rung und politischen Bildung 
und richtet sich dabei gleicher-
maßen an Kinder, Jugendliche
und Erwachsene.

In Hadamar ist es gelungen,
Änderungen in der Didaktik
umzusetzen, die weg vom Unter-
weisungslernen und hin zu einer
teilnehmer- und ressourcenorien-
tierten Bildungsarbeit geführt
haben. Die Gedenkstättenpäda-
gogik wurde um Aspekte der

Menschenrechtspolitik und
Demokratie ergänzt, unter Ein-
beziehung vielfach erprobter
Methoden wie Betzavta und
Anti-Bias.

Die deutsche Geschichte des
Nationalsozialismus wird dabei
als die Geschichte der Täter
wahrgenommen und Diskrimi-
nierungsgeschichte als Gegen-
modell und Geschichte der Opfer
gesehen, die auch Migrantinnen
und Migranten trifft und somit
Anknüpfungspunkte für deren
biografische Erfahrungen bietet.

In der anschließenden Diskussion
wurde die Funktion von Diskrimi-
nierungserfahrungen im Kontext
der Gedenkstättenpädagogik
bewertet und dabei deutlich,
dass ein Thema wie der National-
sozialismus nicht mit der Diskri-
minierungsthematik aufgelöst
werden kann. Die historisch-poli-
tische Bildung in Gedenkstätten
sollte den Gegenwartsbezug in
den Vordergrund stellen und 
den Teilnehmenden klarmachen,
wie sensibel und verletzbar Men-
schenrechte sind. 

Die Kommission war sich einig,
dass es weiterer historischer Lern-
orte bedarf, die insbesondere für

die Vermittlung und Bearbeitung
von Migrationsgeschichte in
Deutschland tauglich sind.

Zur Eigenständigen Jugendpoli-
tik diskutierte die Kommission
über die bisherigen Fachforen,
die im Rahmen der Eigenständi-
gen Jugendpolitik stattfanden,
und die von der Kommission kri-
tisch bewertet wurden.

Als positiv wurden die unter-
schiedlichen Teilnehmenden aus
den Strukturen der Jugendarbeit
wahrgenommen. Kritisiert wurde
hingegen die Aufbereitung der
jeweiligen Themen in den Work-
shops und Podien. Insbesondere
beim Thema Lernort Schule
wurden die Erwartungen nicht
erfüllt, da die Diskussion weit
hinter der aktuellen Diskussion
hinterherhinkte.

Die Auseinandersetzung mit der
Anerkennung nonformalen Ler-
nens sollte Thema der nächsten
Kommissionssitzungen sein, da
eine Positionierung  des AdB
dazu unumgänglich ist. In der
Diskussion wurde deutlich, dass
bereits mit Teilnahmebescheini-
gungen gearbeitet wird oder
darüber nachgedacht wird, wie
eine Anerkennung bzw. Zertifi-
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zierung erfolgen kann. Es wurde
angeregt, über Sinn und Unsinn
solcher Zertifizierungen und
weitere konkrete Schritte nach-
zudenken. Darüber hinaus beton-
ten einige Kommissionsmitglieder
die Sorge, dass eine Zertifizie-

rung von Teilnehmenden Auswir-
kungen auf das Angebot und die
Inhalte politischer Jugendbil-
dung haben könnte. Inwieweit
Bildungsprozesse überhaupt
messbar sind, müsse weiter bera-
ten werden.

Die nächste Sitzung der Kommis-
sion soll sich daher intensiv mit
dem Thema befassen und eine
Position erarbeiten.

Boris Brokmeier

Kommission Mädchen- und Frauenbildung 

Thema unter folgenden zuge-
spitzten Fragestellungen weiter
zu bearbeiten:

1. Wie sind Darstellung (Körper-
bilder, Rollenbilder, Klischees),
Inszenierung und Selbstinsze-
nierung von Mädchen und
Frauen in Medien, vor allem
im Internet und im Fernsehen
(Serien und Showformate)?
Gibt es Veränderungen in den
letzten Jahren? Und wie las-
sen sich die Erkenntnisse in
der Bildungsarbeit nutzen?

2. In der Folge ist zu fragen, wel-
che Auswirkungen Darstel-
lung und Inszenierung von
Mädchen und Frauen auf
Lebensplanung, Familien-
bilder und Berufswünsche
haben.

Einig waren sich die Kommis-
sionsmitglieder darin, dass die
Medienentwicklung (vor allem
im Bereich Internet) für Bildungs-
stätten und für die Bildungs-
arbeit in Bildungsstätten spricht,
da hier Zeit, Raum und Gelegen-
heit für die notwendige Refle-
xion und für die direkte Kommu-
nikation zwischen Menschen
bieten.

Neben dem Themenschwerpunkt
standen Informationen aus dem
Vorstand und aus der Geschäfts-
stelle auf der Tagesordnung der

dabei genau wie Jungen im Netz
unterwegs, online zu sein, im
Internet zu navigieren und zu
kommunizieren, ist Teil der alltäg-
lichen Lebenswelt von Jugend-
lichen geworden, ist Bestandteil
ihres Alltagswissens.

Mit den großen Chancen und
Möglichkeiten sind Gefahren und
Risiken verknüpft, so erläuterte
Ruth König weiter. Der Umgang
mit Privatsphäre und den eigenen
Daten muss neu erlernt werden.
Cybermobbing ist ein Thema, bei
dem es nach den vorliegenden
Erfahrungen keinen Unterschied
zwischen dem Verhalten von
Mädchen und Jungen gibt. Vor-
wiegend von Mädchen aufge-
sucht werden so genannte „pro
ana“-Seiten, das sind Seiten, die
die Krankheit Anorexia (Mager-
sucht) verherrlichen. Auch zahl-
reiche Seiten, die die Selbstver-
letzung verherrlichen, sind für
Jugendliche leicht zugänglich
bzw. werden von ihnen betrie-
ben. All diese Themen sind in der
Lebensphase Jugend nicht neu,
sind aber durch das Internet
leichter und früher verfügbar
und finden eine viel größere
Öffentlichkeit und damit Auf-
merksamkeit.

In der anschließenden Diskussion
wurden zahlreiche Aspekte aus-
führlich diskutiert. Die Kommis-
sion verständigte sich darauf, das

Die Herbstsitzung der Kommis-
sion Mädchen- und Frauenbil-
dung fand vom 12. – 13. Novem-
ber 2012 im Bremer LidiceHaus
statt. Auf der Tagesordnung
stand der Themenschwerpunkt
„Mädchen und Medien“. Als
Expertin, die einen fachlichen
Input als Grundlage für die Dis-
kussion einbrachte, war Ruth
König von der Anlauf- und Bera-
tungsstelle des Mädchenhauses
in Bremen eingeladen. 

Ruth König gab der Kommission
einige grundlegende Informatio-
nen zum Thema „Mädchen und
Medien“. Sie stützte sich auf die
JIM-Studie 2011, Jugend, Infor-
mation, (Multi-) Media und infor-
mierte darüber, dass die neue
Studie, herausgegeben vom
Medienpädagogischen For-
schungsverbund Südwest, Ende
November 2012 erscheint.

Auffallend, so die Referentin, sei
das rasant hohe Tempo, mit dem
sich die Medien selbst und damit
einhergehend das Nutzungsver-
halten der Jugendlichen insge-
samt verändert haben. Die Zahl
derjenigen Mädchen und Jun-
gen, die einen eigenen Rechner
und einen eigenen Internet-
zugang haben, ist nach oben
geschnellt. Der überwiegende
Teil der Mädchen ist laut JIM-Stu-
die täglich oder mehrmals in der
Woche online. Mädchen sind
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Kommission. Birgit Weidemann
berichtete über die Schwerpunk-
te, die sich der Vorstand zu
Beginn seiner Legislatur gesetzt
hat. Erläutert wurden zudem die
Sparbeschlüsse, die der Vorstand
im Frühjahr getroffen hatte. 

Dazu erfolgten kritische Rück-
meldungen aus den Einrich-
tungen.

Neben jugend- und bildungspoli-
tischen Informationen von der
Bundesebene berichteten die
Kommissionsmitglieder auch aus-
führlich aus ihren Einrichtungen.
Uschi Grzeschke, Kommissions-
mitglied und Vertreterin des AdB
in der BAG Mädchenpolitik,
berichtete aus diesem Gremium
und erläuterte das gerade gestar-
tete Projekt „Fair_Play“, eine

Kooperation mit der BAG Jun-
genarbeit. 

Eine Verständigung über die
nächsten Termine konnte eben-
falls bereits hergestellt werden.
Die Kommission Mädchen- und
Frauenbildung trifft sich am
06.03.13 sowie am 24.09.13 im
Stephansstift in Hannover.

Ina Bielenberg

LidiceHaus in Bremen feierte 25-jähriges Bestehen

Die Jugendbildungsstätte 
LidiceHaus in Bremen feierte ihr
25-jähriges Bestehen mit drei
Veranstaltungen in der ersten
Oktoberwoche 2012. Ein Emp-
fang im Bremer Rathaus am 
1. Oktober 2012 stand „Im
Schatten der Erinnerung – Lidice
gestern und heute“ und erinner-
te an die Zerstörung von Lidice
durch die Deutschen vor 70 Jah-
ren, die namensgebend für das
Bildungshaus in Bremen war. Am
4. Oktober 2012 gab die Theater-
aufführung „Der Kick: Theater
über ideologisch motivierte
Gewalt“ zunächst Anlass für Dis-
kussionen über Ursachen für die
Entstehung von Gewalt, Fremden-
feindlichkeit und fehlender Zivil-

courage sowie den Umgang mit
gewaltverherrlichenden Medien –
allesamt Themen, mit denen sich
die Jugendbildungsstätte in ihrer
täglichen Arbeit auseinandersetzt.
Die darauf folgende Jubiläums-
feier bestand aus einem kurzwei-
ligen und geselligen Nachmittag
mit Reden, Musik, Tanztheater
sowie Essen und Trinken. Neben
Anja Stahmann (Senatorin für
Soziales, Kinder, Jugend und
Frauen des Landes Bremen) und
Heiner Erling (ehemaliger
Geschäftsführer des LidiceHauses)
hielt auch Peter Ogrzall als Vor-
sitzender des AdB ein Grußwort
und gratulierte im Namen des
Verbandes. Er wurde begleitet
von der früheren AdB-Geschäfts-
führerin Mechthild Merfeld.

Die „Krise des Sozialen: Nähr-
boden des Rechtspopulismus 

und eine Herausforderung für
die politische Bildung“ machte
Christoph Butterwegge von der
Universität Köln in seinem Gast-
vortrag zum Thema.

Das LidiceHaus richtet sich mit
seiner Bildungsarbeit vor allem
gegen rechtsextremistische Ten-
denzen bei Jugendlichen und
verfügt über Expertise in der Bil-
dungsarbeit mit Migranten und
Migrantinnen und der geschlech-
tersensiblen Bildung. Es wurde
im August 1987 in Bremen 
St. Magnus als gemeinnützige
GmbH gegründet. Im Sommer
2007 bezog die Jugendbildungs-
stätte neue Räume auf dem
Stadtwerder Bremen. 

Weitere Infos im Internet unter:
www.lidicehaus.de

AdB-Vorsitzender Peter Ogrzall bei
seiner Rede im LidiceHaus

©LidiceHaus

Tanztheater auf der Jubiläumsfeier des Lidice-Hauses

©LidiceHaus Bremen
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Der Vorstand des PARITÄTISCHEN
Sachsen-Anhalt hat gemeinsam
mit der Gemeinnützigen PARI-
TÄTISCHEN INTEGRAL GmbH
beschlossen, die Jugendbildungs-
stätte Peseckendorf zum 1. No-

vember 2012 zunächst zu schlie-
ßen. Die Jugendbildungsstätte
wurde kurz nach der Wende
restauriert, hat aber nach fast 
20 Jahren aktuell wieder einen
Bedarf an baulichen Investitio-

nen. Es sind finanzielle Gründe,
die den Vorstand des PARITÄTI-
SCHEN zur Schließung der Jugend-
bildungsstätte bewogen haben,
die er auf der Homepage der Ein-
richtung erläutert.

Jugendbildungsstätte Peseckendorf schließt

Projekt „Jugendlich in der globalisierten Welt – wie sie leben, wie sie denken, welche
Gemeinsamkeiten sie haben“ 

Die Akademie Biggesee pflegt
seit einigen Jahren den deutsch-
chinesischen Austausch zwischen
Fachkräften der Jugendarbeit
und Jugendlichen aus beiden
Ländern. Im Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten (AdB) hat
Bernd Neufurth von der Akade-
mie Biggesee die Expertise für
diesen Jugendaustausch, der
innerhalb des Verbandes auch
eine Pilotfunktion hat. Inzwi-
schen liegt ein ausführlicher
Bericht über das jüngste Projekt
vor, in dem sich deutsche und chi-
nesische Jugendliche im Alter
von 18 – 21 Jahren in zwei Pro-
jektphasen sowohl in Deutsch-
land als auch in China zur Erörte-
rung gemeinsamer Fragen und
Probleme trafen und ihre unter-
schiedlichen Erfahrungen und
Sichtweisen austauschten.

Die erste Projektphase begann
schon im Dezember 2011 mit
dem Aufenthalt der chinesischen
Gruppe in Biggesee. Hier ging es
vornehmlich um Sichtweisen auf
das eigene Land, dessen Probleme
und Errungenschaften. Umwelt-
zerstörungen, ökonomische Ent-
wicklungen, aber auch unter-
schiedliche politische Systeme
standen im Mittelpunkt der Dis-
kussionen. Die Teilnehmer/-innen
entwickelten in aus beiden Natio-
nen zusammengesetzten Arbeits-
gruppen in einer Zukunftswerk-
statt das Konzept für eine Stadt

der Zukunft, in der die von ihnen
festgestellten Probleme gelöst
sein sollten. Die Ergebnisse wur-
den auf einer eigens eingerichte-
ten Website – http://www.chine-
se-german-youthexchange.eu –
öffentlich gemacht und zur Dis-
kussion gestellt.

Die zweite Projektphase fand im
April 2012 mit dem Gegenbesuch
der deutschen Gruppe in Qing-
dao/China statt. Er begann mit
einer Auswertung der Ergebnisse
der Internetpräsentation und
wurde mit der Diskussion der 
für die geplante Stadt gültigen
Gemeinschaftsregeln fortgesetzt.
Im weiteren Verlauf des Aufent-
halts standen die deutsch-chinesi-
schen Beziehungen der letz-
ten100 Jahre im Mittelpunkt.
Man suchte nach Spuren der
deutschen Kolonialzeit, die von
1898 bis 1914 dauerte. Dabei fiel
den deutschen Besuchern die
positive Darstellung der deut-
schen Kolonialzeit im Museum
der Stadt auf, die sich auf die
unter deutscher Leitung geschaf-
fene moderne Infrastruktur und
die zukunftsweisende Stadtpla-
nung und die Errichtung eines 
bis dahin in China einzigartigen
Kanalisationssystems konzentrier-
te, die bei der Niederschlagung
des Boxeraufstands von deut-
scher Seite an Chinesen begange-
nen Gräuel hingegen verschwieg.
Auch die Gegenwart der deutsch-

chinesischen Beziehungen wurde
beim Besuch einer Universität
beleuchtet, die ein Beispiel für
die Zusammenarbeit im Bereich
der Bildung bot. Schließlich gab
es auch Gelegenheit, China als
moderne Wirtschaftsmacht beim
Besuch der Hafenanlagen in
Qingdao zu erleben. 

Der Wandel in China ist rasant,
die Dörfer müssen neuen Städten
und Industrieanlagen weichen.
Ein Besuch auf dem Land ver-
mittelte einen Eindruck von dem
dortigen Leben, das immer mehr
Chinesen durch das Leben in der
Stadt eintauschen, obwohl immer
noch 50 Prozent der Chinesen auf
dem Land wohnen (vor zwanzig
Jahren waren es noch 75 Prozent).

Die Auswertung des Projekts
ergab, dass alle Teilnehmenden
für sie unvergessliche und ihr
Leben verändernde Erfahrungen
und Erkenntnisse sammeln konn-
ten, miteinander in Kontakt blei-
ben und sich so bald wie möglich
wieder besuchen wollen.

Das gesamte Projekt ist auf einer
Präsentations-DVD dokumen-
tiert.

Infos: Bernd Neufurth, Akademie
Biggesee, Ewiger Str. 7-9, 
57439 Attendorn, E-Mail: neu-
furth@akademie-biggesee.de
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Während ihres Aufenthaltes in
der Mongolei Ende August/
Anfang September besuchten
Vertreter der Jugendakademie
Bad Segeberg unter der Leitung
von Sabine Lück und Jens Linde-
mann unter anderen das Special
Center for Children's Training
and Education under the Mayor
of Ulaanbaatar. Die Leiterin die-
ses Zentrums, Lkhamsuren Bal-
dorj, informierte die deutschen
Teilnehmer/-innen über Aufga-
ben und Ziele dieser Einrichtung:
45 Mitarbeiter betreuen ca. 
120 Kinder rund um die Uhr. 
Die Heimbewohner besuchen die
öffentlichen Schulen, aber es fin-
det auch Unterricht im Haus
statt. Die Kinder sind meist Wai-
sen oder kommen aus schwieri-
gen sozialen Verhältnissen. Die
Ferien verbringen die Kinder in
einem Sommercamp. Bis 2013
wird ein neues Berufsbildungs-

zentrum für ca. 80 Personen ge-
baut, in dem die Ausbildung zum
Installateur, Tischler und Pfleger
stattfindet. Auch die Unterkunft
für die Auszubildenden ist im
Berufsbildungszentrum vorgese-
hen. Bei einer Führung durch das
Haus konnte man sich vom hohen
Standard der Schlaf- und Unter-
richtsräume überzeugen.

Diese deutsch-mongolische Part-
nerschaft besteht seit 1996, initi-
iert durch den Arbeitskreis deut-
scher Bildungsstätten (AdB), dem
die Jugendakademie Bad Sege-
berg angehört. Auf mongolischer
Seite engagieren sich das Ober-
bürgermeisteramt Ulaanbaatar,
World Vision, die NGO Sunrise,
bei diesem Symposium vertreten
durch Frau Baigal, sowie seit
2005 auch die in der Mongolei
vertretene Konrad-Adenauer-
Stiftung. Schwerpunkte der

gemeinsamen Arbeit sind u. a
ökologische Bildung, Bildungs-
angebote für Berufsanfänger,
innerschulische Demokratie und
Gewaltprävention. Gegenseitige
Besuche finden im Wechsel statt.
Im Frühjahr besuchen mongoli-
sche Fachkräfte die Jugend-
akademie und im Herbst reisen
deutsche Fachkräfte (Lehrer, Päda-
gogen für Kinder-und Jugend-
arbeit) in die Mongolei. Partizi-
pation und Theaterpädagogik
standen im Mittelpunkt des dies-
jährigen Symposiums, das in der
Mongolei stattfindet. Während
ihres Aufenthaltes besuchte die
deutsche Delegation auch ver-
schiedene Aimags. Das „Einläu-
ten“ des neuen Schuljahres mit
gelungenen Schülervorführun-
gen rundete den Tag ab. 

Quelle: Deutsches Radio Ulaan-
baatar, www.dradioub.de

Jugendakademie Bad Segeberg im Special Center for Children's Training and Education under
the Mayor of Ulaanbaatar 

Georg-von-Vollmar-Akademie verlieh Knoeringen-Preis an Jutta Allmendinger

Am 18. November 2012 fand die
vom Bayerischen Fernsehen über-
tragene Verleihung des Walde-
mar-von-Knoeringen-Preises an
die Sozialwissenschaftlerin Prof.
Dr. Jutta Allmendinger, Präsiden-
tin des Wissenschaftszentrums
Berlin für Sozialforschung und
Mitglied der Bayerischen Akade-
mie der Wissenschaften, statt. Sie
erhielt den im Turnus von zwei
Jahren von der Georg-von-Voll-
mar-Akademie vergebenen Preis
für ihren Kampf um gerechtere
Chancen im Bildungssystem. Der
Senatssaal im Maximilianeum bil-
dete den festlichen Rahmen der
Preisverleihung, die unter der
Schirmherrschaft des Vizepräsi-
denten im Bayerischen Landtag,
Franz Maget, stand, der in einer

launigen Rede die Verdienste von
Jutta Allmendinger würdigte. Die
Laudatio hielt Natascha Kohnen,
Generalsekretärin der BayernSPD
und stellvertretende Fraktions-
vorsitzende der SPD im Bayeri-
schen Landtag.

In ihrer Dankesrede machte die
Preisträgerin am Beispiel ver-
schiedener Lebensläufe und Bil-
dungsbiographien deutlich, dass
vor allem das dreigliedrige Schul-
system verhindere, dass Kinder
ihren eigenen Begabungen ent-
sprechend ausgebildet werden.
Die Zuweisung an die weiterfüh-
rende Schule hänge vor allem
vom sozialen Status der Eltern
ab. Während Akademiker-Kinder
selbstverständlich auf ein Gymna-

sium geschickt würden, bleibe
etwa für Schüler/-innen aus Ein-
wandererfamilien oft die Real-
schule als höchste Bildungsinsti-
tution, auch wenn die Kinder das
Potenzial für weiterführende Bil-
dungsgänge hätten. Oft sei der
Grund dafür auch die mangelnde
Kenntnis der Eltern über die
schulischen Bildungsmöglichkei-
ten in Deutschland. Dem Ein-
wand, dass für mehr Förderung
von Kindern aus bildungsbenach-
teiligten Schichten das Geld feh-
le, hielt Allmendinger entgegen,
dass schon eine schlichte
Umschichtung von Mitteln das
Problem lösen könne.

Quelle: www.vollmar-akade-
mie.de/Start-1-1.htm
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Auf der AdB-Mitgliederversamm-
lung in Weimar wurde der neue
AdB-Gender-Newsletter vorge-
stellt, der nun zweimal im Jahr –
jeweils im Frühjahr und im Herbst
– erscheinen soll. Die Redaktion
der „AdB-GenderNews“ haben
die AdB-Genderbeauftragten
Claudia Lutze und Michael
Drogand-Strud übernommen.
Sie stellen darin interessante
Fortbildungsangebote, Publika-
tionen, Arbeitshilfen etc. aus
dem Themenkreis Gender Main-
streaming zusammen. 

Der Newsletter ist auch auf der
AdB-Website abrufbar unter
http://www.adb.de/dokumente/
gendernews/Gender-News_
1-2012.pdf. Kontaktdaten der
AdB-Gender-Beauftragten unter:
http://www.adb.de/arbeitsfelder/
gender-mainstreaming.php. 

Im Wochenschau Verlag ist eine
neue Ausgabe des Jahrbuchs des
Archivs der deutschen Jugend-
bewegung mit dem Titel
„Jugendbewegung und
Erwachsenenbildung“ erschie-
nen. Mitautor und -herausgeber
ist Dr. Paul Ciupke vom Bil-
dungswerk der Humanisti-
schen Union NRW in Essen und
Mitglied des AdB. In dem Band
werden verschiedene Beispiele
„jugendbewegter Erwachsenen-
bildung“, herausragende Akteu-
re sowie exemplarische Institutio-
nen und Netzwerke im Einzelnen
vorgestellt und analysiert.

Ciupke, Paul/Jelich, Franz-Josef/
Kenkmann, Alfons/Stambolis, Bar-
bara (Hrsg.): Historische Jugend-
forschung. Jugendbewegung und
Erwachsenenbildung, Jahrbuch
des Archivs der deutschen Jugend-
bewegung NF Band 8/2011 –
Schwalbach/Ts. 2012, Wochen-
schau Verlag, 432 Seiten

Die Reihe der Lesebücher der
Sozialen Demokratie der
Friedrich-Ebert-Stiftung soll
Zusammenhänge fundiert und
klar darstellen und mit wissen-
schaftlichem Gehalt präzise und
prägnant formulieren. Das neu
erschienene Lesebuch lädt dazu
ein, sich mit Ursprüngen und
Wegmarken Sozialer Demokratie
vertraut zu machen. Verfasst
wurde es von der Akademie für
Soziale Demokratie der Friedrich-
Ebert-Stiftung. Das Buch ist in
gedruckter Fassung oder als kos-
tenfreier pdf-Download bei der
Friedrich-Ebert-Stiftung erhält-
lich. Für die politische Bildungs-
arbeit gibt es Sonderpakete mit
24 Büchern zum Sonderpreis. 

Michael Reschke/Christian
Krell/Jochen Dahm u. a.: Lesebuch:
Geschichte der Sozialen Demokra-
tie, Lesebücher der Sozialen Demo-
kratie, Friedrich-Ebert-Stiftung,
Bonn 2012.
Mehr Informationen, eine Vor-
schau und Bestellmöglichkeiten
unter: www.fes-soziale-demokra-
tie.de. 

Das Sozialpädagogische Fort-
bildungsinstitut Berlin-Bran-
denburg (SFBB) hat in Koopera-
tion mit der Bildungsinitiative
„Queerformat – Queere Bil-
dung mit Format“ zwei Publi-
kationen herausgegeben, die
fachliche Unterstützung für Fach-
kräfte der sozialpädagogischen
Fortbildung und der Kinder- und
Jugendhilfe für eine gendersen-
sible pädagogische Arbeit bieten.
Sie sind das Ergebnis einer zwei-
jährigen Kooperation der beiden
Herausgeber im Rahmen der Ini-
tiative „Berlin tritt ein für Selbst-
bestimmung und Akzeptanz
sexueller Vielfalt“ (ISV). Es wur-
den Qualifizierungsformate ent-
wickelt, mit deren Hilfe die Fach-

kräfte sich zu den Themen Diver-
sity, Antidiskriminierung und
Akzeptanz sexueller und
geschlechtlicher Vielfalt wei-
terbilden konnten. Die dafür
zusammengetragenen Informa-
tionen und Praxismaterialien
werden nun in den beiden Publi-
kationen zur Verfügung gestellt. 

Bezug: über Sozialpädagogisches
Fortbildungsinstitut Berlin-Bran-
denburg, Britta Scheidt, 
Königstr. 36B, 14109 Berlin, 
E-Mail: Britta.Scheidt@SFBB.ber-
lin-brandenburg.de und über
QUEERFORMAT, E-Mail:
info@queerformat.de, Internet:
www.queerformat.de.

Albanien und Ungarn stehen
im Mittelpunkt der Doppelnum-
mer 3/4 2012 der „aktuellen
ostinformationen“, die vom
Gesamteuropäischen Studien-
werk Vlotho herausgegeben
werden. Es geht dabei um
Betrachtungen zur aktuellen
Lage und Schwierigkeiten bei 
der Bewältigung des Transforma-
tionsprozesses. Wie immer dane-
ben auch Beiträge über Politik
und Gesellschaft in Polen, die
Arbeit des GESW und Buch-
besprechungen.

Bezug: Gesamteuropäisches
Studienwerk e. V., Südfeld-
straße 2 – 4, 32602 Vlotho.
www.gesw.de, info@gesw.de

Seit November bietet die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung den
Band „Internet und Demokra-
tie“ von Stephan Eisel kostenlos
als E-Book zum Download auf
ihrer Website an. Welche Aus-
wirkungen hat das Internet auf
unsere Demokratie? Wer geht ins
Netz, und wie steht es dort mit
dem Schutz von Menschenwür-

Neue Publikationen aus dem AdB und seinen Mitgliedseinrichtungen
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de? Wie anfällig für Manipulatio-
nen ist das Internet, und eignet
es sich für mehr Bürgerbeteili-
gung? Wie verändert es Politik?
Stephan Eisel gibt in seinem Buch
einen weit gefächerten Überblick
zur politischen Dimension des
Internet – von sozialen Netzwer-
ken und Bloggern als Meinungs-
machern bis hin zu Internetkrimi-
nalität und Formen eines neuen
digitalen Denkens.

Stephan Eisel: Internet und Demo-
kratie, hrsg. von Konrad-Adenauer-

Stiftung e.V. - Sankt Augustin, 
27. Juni 2011, Herder Verlag, 
360 Seiten
Bezug unter: http://www.kas.de/
wf/de/33.23232/?src=nl12-10. 

„Streitkultur“ ist ein Blog-
Magazin, das der Verein für poli-
tische Bildung und Information
(VPI) Bonn ins Leben gerufen hat.
Mit Beiträgen beteiligt haben
sich bisher auch einige AdB-Mit-
gliedseinrichtungen, wie das
Willi-Eichler-Bildungswerk

oder die Gustav Heinemann
Bildungsstätte. Das Internet-
Angebot schlägt eine Brücke
zwischen globalen Protestbewe-
gungen und lokalen Partizipa-
tionsmöglichkeiten. 

Im Internet unter: http://
www.streitkultur-magazin.de/.
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Ulrich Ballhausen ist neuer AdB-
Vorsitzender. Die Mitgliederver-
sammlung des Arbeitskreises
deutscher Bildungsstätten wählte
ihn zum Nachfolger von Peter
Ogrzall, der aus beruflichen und
persönlichen Gründen vom Amt
des Vorsitzenden zurücktrat.
Ulrich Ballhausen gehört dem
AdB-Vorstand bereits seit 2003
an. Er vertritt im AdB die Weimar-

Jena-Akademie. Peter Ogrzall,
seit 1997 Mitglied des AdB-Vor-
stands und seit 2001 AdB-Vorsit-
zender, ist als Mitglied weiter dem
AdB verbunden, in dem er die Ju-
gendbildungsstätte Kaubstraße
in Berlin vertritt (s. dazu auch in
diesem Heft „Aus dem AdB“).

Fotos: Ulrich Ballhausen (links) löste
Peter Ogrzall als AdB-Vorsitzender ab

Personalien

Herbert Scheffler lebt nicht mehr. Er starb in der Adventszeit, am 14.12.12, im Alter
von 89 Jahren. Der gebürtige Berliner gehört zu den Gründungsvätern des Arbeits-
kreises deutscher Bildungsstätten und war von 1961 bis 1963 dessen Vorsitzender.
Dem AdB-Vorstand gehörte er darüber hinaus bis 1967 und dann erneut von 1970
bis 1973 an. 
Aber das war nur eines von zahlreichen Ämtern, die er im Lauf seines Lebens beklei-
dete. Herbert Scheffler engagierte sich nach Krieg und deutscher Diktatur in der euro-
päischen Bewegung und der politischen Bildung. Er war Mitbegründer europäischer
Bildungsstätten, in deren Gremien er auch ehrenamtlich mitarbeitete. 
Stationen seiner beruflichen Tätigkeit sind nach einer Zeit als Landesjugendsekretär
der SPD und des DGB in Berlin das Berliner Institut für gesamtdeutsche Bildungs-
arbeit – Haus der Zukunft – , die Bundeszentrale für politische Bildung und die Deut-
sche Welle. 1974 wurde ihm die Leitung der Landeszentrale für politische Bildung in

Rheinland-Pfalz übertragen, die er bis 1985 innehatte. Seinen Ruhestand verbrachte Herbert Scheffler
mit seiner Frau Helgar in Tunesien auf der Insel Djerba. Zuletzt lebte er in Vallendar am Rhein, wo er
auch seine letzte Ruhestätte fand.

Nach schwerer Krankheit ver-
starb im Oktober 2012 Maria
Boulahlib, die im Arbeitskreis
deutscher Bildungsstätten die
Jugendbildungsstätte Emlich-
heim vertrat. Sie leitete dort 
das Projekt Jugendwerkstatt. 
Die Mitgliedschaft für die
Jugendbildungsstätte im AdB
wird zunächst von Christiane
Hansen-Kah, stellvertretende
pädagogische Leiterin in Emlich-
heim, wahrgenommen.

Seit dem 1. September 2012 hat
die Europäische Jugendbildungs-
und Jugendbegegnungsstätte
Weimar einen neuen Leiter. 
Dr. Moritz Kilger trat dort 

die Nachfolge von Ulrich Ball-
hausen an, der nach 15 Jahren
Leitung der EJBW die Einrichtung
Ende August 2012 auf eigenen
Wunsch verließ.

Seit November 2012 ist Karl-
Heinz Spiegel Direktor der
Akademie Frankenwarte in
Würzburg. Soziale Demokratie
und Gerechtigkeit in Europa,
Europäische Sicherheits- und
Verteidigungspolitik und Inter-
nationale Beziehungen sind 
seine Arbeitsschwerpunkte in 
der politischen Bildung. 
Brigitte Juchems, die seit 
2008 die Akademie führte, 
leitet künftig das Büro der

Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) 
in Harare/Simbabwe.

Brigitte Bremer scheidet zum
31. Dezember 2012 als Leiterin
der Theodor-Heuss-Akademie
der Friedrich-Naumann-Stiftung
aus. Kommissarisch übernimmt 
Dr. Gerhard Söltenfuß bis 
auf Weiteres die Leitung der
Akademie.

Gerhard Thiel, Direktor der VHS
des Landkreises Diepholz und des
Seminar- und Tagungshauses
„Die Freudenburg“, schied
Anfang September aus dem
Dienst aus. Die Mitgliedschaft
der Freudenburg im AdB wird
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von seinem Nachfolger im Amt,
Thomas Hermenau, wahr-
genommen.

Dr. Josef Schrader, Professor
für Erziehungswissenschaft mit
dem Schwerpunkt Erwachsenen-
bildung/Weiterbildung, ist neuer
Wissenschaftlicher Direktor des
Deutschen Instituts für Erwachse-
nenbildung – Leibniz-Zentrum
für Lebenslanges Lernen e.V.
(DIE). Schrader, der seit 2003 als
Professor am Institut für Erzie-
hungswissenschaft der Eberhard-
Karls-Universität Tübingen lehrt,
war zuvor bereits drei Jahre lang
als Abteilungsleiter am Institut
tätig. Sein Vorgänger im Amt 
war Prof. Dr. Ekkehard Nuissl
von Rein.

Herbert Wulfekuhl, dienst-
ältester Leiter einer politischen
Landeszentrale, nämlich der
Landeszentrale für politische
Bildung Bremen, ging im Som-
mer 2012 in den Ruhestand.
Sebastian Ellinghaus führt 
nun die Amtsgeschäfte.

Die Deutsche Gesellschaft für
wissenschaftliche Weiterbildung
und Fernstudien beklagt den Tod
von zwei Mitgliedern, die sich als
Experten der Erwachsenen-
bildung einen Namen gemacht
haben:

■ Prof. Dr. Ernst Prokop, von
1998 bis 2002 Vorsitzender
der DGWF, starb im Septem-
ber 2012 in München; er wur-
de 77 Jahre alt;

■ Prof. Dr. Jörg Knoll, der bis
2008 an der Universität Leip-
zig Erwachsenenpädagogik

lehrte, verstarb ebenfalls im
September 2012 im Alter von
69 Jahren.

Wer in den 1970er Jahren in der
Erwachsenenbildung tätig war,
wurde auf sie aufmerksam: 
Dr. Frolinde Balser, von 1961-
1969 beim Hessischen Landes-
verband für Erwachsenenbildung,
von 1969-1986 am Didaktischen
Zentrum der Universität Frank-
furt tätig und für die SPD in der
Frankfurter Kommunalpolitik
und im Deutschen Bundestag
engagiert, verstarb im November
2012. Sie wurde 88 Jahre alt.

Die Kulturpolitische Gesellschaft
trauert um den Leiter ihres Insti-
tuts für Kulturpolitik, Dr. Bernd
Wagner, der im September 2012
verstarb. Als Institutsleiter und
stellvertretender Geschäftsführer
der Kulturpolitischen Gesellschaft
war er auch für die Publizistik des
Verbandes und des Instituts ver-
antwortlich.

Die Kulturpolitische Gesellschaft
wählte auf ihrer Mitgliederver-
sammlung im September 2012 in
Berlin einen neuen Vorstand. 

■ Prof. Dr. Oliver Scheytt
wurde für weitere drei Jahre
in seinem Amt als Präsident
bestätigt;

■ seine beiden Stellvertreter 
Dr. Iris Jana Magdowski
(Beigeordnete für Bildung,
Kultur und Sport der LH Pots-
dam) und Tobias J. Knoblich
(Kulturdirektor der Stadt
Erfurt) sowie Schatzmeister
Kurt Eichler (Geschäftsführer
der Kulturbetriebe Dortmund)

wurden ebenfalls wieder-
gewählt.

Als Beisitzer/-innen wurden neu
in den Vorstand gewählt:

■ die Landtagsabgeordneten
Dr. Gabriele Heinen-Kljajic
(Bündnis 90/Die Grünen) aus
Niedersachsen und Andreas
Bialas (SPD) aus Nordrhein-
Westfalen sowie

■ Prof. Dr. Andrea Hausmann
von der Europa-Universität
Viadrina Frankfurt/Oder, der
Kulturbürgermeister der
Landeshauptstadt Dresden,
Dr. Ralf Lunau, Prof. Dr. Bir-
git Mandel von der Univer-
sität Hildesheim sowie die
Studentin der Kulturwissen-
schaften Friederike Menz
aus Holzminden.

Lisi Meyer und Stephan
Groschwitz wurden neu in den
Vorstand des Deutschen Bundes-
jugendrings gewählt. Lisi Meyer
(Bund der Deutschen Katholischen
Jugend) ist neue Vorsitzende,
Stephan Groschwitz (Arbeits-
gemeinschaft der Evangelischen
Jugend in Deutschland) stellver-
tretender Vorsitzender. Die
Amtszeiten der anderen DBJR-
Vorstandsmitglieder enden erst
2013.

Mirco Fretter ist neuer Präsi-
dent des Fachverbands Forum
DistancE-Learning. Er wurde von
der Mitgliederversammlung als
Nachfolger von Dr. Martin Kurz
gewählt, der nach zwölfjähriger
Präsidentschaft nicht mehr kandi-
diert hatte. 
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Zum Abschied von Peter Ogrzall aus dem AdB-Vorstand

Ulrike Steimann

Auf der Mitgliederversammlung 2012 des Arbeits-
kreises deutscher Bildungsstätten wurde Peter
Ogrzall als Vorsitzender nach elfjähriger Amtszeit
verabschiedet. Seine Leistungen würdigte seine
Stellvertreterin Ulrike Steimann in einer Rede, die
sie selbst jedoch nicht halten konnte, da ihr aus ge-
sundheitlichen Gründen die Teilnahme an der Mit-
gliederversammlung unmöglich war. Ihr Text, den
sie für den unwesentlich gekürzten Abdruck freund-
licherweise zur Verfügung stellte, wurde im Wech-
sel von den übrigen Vorstandsmitgliedern vorge-
tragen.

(…)
Dieser Abschied heute ist kein Abschied wie jeder
andere, sondern wir begehen ihn in dem Bewusst-
sein, dass nicht alles im Leben so geplant werden
kann, wie wir es uns vorstellen und wünschen.

Peter Ogrzall kommt aus der außerschulischen politi-
schen und kulturellen Jugendbildung. Seine Heimat-
einrichtung ist die Berliner Jugendbildungsstätte
Kaubstraße, die 1980 gegründet und 1983 Mitglied
im AdB wurde. Seit 1995 leitet Peter Ogrzall die
Kaubstraße. Heute ist er Geschäftsführer der bei-
den Vereine Kaubstraße und Alte Feuerwache, die
2008/2009 fusionierten.

(…)
Peter Ogrzalls Beziehungen zum AdB reichen – wenn
man’s genau nimmt – bis in das Jahr 1986 zurück,
auch wenn er selbst den Zeitpunkt etwas später

ansetzt. Aber im Jahr 1986 gelingt ihm ein Coup,
bei dem der AdB eine nicht ganz unwichtige Rolle
spielt: Peter Ogrzall „bestellt“ bei Mechthild Mer-
feld, der damaligen Geschäftsführerin des AdB, über
die Stiftung Deutsche Jugendmarke 90.000,- DM
für die völlige Neueindeckung des Daches der
Jugendbildungsstätte Kaubstraße. Und siehe da:
Der Antrag hat Erfolg! 

Die erste persönliche Begegnung mit dem AdB
ergibt sich dann im Frühjahr 1988, als er an einem
Austausch zum Parlamentarischen Patenschafts-
programm am Schliersee teilnimmt. 

1990 wird Peter Ogrzall Mitglied der Kommission
Jugendbildung, oder – wie sie damals hieß – der
Kommission Jugendbildung, kulturelle Bildung und
Medienpädagogik – und wirkt dort u. a. in den
Arbeitsgruppen „AIDS“ und „Geschlechtsrollen –
Sexismus – Rassismus“ mit.

1992 wird er zum Vorsitzenden der Kommission Ju-
gendbildung gewählt. Dieses Amt hat er bis 2002
inne. 

1995 wird Peter Ogrzall persönliches Mitglied im
AdB, als Nachfolger seiner beiden Vorgänger aus
der Kaubstraße, Dr. Michael Nowicki und Dorothea
Heimann.

Seit November 1997 ist er Mitglied des Vorstandes
und seit November 2001 Vorsitzender des AdB. 

Der AdB-Vorstand beim Verlesen der Abschiedsrede für Peter Ogrzall

©Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten/
Foto: Ivonne Meißner



Peter Ogrzall begann seine Arbeit im und für den
AdB zu einer Zeit massiver Veränderungen der
politischen Rahmenbedingungen der außerschuli-
schen politischen Bildungsarbeit. Die Situation für
die Träger verschlechterte sich zum Teil dramatisch,
weil die personellen und finanziellen Voraussetzun-
gen für die Arbeit nicht mehr gegeben waren. Mas-
sive finanzielle Einschnitte von Seiten der öffent-
lichen Zuwendungsgeber wurden zur Regel und
eine Reihe von AdB-Mitgliedseinrichtungen musste
ihre Arbeit einstellen. 

Exemplarisch für den allmählichen Rückzug des
Staates aus der Finanzierung außerschulischer poli-
tischer Bildung war die neue Forderung der Zuwen-
dungsgeber nach „Qualitätssicherung“ in den Ein-
richtungen. Diese Forderung wurde von vielen
nicht ganz zu Unrecht als Vorwand für eine all-
mähliche Flurbereinigung der Trägerlandschaft
verstanden. Der AdB reagierte damals auf die von
der Politik aufgeworfene Qualitätsfrage offensiv
und setzte mit dem sog. „Quo-Vadis-Prozeß“ eine
eigene Qualitätsdiskussion über die Arbeitsfelder
des Verbandes in Gang. 

Peter Ogrzall hat diesen Prozess maßgeblich ent-
wickelt und befördert. Um einem fremdgesteuerten
Zertifizierungszwang zu entkommen, entwickelte
der AdB einen Katalog von Aufgabenstellungen
und Fragen, auf die die Mitglieder des AdB sich
freiwillig verpflichteten. Unter der Leitung von Peter
Ogrzall erarbeitete eine Arbeitsgruppe in Form der
Selbstevaluation diesen Kriterienkatalog, der die
speziellen Voraussetzungen und Probleme der
politischen Jugend- und Erwachsenenbildung in
Tagungshäusern und die Fragen nach der Wirk-
samkeit politischer Bildung berücksichtigte. Auch
wenn sich die einzelnen Mitglieder des AdB auf
Dauer nicht einem anerkannten Qualitätsmanage-
mentverfahren entziehen konnten, so hatte der
von Peter Ogrzall maßgeblich verantwortete Qua-
litätsprozess doch unmittelbare Konsequenzen für
die Binnenorganisation des Verbandes selbst: 

■ Die Darstellung nach außen wurde verbessert
und die interne Organisation aktuellen Erfor-
dernissen angepasst.

■ Die Satzung des AdB wurde geändert und die
Implementierung von Gender Mainstreaming
auf allen Ebenen der Verbandsarbeit durchge-
setzt.

■ Der AdB beschloss ein Jahresthema, das die Akti-
vitäten des Verbandes bündelt, sein inhaltliches
Profil schärft und einen Eindruck von der Viel-
falt politischer Bildung im AdB vermittelt. Mit der
Entscheidung für ein bestimmtes Jahresthema

signalisiert der AdB darüber hinaus, welche poli-
tischen Fragestellungen ihm besonders wichtig
erscheinen. 

Wie die Qualitätsoffensive des AdB ist auch die
erfolgreiche Implementierung von Gender Main-
streaming im AdB und seinen Gremien eng mit
dem Namen Peter Ogrzall verbunden.

2001 beschloss die Mitgliederversammlung, die
Geschlechterperspektive in Entwicklung, Organisa-
tion und Überprüfung von Entscheidungsprozes-
sen auf allen Ebenen des Verbandes zum Prinzip zu
machen. Zur Umsetzung des Beschlusses wurde u.
a. eine Steuerungsgruppe Gender Mainstreaming
gegründet. Als einer von zwei Vertretern bzw. Ver-
treterinnen des Vorstands war Peter Ogrzall von
2001 bis 2011 Mitglied der Steuerungsgruppe.
Während dieser Zeit lieferte er wichtige fachliche
Impulse zu dem Thema, die er u. a. als Teilnehmer
einer „Gender-Qualifizierung für die Bildungs-
arbeit“ des Forschungsinstituts Arbeit, Bildung,
Partizipation der Ruhruniversität Bochum in den
Verband einbringen konnte. 

Den Schwerpunkt seiner Arbeit aber bildete über
viele Jahre die außerschulische politische und kul-
turelle Jugendbildung. Peter Ogrzall steht mit seiner
Person und Profession für das Prinzip, Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen durch die Angebo-
te politischer Bildung Handlungsräume und -felder
zu eröffnen, in denen sie ein Verständnis für politi-
sche und gesellschaftliche Prozesse entwickeln
können, zur Mitwirkung ermutigt und zur Einmi-
schung motiviert werden, und in denen sie lernen,
Politik eigenständig mit zu gestalten. 

Zunächst als Mitglied der Kommission Jugendbil-
dung und später im Vorstand hat Peter Ogrzall
immer wieder jugendpolitische Fachdiskussionen
angeregt und sich hartnäckig für die Verbesserung
der Rahmenbedingungen und Förderungen der Ju-
gendbildung und Jugendhilfe eingesetzt. So las und
kommentierte er z. B. im Frühjahr 1994 zusammen
mit Carsten Passin den 9. Kinder- und Jugendbericht
des Bundesjugendministeriums und entwarf für
den damaligen Vorstand eine Stellungnahme zur
Vorbereitung für ein geplantes Hearing im Jugend-
ausschuss des Bundestages. Später beteiligte er sich
u. a. an einer Umfrage und Zusammenstellung von
Praxisbeispielen zur „Kooperation von Schule und
außerschulischer Jugendbildung“. 

Peter Ogrzall hat sich um die jugendpolitischen
Entwicklungen nicht nur im AdB, sondern auch 
auf Berliner Ebene und darüber hinaus verdient
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gemacht. Seiner politisch-strategischen Professio-
nalität in den zahlreichen Gesprächen mit Vertre-
tern des BMFSFJ, der Bundeszentrale für Politische
Bildung oder mit Abgeordneten des Bundes und
der Länder hat die politische Jugendbildung viel zu
verdanken.

Peter Ogrzall steht für die Absicherung der außer-
schulischen politischen Jugend- und Erwachsenen-
bildung in einem immer schwieriger werdenden
Umfeld. „Demokratie braucht Demokraten. Und
Demokraten brauchen politische Bildung“. Diese
Überzeugung treibt ihn an. Demokratie ist kein
Selbstläufer – sie muss immer wieder gelernt und an
die nachwachsende Generation vermittelt werden. 

Peter Ogrzall hat stets betont, dass der AdB für
zukünftige Veränderungen offen sein muss, will er
auch weiterhin seinen Beitrag dazu leisten, verläss-
liche Strukturen und Planungssicherheit für die
Politische Bildung zu erhalten. Zu Recht verweist er
auf die Notwendigkeit, in der Öffentlichkeit und
gegenüber der Politik geschlossener aufzutreten
und verstärkt über die eigene Organisationsform
hinaus mit Partnern zu kooperieren, die nicht
unmittelbar der politischen Bildung zuzurechnen
sind. Die strikte Abgrenzung einzelner Arbeits-
felder erscheint ihm – insbesondere in der Jugend-
bildung – als überholt und vor allem der Förde-
rungstradition geschuldet. 

Doch darf der AdB bei aller Offenheit für Verände-
rungen nicht die Besonderheit seines Aufgabenfel-
des aus dem Blick verlieren. Als Verband der politi-
schen Jugend- und Erwachsenenbildung bleibt es
seine ständige Aufgabe, danach zu fragen, was die
Besonderheit politischer Bildung ausmacht, und
dafür Sorge zu tragen, dass das Politische im Inter-
esse demokratischer Entwicklungen nicht leichtfer-
tig preisgegeben wird. 

In diesem nicht immer ganz leichten Spagat zwi-
schen der Bewahrung eines eigenständigen Profils
und der Öffnung für andere Bereiche der Weiter-
bildung wird der AdB seine Position finden müs-
sen, um auch zukünftig erfolgreiche Arbeit leisten
zu können. Peter Ogrzall hat hier wichtige Impulse
für die Weiterarbeit geliefert. 

Lieber Herr Ogzrall, 
Wie Sie selbst sagen, empfanden Sie den AdB bei
Ihrer ersten Begegnung am Schliersee als ein „un-
übersichtliches Konglomerat divergierender Posi-
tionen und Interessen“. Pluralität ist in der Tat das
Kennzeichen des AdB, das ihn von anderen Zusam-
menschlüssen mit ähnlichem Arbeitszusammenhang

unterscheidet. Diese Pluralität betrifft nicht nur die
unterschiedlichen politischen und weltanschau-
lichen Positionen der im Verband beheimateten
Mitgliedseinrichtungen. Sie betrifft auch Arbeits-
und Organisationsformen, Größe und Ausstattung
der Träger, Einrichtungen mit und ohne eigene
Häuser, Jugend- und Erwachsenenbildung, didak-
tisch-methodische Ansätze. 

Pluralität des Verbandes ist also die große Heraus-
forderung für alle im AdB agierenden Träger und
Personen. Vor allem aber ist es eine Herausforde-
rung für den Vorsitzenden. Wir alle wissen, wie
mühsam es sein kann, alle Interessen und Vorausset-
zungen gleichermaßen zu bedenken, unterschied-
lichsten Erwartungen gerecht zu werden und die
immer geringer werdenden Ressourcen allen glei-
chermaßen zugutekommen zu lassen. Die heftigen
ideologischen Auseinandersetzungen im AdB sind
lange vorbei – aber die Herausforderung, politi-
sche und fachliche Differenzen im gemeinsamen
Interesse aller zu überwinden, bleibt eine Konstan-
te in der Arbeit des AdB. Peter Ogrzall hat diese
Herausforderung mit viel Fingerspitzengefühl, per-
sönlicher Glaubwürdigkeit, der Fähigkeit zum
Kompromiss, aber auch der notwendigen Durch-
setzungskraft und Entschlossenheit über all die
Jahre hinweg großartig gemeistert. 

Rückblickend können wir sagen, dass von der ers-
ten Wahl von Peter Ogrzall zum Vorsitzenden des
AdB 2001 bis zu seinem heutigen Abschied sich im
AdB die wohl bedeutendsten personellen und orga-
nisatorischen Wechsel seit seiner Gründung 1959
vollzogen haben: 

■ Im Sommer 2001 erfolgte der Umzug der Ge-
schäftsstelle von Bonn nach Berlin.

■ 2001 löste Boris Brokmeier den langjährigen Bun-
destutor der Jugendbildungsreferenten, Manfred
Jastrzemski, ab.

■ 2002 wurde auf Initiative des AdB das euro-
päische Netzwerk DARE für demokratische Bil-
dung und Menschenrechte gegründet, dessen
Geschäftsführung der AdB bis heute innehat.

■ 2006 erfolgte der Wechsel im Amt der Geschäfts-
führung: Ina Bielenberg trat die Nachfolge der
langjährigen Geschäftsführerin Mechthild Mer-
feld an.

■ 2007 übernahm Georg Pirker von Hannelore
Chiout den Aufgabenbereich Europäische und
Internationale Bildung. 

In all diesen Jahren haben Vorstand und Geschäfts-
stelle die Zusammenarbeit mit dem Vorsitzenden
immer als außerordentlich vertrauensvoll, konstruk-



tiv und verantwortungsvoll erlebt. Es gab nicht eine
Jahrestagung oder Mitgliederversammlung, die er
nicht selbst geleitet hat, und nur ganz wenige Vor-
standssitzungen, an denen er aus beruflichen oder
persönlichen Gründen nicht teilnehmen konnte.

Die Geschäftsstelle unter der Leitung von Ina Bie-
lenberg arbeitet professionell und eigenständig,
und der Vorsitzende war immer klug genug, keine
Daueranwesenheit am Mühlendamm zu pflegen.
Aber wenn es brannte und wichtige Sachfragen
geklärt werden mussten, dann sorgte eine Telefon-
hotline zwischen Mühlendamm und Alter Feuer-
wache schnell für die nötige professionelle und
persönliche Abstimmung zwischen Geschäftsstelle
und Vorsitzendem.

In unseren Vorstandssitzungen habe ich Peter Ogrzall
als einen Menschen kennengelernt, der offen auf
die Menschen zugeht, der konsensorientiert ist,
aber auch die Kontroverse nicht scheut. Wichtig
war es ihm immer, alle Vorstandsmitglieder in die
Diskussion einzubeziehen und unterschiedlichen
Ansichten Raum zu geben. Über alle unterschied-
lichen Positionen hinweg ist das Verhältnis der Vor-
standsmitglieder untereinander ausgesprochen
kollegial bis freundschaftlich. 

Am Ende aber zählte für den Vorsitzenden vor allem
eins: „zu Potte zu kommen“ und die unterschied-
lichen Vorstellungen und Meinungen zu einer ver-
nünftigen Lösung zu bündeln, was angesichts der
Diskursfreude vieler Vorstandsmitglieder nicht
immer ganz leicht war. Aber original Berliner
Charme und Schnauze schafften es doch jedes Mal,
die Sitzungen mit einem vorzeigbaren Ergebnis zu
beenden. 

Lieber Herr Ogrzall: Für viele
geht am heutigen Abend
mehr als ein Kollege, für viele
geht ein Freund. Im Namen
des AdB danke ich Ihnen für
alles, was Sie für uns und den
Verband geleistet haben.

Glückauf und alles Gute für
die Zukunft!

Peter Ogrzall verabschiedet sich
von den Mitgliedern als Vorsit-
zender
©Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten/Foto: Ivonne Meißner
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Bücher

Benno Hafeneger (Hrsg): Handbuch Außerschulische Jugendbildung. Grundlagen – Handlungs-
felder – Akteure - Schwalbach/Ts. 2011, Wochenschau Verlag, 510 Seiten

Als eigenständiges pädagogisches
Handlungsfeld mit Bildungs-
auftrag und ausgewiesener
Professionalität wie auch
Professionalisierung verfügt 
die Außerschulische Jugend-
bildung über eine Vielzahl an
Angeboten, Institutionen, Trä-
gern und Strukturen. Sie zählt
zum Bereich der non-formalen –
oder auch nicht-formellen – Bil-
dung mit ihr eigenen Settings,
Formaten, Lernorten und -zeiten
neben dem ehemals klassischen
Lernort Schule. Darüber hinaus
ist für sie eine Vielzahl an The-
men, Inhalten und Methoden
kennzeichnend.

Das vorliegende Handbuch spie-
gelt durch die thematische Band-
breite der von Expertinnen und
Experten verfassten Beiträge 
den aktuellen Diskussions- und
Erkenntnisstand der Außerschuli-
schen Jugendbildung wider und
bietet damit eine umfassende
Betrachtungsweise des Arbeits-
feldes der Jugendhilfe aus Wis-
senschaft und Praxis. Die diversen
Beiträge zeigen anschaulich for-
muliert die Potentiale und Akti-
vitäten als auch Ergebnisse und
Wirkungen dieses besonderen
Bildungsbereiches.

Das Handbuch gliedert sich in
zwei große Abschnitte: Im ersten
Abschnitt werden die Grund-
lagen der Außerschulischen
Jugendbildung mit zehn Bei-
trägen die rahmenden, theoreti-
schen und empirischen Horizonte
dargelegt. Unter anderem wur-

den die abwechslungsreichen
Beiträge verfasst von Benno
Hefeneger mit „Lernen, Bildung
und Jugend“ wie auch von ande-
ren namenhaften Akteuren der
Bildungsarbeit wie Ulrich Deinet
mit „Kinder- und Jugendarbeit 
als Bildung“, Lothar Böhnisch 
mit „Jugendarbeit als Lernort“,
Richard Münchmeier mit „Ju-
gend im Spiegel der Bildungs-
forschung“ und auch Werner
Thole liefert mit „Bildung – theo-
retische und konzeptionelle
Überlegungen“ einen erkennt-
nisreichen Beitrag zu diesem
Handbuch. Hier wird aufgezeigt,
in welchen Entwicklungslinien
sich das Handlungsfeld der
Außerschulischen Jugendbildung
bewegt und mit welchen Bezugs-
debatten und Berührungspunk-
ten es konfrontiert wird. Thema-
tisch behandeln die Beiträge
sowohl gesetzliche Grundlagen
als auch Finanzierung, Träger-
landschaft und Jugendbildung
als Beruf. Darüber hinaus wird
ein Vergleich zwischen der
Außerschulischen Jugendbildung
und der Schule gezogen, ein Ein-
blick in den Stand der Jugend-
forschung gewährt und die Aus-
einandersetzung mit sozialen
Ungleichheiten und soziokultu-
rellen Unterschieden beleuchtet.
Im zweiten Abschnitt werden in
22 Beiträgen die zentralen und
variantenreichen Lern- und
Handlungsfelder der Außerschu-
lischen Jugendbildung vorge-
stellt. Diese beruhen auf der
Perspektive von konzeptionellen
Diskursen und ausgewiesenen

Praxisentwicklungen. Auch hier
leisteten Expertinnen und Exper-
ten des Handlungsfeldes ihre
Anteile. Hier sind unter anderem
Andreas Thimmel, Benedikt Wid-
maier, Stephan Bundschuh und
Birgit Jagusch zu nennen. Das
thematische Spannungsfeld
reicht von der Mädchen- und
Jungenbildung über interkultu-
relle, politische, kulturelle, religi-
öse, biografische, soziale, techni-
sche und internationale Bildung
bis hin zur Menschenrechtspäda-
gogik, Bildung „gegen rechts“,
Partizipation, Sexualität und
Gesundheitsbildung.

Als anschauliche Vergewisserung
zu verstehen, soll das Handbuch
die Außerschulische Jugend-
bildung „mit ihren Potenzialen
und Aktivitäten, Ergebnissen und
Wirkungen selbstbewusst in die
weitere fachinterne und öffent-
liche Auseinandersetzung um
ihren Stellenwert und ihre Per-
spektiven sowie um die Neu-
justierung der nationalen wie
internationalen Bildungswelt 
(z. B. der Diskussion um die Ganz-
tagsbildung) in öffentlicher Ver-
antwortung (...)“ (Hafeneger,
2011, S. 11) unterstützen. Für
Einsteiger/-innen als auch für
erfahrene Pädagoginnen und
Pädagogen bietet das Handbuch
ein umfassendes und interessan-
tes Grundlagen- und Nachschla-
gewerk der Außerschulischen
Jugendbildung.

Sandra Trede



Siegfried Frech/Ingo Juchler (Hrsg.): Bürger auf Abwegen? Politikdistanz und politische Bildung -
Schwalbach/Ts. 2011, Wochenschau Verlag, 334 Seiten

Der Band fasst 15 Beiträge
zusammen, die alle im Kontext
der Beutelsbacher Gespräche im
Februar 2010 entstanden sind.
Diese Gespräche wurden initiiert,
um den Austausch unterschied-
licher Positionen zu bestärken
und verschiedene ‚Lager‘ im
Bereich der Politikdidaktik
miteinander ins Gespräch zu
bringen.

Ausgehend von einer von ihnen
konstatierten zunehmenden Poli-
tikferne und Skepsis gegenüber
der Demokratie möchten die
Herausgeber neue Wege für die
politische Bildung aufzeigen. Es
sollen gerade jene Zielgruppen
angesprochen werden, für die
dieser wachsende Graben aus
ihrer Sicht besonders kennzeich-
nend ist: größere Teile der Zuwan-
derer, der Ostdeutschen und die
Vertreter/-innen der ‚neuen
sozialen Unterschicht‘ (S. 17). 
Die neuen Wege für die politi-
sche Bildung beziehen sich hier
aber vorwiegend auf den schuli-
schen Politikunterricht. Die
Potenziale außerschulischer poli-
tischer Bildung werden – von ein-
zelnen Ausnahmen abgesehen –
kaum in die Überlegungen ein-
bezogen.

Die Themen, die in den Beiträgen
aufgegriffen werden, und auch
der Titel des Bandes lassen den
Eindruck entstehen, dass die Kri-
se der Demokratie nur ausgelöst
ist von denen, für die ‚Politik
gemacht wird‘, also den Bürgerin-
nen und Bürgern. Die Analysen,
die das untermauern sollen, be-
treffen das politische System, z. B.
den Mitgliederschwund bei den
Parteien (Niedermayer, S. 27 ff.),
die Wahlbeteiligung (Jung, 
S. 51), das schwierige Geschäft
der Politikvermittlung (Molitor, 
S. 81 ff.), die ungerechtfertigte

Politikerschelte (Blome, S. 93),
die Parteien- und Politikverdros-
senheit (Massing, S. 131 ff.). Post-
demokratische Entwicklungen
und Herausforderungen werden
dabei nicht thematisiert.

Da die Herausgeber als wichtige
Ursachen für die zunehmende
Distanz Vorurteile und Wissens-
lücken ausmachen, sehen sie in
der Elementarisierung der politi-
schen Bildung einen zentralen
Weg, hier entgegenzusteuern.
Elementarisierung ist ein Schlag-
wort, das in der letzten Zeit
immer wieder als Reaktion auf
unbefriedigende Ergebnisse und
Resultate politischer Bildung
genannt wird. Mit Rückgriff auf
Detjen bedeutet dies, dass die
Inhalte und Fragestellungen so
vermittelt werden sollen, dass sie
auch möglichst alle verstehen,
also eine didaktisch zu verant-
wortende Vereinfachung von
Inhalten hergestellt und eine
Konzentration auf das Wesent-
liche ermöglicht wird (S. 21). 

Dem Thema Elementarisierung
widmen sich mehrere Beiträge
aus unterschiedlichen Perspekti-
ven. Es werden die Brauchbarkeit
des Begriffs diskutiert, Beispiele
aus der Praxis gegeben und der
Blick auf diese Form der didakti-
schen ‚Vereinfachung‘ im Grund-
und Hauptschulkontext gewor-
fen. 

Dass die politische Bildung nach
neuen Formaten, Methoden und
Zugängen suchen muss, um auch
– oder in besonderer Weise –
Jugendliche aus marginalisierten
Milieus mit geringeren Bildungs-
chancen zu erreichen, ist unbe-
stritten. Ist aber die Elementari-
sierung der Königsweg? In der
politischen Bildung sind in den
letzten Jahren viele gute Ansätze

entwickelt worden, die ihren
Fokus auf eine ressourcenorien-
tierte Bildung setzen, also bei
den Potenzialen der jungen Men-
schen ansetzen und gerade nicht
auf Vereinfachung und Reduk-
tion als Lösung zielen. 

Mit einer Elementarisierung
wird, so die Einschätzung der
Rezensentin, das bestärkt, was
die Chancenungerechtigkeit im
Bildungssystem maßgeblich mit-
bestimmt: Sie birgt die Gefahr,
dass für die, die nach Einschät-
zung der Lehrenden über weni-
ger Ressourcen verfügen, eine
Vereinfachung der Lerninhalte
bevorzugt wird, anstatt zu über-
legen, mit welchen Zugängen,
Methoden und Herausforderun-
gen das Interesse am Thema
geweckt und damit auch bisher
vielleicht unentdeckte Ressour-
cen gehoben werden können.
Von Jugendlichen aus sozial
marginalisierten Milieus oder aus
Familien mit einer Migrations-
geschichte wird gemeinhin im
schulischen Unterricht weniger
erwartet als z. B. von Jugend-
lichen aus einem Akademiker-
haushalt. Sinkt die Erwartungs-
haltung an Jugendliche, bringen
sie auch weniger Leistung (vgl.
dazu z. B. die Untersuchungen
zur Selbstwirksamkeit von Mat-
thias Jerusalem, Humboldt Uni-
versität Berlin). Das zeigt die
Problematik einer solchen Heran-
gehensweise. Es ist also vielmehr
wichtig, große Erwartungen an
die Jugendlichen zu stellen und
ihnen zu helfen, Vertrauen in
ihre Fähigkeiten zu gewinnen.
Nur so können sie erfahren, dass
sie den Anforderungen gerecht
werden können und über die
dafür notwendigen Ressourcen
verfügen. Wie kann das gelin-
gen? Es muss ein Augenmerk auf
die Bedürfnisse der Jugendlichen
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gelegt werden, es müssen Bedin-
gungen geschaffen werden, die
Erfolgserfahrungen zulassen, es
braucht individualisierte Wege
und eine Flexibilisierung, die je
nach Bedürfnis eine Beschleuni-
gung oder Verlangsamung von
Lernprozessen ermöglicht. 

Wie schwer es ist, bei den
Zwängen und engen Strukturen
schulischen Politikunterrichts,
neue, unkonventionelle Metho-

den zu erproben und wirkliches
Interesse für politische Zusam-
menhänge zu wecken, wird im
Beitrag von Jonas Lanig anschau-
lich diskutiert. Auch die Elemen-
tarisierung muss scheitern, so
seine Überzeugung, wenn nicht
die Grundbedingungen schuli-
schen Lernens verändert werden.
Er plädiert für eine stärkere Ver-
knüpfung von schulischem und
außerschulischem Lernen 
(S. 311 ff.).

Der Band weckt mit vielen seiner
Beiträge bei der Rezensentin
Widerspruch und Gegenrede.
Dennoch soll er empfohlen wer-
den als Anregung zu einer inten-
siven Auseinandersetzung mit
den Konzepten der Politikdidak-
tik. Er kann einen weiterführen-
den Diskurs zwischen schulischen
und außerschulischen Bildungs-
akteuren befördern.

Friedrun Erben

Meike Sophia Baader/Ulrich Herrmann (Hrsg.): 68 – Engagierte Jugend und Kritische Pädagogik.
Impulse und Folgen eines kulturellen Umbruchs in der Geschichte der Bundesrepublik - Wein-
heim und München 2011, Beltz Juventa Verlag, 264 Seiten

Der Sammelband ist als Beitrag
zur Historischen Bildungsfor-
schung konzipiert und nimmt die
späten 1960er und frühen 1970er
Jahre als „Jahrzehnt tiefgreifen-
der Veränderungen in der poli-
tischen Geschichte und in der
Kulturgeschichte der alten
Bundesrepublik“ unter die Lupe.
Dabei wird das Feld von der Kin-
derladenbewegung bis zur Kriti-
schen Pädagogik weit gesteckt.
Entstanden sind die Beiträge im
Zusammenhang mit einer Konfe-
renz, die sich im Herbst 2008 an
der Freien Universität Berlin mit
der Chiffre „68“ im Kontext von
Umbrüchen in bildungsgeschicht-
lichen Perspektiven beschäftigt
hat. Dabei konzentriert sich der
vorliegende Band auf diejenigen
Beiträge der Konferenz, welche
sich im Zusammenhang von
Jugend- und Erziehungsgeschich-
te bewegen. Ein zweiter Band im
Klinkhardt-Verlag soll dann die
zeitgeschichtlichen und institu-
tionellen Kontexte von „68“ als
Zäsur in der Bildungsgeschichte
der Bundesrepublik erhellen.

Ausgehend von dem Konsens,
dass „68“ eine „Epochenschwelle
in der Geschichte der Bundes-
republik“ ist, und zwar „vor

allem in sozialkultureller Hin-
sicht“, formulieren Heraus-
geberin und Herausgeber den
Anspruch, diesen Umbruch als
„Kulturrevolution“ zu erklären,
indem sie die Zeit einer „histo-
risch-kritischen bildungsgeschicht-
lichen Betrachtung“ unterziehen
(Einführung, S. 9). So geht es
ihnen um a) Bildungs- und
Mentalitätsgeschichte, b) die
Geschichte von Generationen-
verhältnissen und -spannungen,
c) den sozial-kulturellen Werte-
wandel sowie d) die Geschichte
Neuer Sozialer Bewegungen. 
In dieser Perspektive steht „68“
nicht nur für die Radikalisierung
eines bestimmten Teils der stu-
dentischen Bewegung, sondern
für einen sowohl zeitlich als auch
von den Trägern her viel breiter
anzusetzenden Umbruch. Neben
die „studentisch-akademische
Universitäts-Reformbewegung“
tritt unter anderem auch das
Bestreben nach einer Aufarbei-
tung der NS-Verbrechen, der
Protest gegen technokratische
Reformen, für Demokratisierun-
gen und einfach der Kampf um
die Beseitigung von Missständen
sowohl an den Hochschulen als
auch in vielen anderen Teilberei-
chen der Gesellschaft. Insofern

hebt sich der Band – die Autor/
-inn/-en betonen das an verschie-
denen Stellen – wohltuend von
den gängigen Klischees von
„1968“ als Event zwischen Anti-
Schah- und -Springer-Demos, 
SDS und RAF, Kommune 1 und
maoistischem Sektierertum ab.

„1968“ als Bildungsgeschichte
wird nun in 15 Beiträgen präsen-
tiert. Wie bei Sammelbänden
üblich, sind diese Beiträge von
unterschiedlichem Zuschnitt und
unterschiedlicher Qualität. Sie
gliedern sich in vier Bereiche:
Schüler, Jugendliche, Studierende
und – am weitaus längsten – „Pä-
dagogische Reflexionen“. Linde
Apel etwa befasst sich am Bei-
spiel Hamburg mit der Schüler-
bewegung, die unter dem Ein-
fluss der studentischen Proteste
als „politisch motivierte Unruhe“
an vielen Schulen entstand.
Zugrunde lag ein Bündel von
Motiven, so das Unbehagen an
autoritären Lehrern, die Unzu-
friedenheit mit mangelnden
Mitbestimmungsmöglichkeiten
in der Schule, aber auch ganz
unpolitische, eher altersspezifi-
sche Bedürfnisse, etwa die Mög-
lichkeit, in der Schülergruppe
Erfahrungen mit dem anderen



Geschlecht zu sammeln, Anschluss
zu finden an die aufkommende
Popkultur mit der entsprechen-
den Musik und äußeren Attribu-
ten wie Mode und (in diesem Fall
längere) Haartracht. Am Ende
zerfiel das „Aktionszentrum
Unabhängiger und Sozialistischer
Schüler“ aufgrund antiautoritä-
ren Organisationsversagens und
der dogmatischen Reaktion dar-
auf: der Zersplitterung im Sek-
tenwesen der frühen 1970er Jah-
re. Bleibende Folge aber war eine
dauerhafte Veränderung des Ver-
hältnisses zwischen Schüler- und
Lehrerschaft, die Unaufhaltsam-
keit der Schulreform. Dies wird
auch deutlich in dem folgenden
Beitrag von Christian Ritzi, der
eine Zunahme der Anzahl von
Schülerzeitungen ab den 1960er
Jahren ausmacht – und später in
dem Band bei Günter C. Behr-
manns lohnenswerter Retrospek-
tive auf das Funkkolleg Erzie-
hungswissenschaft und die
Hessischen Rahmenrichtlinien.

Richard Münchmeier reflektiert
die Politisierung der Jugendzen-
trumsbewegung und arbeitet die
zentrale Rolle der politischen Bil-
dungsarbeit in Jugendhäusern
heraus, wobei der diese „prägen-
de Gedanke von der Einheit zwi-
schen persönlicher Lebenspraxis
und gesellschaftlicher Politik“
heute kaum mehr Akzeptanz fin-
de und „in seiner ethischen Rigo-
rosität als weltfremd erlebt“ wer-
de. Was politische Bildung heute
für die Jugendarbeit bedeuten
könne, erfordere jenseits über-
kommener Handlungsprinzipien
„neue Überlegungen.“ (Mit die-
ser Feststellung hört der Beitrag
allerdings auf.) Manfred Kappe-
ler fasst die – im Rückblick – skan-
dalöse Geschichte der Fürsorge-
und Heimerziehung in der frü-
hen Bundesrepublik ins Auge. Er
berichtet von Arbeitszwang, Dis-

ziplinierung, nicht kindgerechter
Arbeit und Unterbringung sowie
mangelnder pädagogischer Eig-
nung des Personals. Erst nach
1968 entstand eine Heimbewe-
gung, die letztlich 1990/91 mit
dem KJHG/SGB VIII endgültig
zum Erfolg kam, als der Begriff
„Verwahrlosung“ sowie die
Rechtsinstitutionen „Fürsorge-
erziehung“ und „Freiwillige
Erziehungshilfe“ gestrichen
wurden. Statt obrigkeitsstat-
lichem Eingreifen ist seitdem das
Partizipationsgebot eine „ver-
pflichtende Leitnorm im Prozess
der Hilfeplanung“. Interessant ist
auch der kurze Beitrag von Hein-
rich Eppe über die Auswirkungen
der 68er-Bewegung auf die SJD-
Die Falken. Die ehemals proleta-
rische Jugendorganisation hatte
nämlich schon seit den 1920er
Jahren repräsentativ-demokrati-
sche Partizipationsstrukturen in
ihren Zeltlagern entwickelt.
Jetzt, unter dem Einfluss der
studentischen Bewegung,
schwenkten sie über zu direkt-
demokratischen Formen der
Selbstverwaltung, grob gesagt:
von gewählten Organen der Kin-
der und Jugendlichen hin zur
Vollversammlungsdemokratie.
Diese politisch motivierte Praxis
war jedoch enttäuschend; sie
erfüllte die pädagogisch-politi-
schen Hoffnungen nicht. Grund
dafür ist die geringe Verant-
wortlichkeit, die der Einzelne 
für Entscheidungen von Vollver-
sammlungen hat. Eine höhere
Verbindlichkeit ist letztlich nur
mit parlamentarischen Gremien
gegeben, denn die dortigen Ver-
treter sind gewählt, müssen ihre
Entscheidungen vor den anderen
Kindern rechtfertigen und ler-
nen, persönliche Wünsche und
Bedürfnisse von den Erforder-
nissen des gesamten Lagers zu
unterscheiden. (Wobei wir hier
sehr schöne Parallelen zur aktuel-

len Debatte um Volksabstimmun-
gen bzw. „liquid democracy“ zie-
hen könnten…)

Von Gewicht sind ebenso die drei
Beiträge zu „Studierende“, auch
wenn diejenigen der beiden
männlichen Autoren Ulrich Herr-
mann und Ekkehart Krippendorff
stark subjektiv gefärbt sind, wäh-
rend Carola Groppe recht gründ-
lich auf die Debatte um „68“ im
Kontext zwischen dem Wandel
der Institution Hochschule und
der radikaler werdenden politi-
schen Aktivität eingeht. Interes-
sant ist der Vergleich zwischen
der Unruhe, die das deutsche
Bürgertum zu Beginn des 
20. Jahrhunderts ergriffen hat,
und derjenigen in den „langen“
1960er Jahren, womit sie eher
den Zeitraum von etwa 1958 bis
1974 meint.

Die acht Beiträge unter „Päda-
gogische Reflexionen“ sind eben-
so lesenswert. Sie spannen den
Bogen von der Ästhetik über die
Kritische Pädagogik, die schon
genannten Rahmenrichtlinien,
bis hin zur Psychoanalyse und
Pädagogik sowie zur Zeitschrift
„betrifft: erziehung“. Weiter an
den Anfang des Bandes hätte der
Aufsatz von Meike Sophia Baader
über die Kinderladenbewegung
seit 1968 gepasst.

Die Aufsätze dieses 264 Seiten
umfassenden Sammelbandes sind
weitgehend lesbar, viele Beiträge
werden reichlich illustriert, und
zur Erlangung eines breiteren
Zugangs zu dem Umbruchphäno-
men „68“ – bzw. eigentlich: zum
Epochenwechsel in der Gesell-
schaftsgeschichte der alten
Bundesrepublik Deutschland –
kann die Lektüre nur empfohlen
werden.

Christoph Meyer
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Roland Reichenbach/Norbert Ricken/Hans-Christian Koller (Hrsg.): Erkenntnispolitik und die
Konstruktion pädagogischer Wirklichkeiten. Schriftenreihe der Kommission Bildungs- und
Erziehungsphilosophie in der Deutschen Gesellschaft für Erziehungswissenschaft – Paderborn
2011, Verlag Ferdinand Schöningh, 181 Seiten 

Welche Weltsicht setzt sich gegen
andere durch und warum? Wie
entsteht Erkenntnis von Wirklich-
keit und welche Interessen spie-
len dabei eine Rolle? Über diese
sog. erkenntnispolitischen Fra-
gen und das Ringen um Deu-
tungshoheit nachzudenken, ist 
in der Politik nicht neu. Diese
Fragen jedoch gezielt für die
Erziehungswissenschaften und
pädagogische Wirklichkeit zu
diskutieren, war Anliegen der
Herbsttagung 2008 der Kommis-
sion Bildungs- und Erziehungs-
philosophie der Deutschen
Gesellschaft für Erziehungs-
wissenschaft (DGfE), aus der 
auch dieser Sammelband ent-
stand. Erkenntnispolitische
Kämpfe scheinen hier inzwischen
subtiler ausgefochten und kaum
grundlegend reflektiert zu wer-
den – angesichts scheinbar ideo-
logieferner, interessensloser
Methoden pädagogischer
Erkenntnis, die breite Zustim-
mung finden. 

Diese Situation überrascht: Denn
eine Verhältnisbestimmung von
Wissenschaft und Politik mit
einer strikten Trennung zwischen
einem auf Wahrheit gerichteten
Wissenschaftssystem gegenüber
einem Politiksystem, dessen Logik
auf Macht beruht, ist wissen-
schaftssoziologisch kaum mehr
aufrechtzuerhalten. Wissenschaft
und die ihr zukommende gesell-
schaftliche Bedeutung vollzieht
sich in Machtzusammenhängen
und z. B. auch die schlichte Tatsa-
che, dass Wissenschaft finanziert
werden muss, spricht dagegen.
Gerade Foucault hat den Zusam-
menhang zwischen Wissen und
Macht als unauflösbar beschrie-
ben und zugleich die Frage auf-
geworfen, wie dieser Zusammen-

hang eigentlich erkannt und
kritisiert werden kann, wenn der
Kritiker und Beobachter selbst
nicht außerhalb dieser Mechanis-
men steht (wie z. B. bei Butler
diskutiert). Eine einfache Kritik 
z. B. an der Ökonomisierung der
Pädagogik greift so gesehen
nicht, denn sie geht zumindest
implizit von einer Überwältigung
der Pädagogik durch nach wie
vor extern verstandene gesell-
schaftliche Kräfte aus. Dabei
gerät die für das Entstehen des
Bildungssystems und der Pädago-
gik als Wissenschaft konstitutive
ökonomische Dimension ins Ver-
gessen. In seiner Einführung in
die Thematik macht Norbert
Ricken so die Notwendigkeit
einer weiterführenden erkennt-
nispolitischen Auseinanderset-
zung in der Erziehungswissen-
schaft deutlich.

Insgesamt gliedert sich der Band
in drei Teile: Der erste Teil „Er-
kenntnispolitik – Rahmungen
und Zusammenhänge“ behan-
delt systematische Fragestellun-
gen. Peter Fuchs diskutiert erzie-
hungswissenschaftlich relevante
Erkenntnispolitik aus systemthe-
oretischer Perspektive, Peter
Euler den Zusammenhang von
Postpolitik und Bildung und
Richard Kubac die Frage nach
den Möglichkeiten erziehungs-
wissenschaftlicher Kritik.

Teil zwei – „Pädagogische Wirk-
lichkeiten – Erkenntnispolitische
Problematisierungen“ – bietet
Einblicke in konkrete erkenntnis-
politische Reflexionen in der
Pädagogik. Alfred Schäfer unter-
sucht aus dieser Sicht Bildungs-
theorie und empirische Bildungs-
forschung am Beispiel neuerer
Subjektivierungspraktiken, Chris-

tiane Thompson und Kerstin Jer-
gus eine ‚Politik der Bildung‘ am
Beispiel der Frühpädagogik und
Kirsten Puhr die Konstruktivität
biographischer Entwicklungen.
Thomas Höhne analysiert die
neue „Politik der Qualität“ im
Diskurs über Schulqualität und
Schulentwicklung.

Teil drei „Erkenntnispolitik und
Pädagogik – Eine Diskussion“
bildet mit kurzen Beiträgen 
und pointierten Thesen den
Kommentarteil. Andreas
Dörpinghaus skizziert die Bedeu-
tung von Fiktion als subversive
Ausbruchsmöglichkeit aus den
festen Ordnungen von Kontroll-
gesellschaften. Andrea Liesner
plädiert gegen eine postpoliti-
sche, entrationalisierte Sicht-
weise und dafür, die ökono-
mischen Bedingungen von
Erkenntnis nicht aus dem Blick 
zu lassen. Zuletzt betont Gabriele
Weiß die Grenzen erkenntnis-
politischer Agitation in dem
unverfügbaren Moment, das
letztlich jeder Wirklichkeits-
konstruktion innewohnt. 

Wissen selbst ist ein machthalti-
ger Zugriff auf Welt und gesell-
schaftlich bedingt. Welcher
Umgang mit Wissenschaft und
welches wissenschaftliche wie
gesellschaftspolitische Selbstver-
ständnis von Pädagogik werden
dieser Situation gerecht? Gerade
aufgrund ihres Bezugs zum
gesellschaftspolitisch so zentra-
len wie umstrittenen Erziehungs-
und Bildungssystem ist Pädago-
gik auf kritische Selbstreflexion
angewiesen. Wie diese aussehen
könnte, eröffnen die elf Beiträge
dieser wichtigen Publikation.

Kerstin Ott



Kerstin Plehwe (Hrsg.): Demokratie leben lernen. Jugend, Politik und gesellschaftliches Engage-
ment – Hamburg 2011, Hanseatic Lighthouse GmbH & Co. KG, 206 Seiten

Um es vorweg zu nehmen und
auch auf den Punkt zu bringen:
Dem Autor dieser Rezension
erschließt sich der Mehrwert
dieser Publikation nicht wirklich.
Herausgegeben im Auftrag der
„Initiative ProDialog“ werden
Beiträge auf dem von ihr veran-
stalteten 2. Internationalen
Demokratie-Symposium aus 
dem Jahr 2010 dokumentiert.
Dabei ist es gelungen, eine 
ganze Reihe von Fachmännern
und -frauen aus dem Themenfeld
zu gewinnen, die auch in dem
vorliegenden Herausgeberband
versammelt sind. Vielleicht muss,
um den Wert dieser Publikation
zu verstehen und einordnen zu
können, eher auf die heraus-
gebende „Initiative Pro Dialog“
geschaut werden, denn für
Kenner der Materie wird nichts
Neues geboten.

Auf der Internetseite (www.pro-
dialog.org) der mir bisher voll-
kommen unbekannten Initiative
findet sich: „Das Ziel der über-
parteilichen, von der Deutschen
Post AG initiierten, Initiative Pro-
Dialog ist es, den Dialog zwi-
schen Politik, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft zu stärken sowie
Demokratie und Engagement zu
fördern. Im Kern dieses gesell-
schaftlichen Engagements steht
die Idee des Dialogs: Durch wech-
selseitigen Austausch kann neues
Verständnis und Vertrauen ent-
stehen. Diese beiden Aspekte
sind wichtige Voraussetzungen
für eine lebendige Demokratie
und eine starke Zivilgesellschaft.
ProDialog arbeitet als Plattform,
um Informationen und Wissen zu
neuen, demokratiefördernden
Formen der Kommunikation zu
verbreiten und zu vermitteln.
Hierfür unterstützen wir Akteure
aus Politik und Zivilgesellschaft
mit freiem Zugang zu globaler

Expertise, best practice, cross-sek-
toralem Networking und innova-
tiven Instrumenten im Bereich
gesellschaftlichen und politi-
schen Engagements. Die För-
derung des Dialogs betreibt die
Initiative ProDialog mit Veran-
staltungen und Seminaren für
Politik und NROs. Sie legt Publi-
kationen auf und leistet mit der
wissenschaftlichen Arbeit zum
Themenkomplex Nichtwähler
einen Beitrag zur Stärkung der
Demokratie.“

Soweit Selbstdarstellung und
Anspruch. Seit 2009 wird jährlich
ein Internationales Demokratie-
symposium veranstaltet (nach
eigener Auskunft europaweit
einzigartig in dieser Form), auf
dem in sechs bis acht Stunden
Themen der Demokratieentwick-
lung behandelt werden. In die-
sem Falle liegen sie nun auch
dokumentiert vor. Dokumentie-
ren – viel Wind um wenig Ertrag?
Es bleibt offen, wer von der
Publikation angesprochen soll;
für den Verlag war es wohl die
dritte Veröffentlichung 
(vgl. dessen Homepage).

Was steht nun im Buch? Im ein-
führenden Kapitel „Jugend, Poli-
tik und gesellschaftliches Enga-
gement“ äußern sich u. a. Kurt
Edler (Vorsitzender der DeGeDe)
und Ulrich Schneekloth (Shell-
Jugendstudie 2010) zu grund-
legenden Aspekten von „Jugend,
Demokratie und Engagement“.
Abgesehen davon, dass es sich
um interessante Kurzdarstellun-
gen handelt, bieten die Beiträge
dieses Kapitels eben nicht viele
neue Erkenntnisse.

Für grundsätzlich Interessierte an
der Thematik bieten die Kapitel 2
und 3, die den Titel des Bandes
entfalten, kurze Darstellungen

von mehr oder weniger bekann-
ten Praxisansätzen zur Demokra-
tiebildung und Engagementför-
derung. Erkenntnisreich, weil
weniger bekannt, ist dabei der
Aufsatz von Margret Rasfeld, 
die aus einer Gemeinschaftsschu-
le in Berlin berichtet, wie dort
versucht wird, Kinder an das
Demokratielernen heranzufüh-
ren. Daneben stellen Raingard
Knauer „Die Kinderstube der
Demokratie“, Michael Rump-
Räuber „Hands für Kids“ und
„Hands across the campus“ und
Christian Zentner „Angebote des
Bundestages zur Heranführung
von Kindern und Jugendlichen
an die parlamentarische Demo-
kratie“ vor. Der wohl überra-
schendste Beitrag findet sich im
Kapitel 3 „Demokratie leben“:
Die SPD-Bundestagsabgeordnete
Katja Mast berichtet aus ihrem
Projekt „Junger Rat für Mast“.
Dies ist ein (nicht mehr neuer,
weil seit sieben Jahren erfolg-
reich praktizierter), anspruchs-
voller, aber vor allem gewinn-
bringender Weg, auf junge
Menschen zuzugehen. Leider hat
dieses Beispiel noch nicht Schule
gemacht, denn die Autorin
schreibt von einem nach wie vor
bundesweit einmaligen Vorha-
ben. Das aber verdient Öffent-
lichkeit und braucht Verbreitung.
Wenn Politiker/-innen solche
Wege wählen, um dem Des-
interesse bei jungen Menschen
angesichts des Zustandes unserer
verfassten Demokratie entgegen-
zuwirken, dann verdient das die
volle Unterstützung. Gerade hier
könnte eine Ausgabe der „Initia-
tive Pro Dialog“ bestehen, solche
richtungsweisenden Ideen wirk-
lich im Land bekannt zu machen
und mit dem Potential eines För-
derers wie der Deutschen Post im
Hintergrund Kampagnen zu initi-
ieren, die politische Akteure in
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die Pflicht nehmen, sich den Fra-
gen, Themen und Anliegen von
Kindern und Jugendlichen zu
stellen.

Zu einem internationalen Sympo-
sium gehören auch Beiträge aus
anderen Ländern. Leider sind die-
se nur auf Englisch dokumen-
tiert, sodass sich der möglicher-

weise gehaltvolle Inhalt des 
4. Kapitels nur mit entsprechen-
der sprachlicher Kompetenz
erschließt.

Insgesamt bleiben die Fragezei-
chen über den Nutzen des Ban-
des bestehen: Alle hauptberuf-
lichen Volksvertreter/-innen
sollten ihn bekommen mit Hin-

weis auf die Ausführungen von
Katja Mast und ihrer Mitarbeite-
rin Sigune Wieland, der wirklich
lesenswert ist. Alles andere stellt
nicht mehr als einen groben
Einblick ins Themenfeld dar. 
Schade – denn der Buchtitel
assoziiert deutlich mehr.

Stephan Schack

Dagmar Hoffmann/Norbert Neuß/Günter Thiele (Hrsg.): Stream your life!? Kommunikation und
Medienbildung im Web 2.0 – München 2011, kopaed Verlag, 230 Seiten

Die so genannten Neuen Medien
haben längst Einzug in die außer-
schulische (politische) Bildungs-
arbeit erhalten, ob als spezifisches
Themenfeld, als Methodenpool
oder auch in Kombination. Denn
gerade in der außerschulischen
Jugendbildung wäre es fatal, sich
den Neuen Medien, insbesondere
dem Web 2.0, zu verschließen, 
da sich ein nicht unerheblicher
Teil der Lebenswirklichkeit ihrer
Zielgruppen mittlerweile online
abspielt.

Im November 2009 fand eine Ver-
anstaltung des Forums Kommuni-
kationskultur unter dem Titel
„Stream your life?!“ statt, aus
der dieser Sammelband entstand.
Im Vorwort von Lutz Stroppe
(Abteilungsleiter im BMFSFJ)
dient Heraklits Lehre vom Fluss
aller Dinge zur allgemeinen
Beschreibung der ständigen
Veränderungen von digitalen
Medientechnologien: „Wir stei-
gen in den selben Fluss und doch
nicht in denselben,...“. Aus der
daraus folgenden Erkenntnis,
dass Kinder vermehrt nur schwer
kontrollierbaren Einflüssen aus-
gesetzt sind, ergibt sich die Frage
nach der Rolle der Medienpäda-
gogik in der digitalen Gesell-
schaft. In „Stream your life!?“
beschäftigen sich zweiundzwan-
zig Autor/-innen in sechs Kapi-
teln mit eben dieser Frage. 

Das erste Kapitel „Theoretische
Bezüge und empirische Befunde“
gibt einen einleitenden Überblick
über aktuelle empirische For-
schungsergebnisse, die das
Medienhandeln von Kindern und
Jugendlichen zum Gegenstand
haben. Neben dem allgemeinen
Forschungsstand werden auch
Untersuchungen und Studien
exemplarisch behandelt – so 
zum Beispiel eine Studie über 
die Bedeutung von Social Web-
Angeboten, die Heranwachsende
im Kontext ihrer Sozialisation
ihrem Alltag beimessen (Paus-
Hasenbrink/Wijnen/ Brüssel
2009). Interessant an dieser Stu-
die, die sich am Ansatz der Ent-
wicklungsaufgaben orientiert, 
ist die Lokalisation von sechs
Handlungstypen, an denen sich
große Unterschiede in der Rele-
vanz von Social Web-Angeboten
für Jugendliche erkennen lassen.
Jeder Handlungstyp bringt unter-
schiedliche Chancen und Risiken
mit sich. Die Autor/-inn/-en sehen
die Verantwortung allerdings
nicht nur bei den jungen UserIn-
nen, sondern vor allem bei den
Anbieter/-inne/-n (Datenschutz),
bei Eltern (Interesse und Regeln)
und der Institution Schule (The-
matisierung im Unterricht).

Im zweiten Abschnitt „Heraus-
forderungen für die schulische
Bildung“ beschäftigen sich die

Autoren mit dem letztgenannten
Punkt. Behandelt werden sowohl
schulbezogene medienpädagogi-
sche Handlungsfelder als auch
die Möglichkeiten und die Not-
wendigkeit partizipativer
Mediennutzung für das Bildungs-
system: Hier kritisiert Michael
Wagner die vor allem auf ökono-
mische Verwertbarkeit ausgerich-
tete Bildung und stellt in seinem
provokativen Positionspapier 
vier Leitsätze für die Schule des
21. Jahrhunderts auf. Unter den
Überschriften „Es gibt keine Leh-
renden, nur Lernende“, „Fakten-
wissen ist wertlos“, „Standardi-
sierte Bildung ist arme Bildung“
und „Nicht für die Schule, für 
das Leben lernen wir“ argumen-
tiert der Autor gegen hierarchi-
sche und für partizipative Struk-
turen an Schulen. Nicht selten
beschreibt er dabei Methoden
und Themen, denen wir uns in
der außerschulischen politischen
(Jugend-)Bildung ebenfalls seit
längerem widmen und gibt somit
einen Anstoß, die Diskussion
über außerschulische Methoden
und Schule konstruktiv weiter-
zuführen. 

„Herausforderungen für die kul-
turelle Bildung und die aktive
Medienarbeit“ lautet die Über-
schrift des dritten Kapitels. Gera-
de im Hinblick auf die aktuellen
Debatten über die Gegensätzlich-



keit und die Schnittmengen poli-
tischer und kultureller Bildung,
die sich vor allem in diversen
Förderanträgen widerspiegeln,
macht diesen Anschnitt für uns
politische Bildner/-innen interes-
sant. In seinem Artikel „Medien-
pädagogik in Zeiten des Mit-
mach-Web“ stellt Hans-Jürgen
Palme zum Beispiel fest, dass die
Entwicklungen und Möglich-
keiten, die unsere modernen
Technologien bieten, von der
Medienpädagogik nur zögerlich
angenommen werden. Das von
ihm ausgemachte und zugrunde-
liegende Dilemma ist den meis-
ten von uns bekannt: Natürlich
gibt es tolle Möglichkeiten – aber
die Hürden zur Nutzung werden
gleichermaßen höher. Um nicht
nur ständig auf die Gefahren des
Social Web hinzuweisen, sondern
die Möglichkeiten pädagogisch
gewinnbringend zu nutzen, müs-
sen wir Multiplikator/-inn/-en
Neue Medien aktiv nutzen – auch
außerhalb unserer pädagogi-
schen Arbeit. Hans-Jürgen Palme
plädiert zudem konkret für den
bundesweiten Austausch diverser
Facheinrichtungen und die Ent-
wicklung medienpädagogischer
Module, die alltagstauglich ein-
gesetzt werden können. 

Ein weiteres wichtiges Themen-
feld im Bereich Social Web wird
in Kapitel vier erörtert. In „Spie-
len in virtuellen Räumen“ gehen
die Autoren auf populäre Spiele-
typen, auf die Motivation der
Spieler/-innen und auf die Bedeu-
tung von Onlinespielen für sozia-
le Beziehungen ein. Jan Keil-
hauer stellt in seinem Artikel die
interessanten Ergebnisse einer
explorativen Studie der Univer-
sität Leipzig (2008) vor. Für die
Spieler/-innen von sogenannten
Multiplayer-Spielen zum Beispiel
stehen die sozialen Komponen-
ten eindeutig im Vordergrund.
„Mit anderen interagieren“,
„Sich mit echten Menschen mes-

sen“ und „Mit Identitäten spie-
len“ sind nur drei Beispiele für
die Spielmotivation. Aber auch
die Gefahren von exzessivem
Spielen werden in dem Artikel
thematisiert. Doch gerade die
vorhandenen Erfahrungen und
Spielgewohnheiten von Jugend-
lichen bieten für Jan Keilhauer
einen guten Zugang für pädago-
gische Maßnahmen.

Der vorletzte Abschnitt „Medien-
kulturelle Inszenierungsprakti-
ken und Geschlechterverhält-
nisse“ behandelt ein weiteres,
für die politische Bildung existen-
zielles Themenfeld. Verena Ket-
ter beschreibt in ihrem Artikel
„Gendersensible Medienpäda-
gogik mit Web 2.0“ ein Praxis-
projekt, in dem weibliche Nut-
zungspräferenzen im Web 2.0
medienpädagogisch zur Refle-
xion des Identitätshandelns
genutzt werden. Mittels Foto,
Text und Podcast wurden hier
Geschichten über das Leben
erzählt, mit deren Hilfe anschlie-
ßend das eigene Rollenverhalten
der Teilnehmerinnen analysiert
werden konnte. Der Artikel „Eve-
rything because of C Walk“ von
Christoph Eisemann beschreibt 
in erster Linie Ergebnisse aus
seinem Dissertationsprojekt.
Anhand des Beispiels von Nils
und Maria macht er die Identi-
tätskonstruktion von jungen
Menschen in social communities –
hier speziell auf der Videoplatt-
form YouTube – nachvollziehbar.
Gegenstand der Selbstdarstel-
lung der Probanden ist der soge-
nannte „Crip Walk“, eine tänze-
rische Ausdrucksform, die sich
vor allem im US-amerikanischen
Hip-Hop etabliert hat. In seinem
Fazit stellt Christoph Eisemann
fest, dass die Kategorie Geschlecht
auf YouTube durchaus auch in
subkulturellen Räumen wie der 
C Walk-Community relevant ist.
Hier würden traditionelle Rollen-
klischees die Entwicklung von

alternativen Identitätsentwürfen
behindern. Auch in diesem Artikel
findet sich wieder ein Plädoyer
für eine Auseinandersetzung 
mit medialen Lebenswelten von
Jugendlichen durch Pädagog/
-inn/-en auch außerhalb päda-
gogischer Settings.

In seinem Artikel „Bildwelten
Weltbilder – Wahrnehmungs-
welten“ geht Franz Josef Röll 
zu guter Letzt explizit auf die
Geschichte und die Gründungs-
phase der Gesellschaft für Medien-
pädagogik und Kommunikations-
kultur ein. Zudem appelliert er
an die wissenschaftliche und
handlungsorientierte Medien-
pädagogik, Praxismodelle stetig
zu modifizieren und weiterzu-
entwickeln und die technische
Entwicklungsgeschwindigkeit
sowie die Mediennutzungs-
weisen nicht aus den Augen 
zu verlieren. 

Das Buch „Stream your life!?
Kommunikation und Medien-
bildung im Web 2.0“ gibt einen
guten Ein- und Überblick über
„aktuelle“ medienwissenschaft-
liche und medienpädagogische
Ansätze. Soweit es „aktuell“ in
diesem Themenbereich über-
haupt gibt: selbst bei Heraus-
gabe des Buches 2011 und erst
recht bei der zugrunde liegen-
den Tagung 2009 spielte StudiVZ
noch eine größere Rolle und
Google+ noch kaum eine – um
nur ein Beispiel zu nennen. Den-
noch ist das Buch auch aufgrund
der gelungenen Mischung aus
Theorie und Praxis eine empfeh-
lenswerte Lektüre für alle, die in
der politischen (Jugend-)Bildung
tätig sind – auch und gerade
wenn das Thema Medienkom-
petenz im eigenen Tätigkeits-
bereich bis dato nur eine geringe
Rolle spielt(e).

Daniel Möcklinghoff
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Wolfgang Ilg/Judith Dubiski: Begegnung schafft Perspektiven. Empirische Einblicke in interna-
tionale Jugendbegegnungen. Eine Publikation des Deutsch-Französischen Jugendwerks (DFJW)
und des Deutsch-Polnischen Jugendwerks (DPJW) - Berlin und Potsdam 2011, 98 Seiten

für soziale Kompetenzen“ sind,
ohne dass die Studie übrigens
den Kompetenzbegriff in den
Mittelpunkt rückt. Interessant ist
etwa ein signifikanter Unterschied,
der sich zwischen Hauptschülern
und Gymnasiasten ergab: Erstere
betonen als wichtige Lernerfah-
rung (56 %), dass ihnen die wirt-
schaftliche Situation der beteilig-
ten Länder bewusst geworden
sei, was bei Letzteren nur eine
geringe Rolle (29 %) spielt.

Zweitens kann das Forschungs-
vorhaben Anregungen für die
Bemühungen um Praxisforschung
in der politischen Bildung geben.
Es wirft einen Blick auf die prak-
tische Arbeit, der nicht in dem
Schema von Kompetenzvermitt-
lung und Kompetenzniveaus
befangen ist, wie es heutzutage
etwa durch den nationalen Qua-
lifikationsrahmen vorgegeben
wird und tendenziell zum Maß-
stab aller Bildungsprozesse zu
werden droht. Das Verfahren
zielt zudem darauf ab, „Selbst-
evaluation zu ermöglichen, die
weder personelle noch finanziel-
le Ressourcen bindet und trotz-
dem wissenschaftlichen Stan-
dards entspricht“. Es ist also 
nicht nur in seiner wissenschaft-
lichen Ausrichtung, sondern auch
in seiner Handhabung an der Pra-
xis orientiert. Und wichtig ist
schließlich, dass es sich um einen
offenen Prozess handelt: Das
Angebot besteht weiterhin für
alle Träger und Einrichtungen,
sich der entwickelten Instrumen-
te zu bedienen und die Resultate
bei Bedarf in die zentrale Aus-
wertung einzuspeisen.

Johannes Schillo

beiden Autoren der Studie hoben
bei der Präsentation der Ergeb-
nisse, die auf die Stichworte
„Diversität“, „Mobilität“ und
„Identität“ fokussierte, die wis-
senschaftliche Unabhängigkeit
gegenüber bildungs- oder förde-
rungspolitischen Vorgaben her-
vor. Ziel sei eine Auswertung von
Jugendbegegnungen unter dem
Blickwinkel „aus der Praxis und
für die Praxis“. Vertreter der bei-
den Jugendwerke bekräftigten
die Notwendigkeit eines solchen
Austausches zwischen Theoreti-
kern und Praktikern, der der
Qualifizierung der pädagogi-
schen Arbeit diene.

Für die außerschulische politische
Bildung ist das Forschungsprojekt
aus zwei Gründen interessant.
Erstens sind bei internationalen
Begegnungen natürlich stets –
obwohl das Thema Politik bei
den bisher ausgewerteten Befra-
gungen von rund 5.200 Teilneh-
menden und 720 Mitarbeitenden
nicht im Vordergrund stand –
politische Lernprozesse mit inbe-
griffen. So gaben immerhin 37 %
der Jugendlichen an, dass sie sich
bei den Veranstaltungen, die
eher auf Kultur und Alltag aus-
gerichtet waren, mit „gesell-
schaftlichen/politischen Themen“
auseinandergesetzt hätten;
zudem werden, wie die Autoren
ergänzen, „in freien Texten
Gedanken geäußert, die eine
durch Begegnungen und Gesprä-
che angeregte intensive Ausein-
andersetzung mit den Verhältnis-
sen im anderen Land erkennen
lassen“. Dokumentiert wird auch,
dass und inwiefern Jugendbegeg-
nungen „ein wichtiger Lernort

Die beiden wissenschaftlichen
Evaluatoren Wolfgang Ilg und
Judith Dubiski vom Projekt
„Freizeitenevaluation“ haben
Ende 2011 eine Broschüre vor-
gelegt, die über das Deutsch-
Französische bzw. Deutsch-Pol-
nische Jugendwerk bezogen
werden kann (www.dfjw.org,
www.dpjw.org). Sie dokumen-
tiert den bisherigen Stand einer
breit angelegten empirischen
Erforschung internationaler, 
vor allem europäischer Jugend-
begegnungen, wie sie von den
beiden Jugendwerken gefördert
werden. Dabei sind nicht die för-
dernden Stellen im Blick, sondern
die konkrete Arbeit der Träger,
gerade auch aus dem Feld der
außerschulischen Jugendbildung
und Jugendarbeit. Das Forschungs-
projekt starteten DFJW und
DPJW 2004 gemeinsam mit der
Bundesvereinigung Kulturelle
Kinder- und Jugendbildung
(BKJ). In der wissenschaftlichen
Begleitung arbeitete u. a. Prof.
Andreas Thimmel von der Fach-
hochschule Köln mit, wo auch
Anfang 2012 eine Präsentation
der Ergebnisse stattfand.

Thimmel betonte bei dem Kölner
Fachgespräch den Modellcharak-
ter dieses Forschungsvorhabens,
das zwar auf die Erhebung quan-
titativer Daten ausgerichtet sei,
aber eine tragfähige Basis für
weiter gehende, qualitative
Analyse darstelle. Es gehe hier
um eine Bildungs- und Freizeit-
forschung, die die Praxis erhellt,
und nicht um eine „Wirkungsfor-
schung“, die den Output durch-
geführter Maßnahmen ermitteln
oder quantifizieren will. Auch die



Alexandra Bergedick/Dirk Rohr/Anja Wegener: Bilden mit Bildern – Visualisieren in der Weiter-
bildung – Bielefeld 2011, Bertelsmann Verlag, 141 Seiten

Mit ihrem Buch geben die Auto-
ren Alexandra Bergedick, Dirk
Rohr und Anja Wegener, die 
alle am Zentrum für Hoschschul-
didaktik der Universität Köln
arbeiten, Lehrenden eine praxis-
nahe und fundierte Handreichung,
die darstellt, worin die Vorteile
visuellen Lernens liegen, was
Lehrende bei der Planung und
Gestaltung ihres Unterrichts
bedenken sollten und können
und mit welchen praktischen
Methoden sie lebendiges Lernen
fördern können.

Im ersten Kapitel lenken die
Autoren den Blick darauf, dass
die Basis von Lernen immer Kom-
munikation ist. Visualisierungen
stellen eine spezifische Form von
Kommunikation dar. Wichtig ist
ihnen, mit einem adressaten-
orientierten Ansatz „das Lehren
vom Lernen aus zu denken und
...(sich) dabei in die Perspektive
der Lernenden hineinzuverset-
zen.“ (S. 9) Lernen ist immer ein
individueller Prozess. „In einer
konstruktivistisch geprägten
Sichtweise gehen wir davon aus,
dass jeder Mensch eine eigene
Wahrnehmung der Welt hat und
somit seine eigene ‚Wirklichkeit‘
besitzt. Unsere sinnlichen Wahr-
nehmungen werden von uns in
der Weise verarbeitet, wie wir 
sie vor dem Hintergrund unserer
bisherigen Erfahrungen deuten.“
So stellt sich für alle Lehrenden
die Frage, wie es ihnen gelingen
kann, den Lehrstoff so didak-
tisch-methodisch aufzubereiten,
dass Lernende motiviert und akti-
viert mitarbeiten.

Das zweite Kapitel vertieft den
Blick auf die Tatsache, dass „Ler-
nen immer ein Prozess“ ist. Es
werden die Zusammenhänge
zwischen der Übermittlungsart
des Lehrstoffs und der Erinner-

barkeit dargestellt und der lern-
förderliche Nutzen und die Vor-
teile von Visualisierungen her-
ausgestellt, da „das Gedächtnis
Informationen überwiegend in
Bildern speichert.“ (S. 19) Grund-
lage für gelungene Lernprozesse
ist ein förderliches Lernklima, in
dem möglich wird, dass Einzelne
ihre Erkenntnisse mitteilen, diese
mit Erkenntnissen von Anderen
vergleichen und gemeinsam Bil-
der als Lern- und Verständnis-
grundlage für die Arbeit ent-
wickelt werden.

In einer Checkliste „Lernförderli-
che Faktoren und Rahmenbedin-
gungen“ wird aufgeführt, worauf
Lehrende achten müssen, wenn
sie optimale Bedingungen für den
Lernprozess schaffen wollen.

Im dritten Kapitel werden Hin-
tergrundinformationen für die
Arbeit mit Visualisierungen gege-
ben. Die Arbeit mit Bildern und
den so geweckten meist indivi-
duell verschiedenen Assoziatio-
nen verlangt vom Lehrenden
eine Grundhaltung, die von Ein-
fühlung, Wertschätzung und
Kongruenz geprägt sein muss.
Kurz dargestellt werden die
Erkenntnisse von Ruth Cohn,
deren Methode, die themenzen-
trierte Interaktion, gute Orientie-
rung für die Steuerung von Lern-
prozessen in Gruppen gibt.

Zum Lehren gehört immer die
Auswahl von Inhalten. Didakti-
sche Prinzipien wie Handlungs-
orientierung, Eigenaktivität der
Lernenden, Subjektorientierung,
Kompetenzorientierung gilt es
bei der Planung zu beachten,
denn „im Seminar, im Workshop
oder Unterricht kann es nurmehr
darum gehen, eine Motivation
für die Wissensaneignung durch
die Lernenden zu bieten“. (S. 40)

Herzstück des Buches ist das vier-
te Kapitel zum Thema „Visualisie-
rungen in der Praxis“. Jeweils mit
Checklisten, die bei der Vorberei-
tung von Lerneinheiten zur Hand
genommen werden können, wer-
den die Themen Gestaltungsele-
mente, Kompositionsregeln und
Vor- und Nachteile des Einsatzes
verschiedener Medien (Tafel,
Whiteboard, Flipchart, Stellwän-
de, Overheadprojektor, Beamer,
Laptop, Digitalkamera, Paper-
show, Grafiktablett und interakti-
ve whiteboards) mit vielen beach-
tenswerten Tipps ausgeführt.
Danach werden 23 kreative Dar-
stellungsformen und Methoden
einzeln beschrieben und visuali-
siert. Die Erläuterungen gliedern
sich nach den Kriterien: Zielset-
zung, Kombinationsmöglichkei-
ten, Rolle von Lehrenden und Ler-
nenden, Gestaltungselemente
und Kompositionsregeln, Varia-
tion, Gruppengröße, Zeitraum,
Medien/Materialien und Reali-
tätsprüfung. So kann der Prakti-
ker gut entscheiden, welche
Methode in welcher Lerneinheit
ihm geeignet erscheint.

Lektüreempfehlungen am Ende
der einzelnen Kapitel ermöglichen
dem interessierten Leser, sein Wis-
sen in den ihn interessierenden
Fragen zu vertiefen. In einem
Glossar am Ende des Buches wer-
den alle genutzten Fachbegriffe
erklärt. Die Literaturliste wurde
ergänzt mit hilfreichen Links, und
eine Liste mit allen Abbildungen,
Tabellen und Checklisten hilft
beim Wiederfinden einzelner
Grafiken und Inhalte.

Als langjährige Praktikerin in 
der Weiterbildung kann ich mir
gut vorstellen, die dargestellten
Methoden bei Seminarvorberei-
tungen anzuwenden.

Dorothee Stieber-Schöll
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Klaus Ahlheim: Sarrazin und der Extremismus der Mitte – Hannover 2011, Offizin-Verlag, 
160 Seiten

Die Rede vom „Extremismus der
Mitte“ kann auf eine lange Tradi-
tion zurückblicken und verfügt
über erheblichen Einfluss in den
Sozialwissenschaften. Der Begriff
selbst geht auf einen Aufsatz des
amerikanischen Soziologen Sey-
mour Martin Lipset aus dem Jah-
re 1958 zurück. In der Debatte
„vom rechten Verständnis deut-
scher Nation“ ist er spätestens
seit den 1990er Jahren eine kon-
stante soziologische und sozial-
historische Interpretationsfigur,
die herangezogen wird, um zu
beschreiben, dass sich Ethnozen-
trismus, fremdenfeindliche Vor-
urteile und Ressentiments keines-
wegs nur an den rechten
Rändern unserer Gesellschaft
artikulieren, sondern mittler-
weile endgültig mitten in unserer
Gesellschaft, in der so genannten
bürgerlichen Mitte angekommen
und somit salon- und politikfähig
geworden sind. Auch Klaus
Ahlheim, der bis 2007 politische
Erwachsenenbildung an der Uni-
versität Duisburg-Essen lehrte,
stützt seine Ausführungen im
ersten Beitrag seines Buches über
„Die Causa Sarrazin – Wieder-
kehr der Nation und Fremden-
feindlichkeit“ auf das Lipsetsche-
Theorem und beschreibt den
„Nadelstreifen-Extremist Saraz-
zin“ als den neuen „Held einer
verunsicherten Mitte.“ Folgerich-
tig ist Thilo Sarrazin für ihn nicht
das eigentliche Problem, sondern
nur die „seriöse“ Stimme einer
Gesellschaft, deren politisches
Denken eine bizarre Melange aus
einer „neue(n) Lust, auf Deutsch-
land stolz zu sein“ und der „Ab-
lehnung all dessen, was irgend-
wie anders, fremd und damit
unbequem und störend ist“ (S. 9),
darstellt. Zur Erläuterung dieser
Melange sowie der daraus resul-

tierenden breiten Resonanz des
Bestsellers von Sarrazin (mehr als
eine Millionen verkaufte Exem-
plare bis zur Frankfurter Buch-
messe im Oktober 2010) zieht
Ahlheim empirische Analysen
(Datenbasis: ALLBUS 1996-2010)
über fremdenfeindliche und
rechtsextreme Einstellungen 
in der deutschen Bevölkerung
heran. Darüber hinaus arbeitet er
sich in diesem Zusammenhang an
dem Beitrag „Ein Buch trifft ins
Schwarze“ des Sozialhistorikers
Hans-Ulrich Wehler (in: „Die
Zeit“ Nr. 41 vom 7.10.2010) ab.
Im Gegensatz zu der anfänglich
schroffen Reaktion der politi-
schen Klasse auf Sarrazins Thesen
deutet er den Beitrag Wehlers
stellvertretend als entschlossenes
Beispiel für die Zustimmung des
intellektuellen Feuilletons.

Auch die weiteren Beiträge von
Ahlheim handeln von empirischen
Befunden zu neuem National-
stolz, zu Fremdenfeindlichkeit 
in der Mitte der Gesellschaft
sowie von der Schlussstrich-Men-
talität und sekundärem Antisemi-
tismus unter deutschen Studie-
renden. Angesichts solcher
empirischen Befunde reflektiert
Ahlheim kenntnisreich die Chan-
cen und Grenzen einer politischen
Bildung, die sich als historisch-
aufklärende und wissensorien-
tierte Profession jenseits von
„eventkonformen Beliebigkeits-
angeboten“ (S. 114) verortet.
Insbesondere die im politischen
Diskurs immer wieder wellen-
förmig auftauchende Hoch-
schätzung politischer Bildung als
Präventionsmittel gegen eine
weitere Ausbreitung rechtsextre-
mer Gewalt erweist sich für ihn
„als politische Entlastungsstrate-
gie, mit gravierenden Folgen für

Theorie und Praxis politischer Bil-
dung.“ In der Funktionszuwei-
sung als gesellschaftspolitische
Feuerwehr ist diese Hochschät-
zung politischer Bildung eher
eine „Überschätzung und Über-
forderung mit problematischer
Wirkung, zumindest mittelfristig
und auf längere Sicht“ (S. 117).
Mit dem Wissen, dass politische
Bildung keine „Umerziehungs-
maßnahme mit Sofortgarantie“
ist, die mit Blitzprogrammen
jugendlichen Abweichlern Werte
vermittelt, sondern eher auf
mittel- und langfristige Lern- 
und Veränderungsprozesse setzt,
verlangt sie vom professionellen
Pädagogen viel: „Er handelt vol-
ler Optimismus – am Rande stets
der Resignation“ (S. 127).

Ein abschließendes Resümee zu
der Publikation von Ahlheim fällt
schwer. Zwar stehen alle Beiträge
in einem inhaltlichen Zusammen-
hang und ergänzen sich hinsicht-
lich der Erläuterungen zur breiten
Resonanz, die die deutschnatio-
nalen Thesen von Sarrazin gefun-
den haben. Aber im Unterschied
zum ersten, aktuellen Beitrag
über Thilo Sarrazin sind alle wei-
teren Texte aus früheren Publika-
tionen des Autors, mehrheitlich
aus den Jahren 2001 bis 2006.
Dementsprechend thematisieren
sie nicht mehr explizit das im
Buchtitel genannte Junktim
zwischen Sarrazin und dem
Extremismus der Mitte. Noch
interessanter als diese durchaus
lesenswerte aber auch fragmen-
tarische Zusammenstellung wäre
es gewesen, wenn Ahlheim sie zu
einer stringenten in sich geschlos-
senen Abhandlung zusammen-
gefügt hätte.

Jens Korfkamp



Haci-Halil Uslucan/Dirk Halm (Hrsg.): Wie steuerbar ist Integration? - Essen 2011, Klartext, 
94 Seiten

Der vorliegende, kompakte Band
stellt die Dokumentation der
Tagung des Zentrums für Türkei-
studien und Integrationsforschung
und des Ministeriums für Arbeit,
Integration und Soziales NRW
dar, die anlässlich des 25jährigen
Bestehens Ende November 2011
in Essen durchgeführt wurde.
Dementsprechend sind dem Buch
die Einleitung von Dirk Hahn, die
Begrüßung von Fritz Schaumann
(Vorstandvorsitzender des ZFTI),
der Text der Ansprache von
Guntram Schneider (Minister für
Arbeit, Integration und Soziales
NRW) sowie die Eröffnungsrede
von Ole Schröder (Staatssekretär
im BMI) vorangestellt worden.
An die hierin formulierten sozial-
politischen Desiderate und Pos-
tulate (Fördern und Fordern)
schließen sich die strikt wissen-
schaftlichen Beiträge der Heraus-
geber und einer Reihe von ausge-
wiesenen Integrationsexperten
an, in denen es um die psycholo-
gischen und sozialen Bedingt-
heiten von Integration, die Rolle
der Bildung, um strukturelle
Hemmnisse und Hindernisse, die
Selbstorganisation von Migrant/
-inn/-en sowie die Risiken und
Chancen des Integrationsmonito-
rings geht. Im Zentrum steht somit
die Frage nach dem Grad der
Steuerbarkeit von Integration.

So setzt sich Uslucan im ersten
Aufsatz mit den psychologischen
Voraussetzungen gelingender
Teilhabe auseinander. Am Bei-
spiel des Vierfeldschemas von
Berry (Integration, Assimilation,
Separation, Marginalisierung)
werden interaktive Akkultura-
tionsmodelle und die Ergebnisse
empirischer Erhebungen vorge-
stellt. Postuliert werden die
Durchlässigkeit von Institutionen
und die interkulturelle Öffnung

sowie die Schaffung eines
gemeinsamen Referenzrahmens
im Sinne eines „inklusiven Wir“. 
(S. 33)

Yasmin Karakşoğlu postuliert 
auf Grundlage der Ergebnisse 
der Pisa- und der TIES-Studie 
eine Reform des gesamten Bil-
dungssystems und verweist in
diesem Kontext auf die Erfolge
der Bremer Schulreformen. Diese
Notwendigkeit resultiere aus den
massiven Veränderungen hin-
sichtlich der Zusammensetzung
der Bevölkerung Deutschlands. 
Es sei zu beachten, dass bei einer
Vielzahl von Kindern und Jugend-
lichen der Migrationshintergrund
und die Zugehörigkeit zu einer
benachteiligten Schicht zusam-
menfallen. Dementsprechend
müssten sowohl im Interesse der
deutschen Mehrheit als auch der
Minderheiten früh selektierende
Schulstrukturen aufgebrochen
und bundeseinheitliche Stan-
dards geschaffen werden. Eine
radikale Umwertung sei schon
deshalb dringend geboten, weil
sich Schulstrukturen und ihre
pädagogischen Angebote noch
immer an einsprachig deutsch
aufwachsenden Mittelschicht-
kindern orientieren würden. 
(S. 45-46)

Mit Fragen der strukturellen
Integration und deren „stillen
Bremsen“ beschäftigt sich der
Beitrag von Frank Kalter. Im
Hinblick auf die zweite Genera-
tion der Türken lässt sich nämlich
seit langem eine Stagnation im
Bildungsbereich feststellen,
deren Ursachen der Autor mit
Hilfe empirischer Messungen
(Bildungsübergänge, Schulnoten,
Kompetenzen) analysiert. Kalter
kommt zum Ergebnis, dass Steue-
rungen im Kontext der sozialen

Herkunft der Eltern und der
Kompetenzen der Kinder am
effektivsten wären (Kinderkrip-
pen, Ganztagsschulen): „Wenn
soziale Herkunft das Problem ist,
dann müssen die Kinder teilweise
aus den Familien heraus, um
Kompetenzentwicklung zu för-
dern, so einfach ist das eigent-
lich. Wenn man die Bildungs-
unterschiede hingegen noch
verschärfen will, dann führt 
man Betreuungsgeld ein.“ Alles,
was nicht an dieser Stelle anset-
ze, sei letztendlich nur Gewis-
sensberuhigung und Homöo-
pathie. (S. 55)

Dietrich Thränhardt setzt sich in
seinem Beitrag „Migration und
Ehrenamt“ mit den Potenzialen
für Integration auseinander.
Zunächst diskutiert der Autor die
(ausgrenzenden) Postulate Sarra-
zins, den Multi-Kulti-Ansatz Claus
Leggewies, den nicht unproble-
matischen Integrationsbegriff
sowie die Konkurrenz von Homo-
genität und Vielfalt. In einem
weiteren Schritt wird erarbeitet,
wie stark sich einzelne Migran-
tengruppen unterscheiden,
obwohl sie doch überwiegend
der Unterschicht angehören.
Während der Trend der struk-
turellen Integration bei Iberern
und Griechen positiv sei, schnei-
den Migrantenkinder mit italieni-
schem und türkischem Migra-
tionshintergrund wesentlich
schlechter ab. Die Erfolge ihrer
unterschiedlichen in Elternverei-
nen entwickelten Bildungskonzep-
te führt der Autor in erster Linie
auf den Zusammenhalt in den
Einwanderungsgruppen zurück.
Thränhardt kommt zum Ergeb-
nis, dass Migranten in der
bundesrepublikanischen Gesell-
schaft stärker als Akteure wahr-
genommen werden sollten, und
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Heinz-Kurt Wahren: Gier. Der menschliche Faktor der Finanzkrise – Paderborn 2011, 
Verlag Wilhelm Fink, 180 Seiten

Die 2011 erschienene Abhand-
lung von Heinz-Kurt Wahren ist
eine systematische Betrachtung
der Gier vor dem Hintergrund
der Finanzkrise, die seit 2008 
die Welt erschüttert.

Es ist der große Vorteil dieses
Werkes, dass auch Laien Wahren
in Sprache und Inhalt gut folgen
können. Zu kritisieren ist hinge-
gen, dass unbedarfte Leser auch
nach der Lektüre wenig bis gar
nichts über die technischen oder
systemischen Zusammenhänge
der Finanzwelt und ihrer Krisen
dazugelernt haben. Zugegeben,
dieser Aspekt steht ausdrücklich
nicht im Zentrum des Interesses.
Wahren untersucht in seinem
Werk zum einen das Phänomen
Gier aus unterschiedlichen wis-
senschaftlichen Perspektiven 
und stellt zum anderen die über-
geordnete Frage, ob menschliche
oder systemische Faktoren für die
Krise verantwortlich zeichnen. 

Bereits das Inhaltsverzeichnis
zeigt, wie systematisch der Autor
dabei die Gier beleuchtet. Aus

antiker, theologischer, anthropo-
logischer, philosophischer, sozio-
logischer und psychologischer
Blickrichtung werden jeweils
wichtige Autoren und Denkschu-
len von der Antike bis zur Gegen-
wart nachvollzogen. Hier wäre
weniger mehr gewesen: Statt mit
dem Anspruch einer umfassen-
den Bestandsaufnahme an das
Thema heranzugehen, hätte eine
tiefere Befassung mit ausgewähl-
ten Positionen dem Leser einen
größeren Erkenntnisgewinn
beschert. Gerade die Soziologie
kommt bei Wahren sehr kurz. Ihr
wird eine „reflexhafte Ableh-
nung“ des Begriffes bescheinigt.
Mir ist nicht bekannt, ob Sozio-
logen explizit zum Begriff Gier
gearbeitet haben; ich bin mir
aber sicher, dass soziologische
Studien zu verwandten Aspekten
wie menschlichem Wunschden-
ken, Profitstreben, Risikobereit-
schaft und Konsumverhalten das
Thema bereichert hätten. 

Ergiebiger ist die Auseinander-
setzung des Autors mit der Rezep-
tion der Krise durch Medien,

öffentliche Wahrnehmung und
Expertenäußerungen. Wahren
erklärt, dass diese den Faktor
Mensch ideologiegeprägt
betrachten. Marktliberale Posi-
tionen sehen in der Gier den
natürlichen und gesunden Motor
der Wirtschaft. Ist die Krise nicht
länger zu verleugnen, wird sie
höchstens als fehlerhaftes Ver-
halten Einzelner gebrandmarkt.
So schnell wie möglich wird bei
der leisesten Entspannung der
Situation wieder an einer positi-
ven Einstellung zur radikalen
Sucht nach Mehr gefeilt. Wahren
kritisiert besonders die Medien,
die sich seiner Meinung nach zu
lange und zu unreflektiert die-
sem Standpunkt angeschlossen
haben. Marktkritische Stimmen
hingegen betonen oft die syste-
mischen Fehler der Märkte und
schenken der Gier als mensch-
licher Eigenschaft daher kein
Gewicht. 

Beide Seiten, so legt Wahren
schlüssig dar, verzichten auf eine
eingehende Betrachtung des
menschlichen Faktors. Oft wird

nicht – wie das aktuell häufig
geschehe – als Objekte von För-
derprogrammen. (S. 63)

Schließlich erläutert Ruud Koop-
mans Möglichkeiten, Risiken und
Nebenwirkungen des Integra-
tionsmonitorings. Diskutiert
werden zunächst die unter-
schiedlichen Konzeptionen in
Deutschland und Frankreich, 
die gerade im Hinblick auf die
Benennung von Unterschieden
grundlegend voneinander
abweichen. Mit Hilfe mehrerer
empirischer Messungen von Dif-
ferenzen (Herkunft, Bildung,
Erwerbstätigkeit) erfolgt eine

Interpretation der teilweise
großen Rückstände bestimmter
Migrantengruppen, besonders
der türkischen Gruppe im Ver-
gleich zu Personen ohne Migra-
tionshintergrund.

Die Frage, inwieweit diese Unter-
schiede mit dem Migrationshin-
tergrund zusammenhängen oder
sich in Gänze aus der sozialen
Schichtzugehörigkeit ergeben,
kann abschließend nicht beant-
wortet werden. Koopmans
schlägt allerdings vor, bei wei-
tergehenden Analysen auch die
ethnische Herkunft zu berück-
sichtigen. (S. 74)

Die sich anschließende Podiums-
diskussion kreist um die Frage
der strukturellen Integration als
Voraussetzung für Identifikation.
Hier fließen auch aufschluss-
reiche, zum Teil biographisch
geprägte Beiträge aus dem
Auditorium ein. Dem in seiner
Schlussbetrachtung vorgebrach-
ten Credo Uslucans, dass durch
die Steuerung von Integration
erreicht werden sollte, erlernte
Hilflosigkeit zu verhindern, muss
man sich nach Lektüre dieser
lesenswerten Befunde natürlich
in Gänze anschließen.

Zbigniew Wilkiewicz



die Gier als schnell verfügbarer
Sündenbock eingesetzt, der wei-
tere Betrachtungen überflüssig
zu machen scheint. 

Ein Knackpunkt, den Wahren
ruhig offensiver und detaillierter
hätte ausbreiten können, ist, dass
die Gier kein angeborener Trieb
ist, dem wir hilflos ausgesetzt
sind. Gier ist eine kulturalisierte
Verhaltensweise, die von der
jeweils vorherrschenden Kultur
sowohl gefördert als auch
gebremst werden kann. Was 
also gieriges und was lediglich
gewinnorientiertes Verhalten ist,
ist eine Frage, die in Gesellschaf-
ten ausgehandelt werden muss. 

Das aktuell brennende Problem,
wie sich Finanzkrisen bewältigen

oder in Zukunft vermeiden lie-
ßen, wird von Wahren von die-
sem Standpunkt aus beantwor-
tet. Wenn das gierige Verhalten
Einzelner oder Vieler Wirtschafts-
krisen dieses Ausmaßes (mit)aus-
löst, muss die Verhandlung über
die Grenzen der Gier neu geführt
werden. Im Kapitel „Zähmung
der Gier mittels Moral“ erläutert
Wahren ein zugegebenermaßen
naiv anmutendes System, nach-
dem ein solcher gesellschaftlicher
Konsens quasi außerhalb beste-
hender meinungsbildender und
gesetzgebender Instrumente
geschaffen werden soll. 

Meiner Meinung nach hat Heinz-
Kurt Wahren Recht in seiner kul-
turtheoretischen Analyse der
Gier und ebenfalls Recht damit,

dass dies nicht nur der Schlüssel
zum Verständnis, sondern auch
zur Bekämpfung kommender Kri-
sen ist. Die Medien als meinungs-
bildende Instrumente hier stärker
in die Verantwortung zu neh-
men, wie der Autor vorschlägt,
ist schwierig umzusetzen, aber
prinzipiell richtig. Die Hauptver-
antwortung liegt aber bei der
Politik. Es ist ihre (europäische)
Aufgabe, mittels Gesetzen Anle-
ger und Banker vor gierigem – in
Abgrenzung zu gewinnorientier-
tem – Verhalten zu bewahren
und so sie und alle schuldlos
Betroffenen vor unbeherrsch-
baren Risiken zu schützen.

Kirsten Dallmann
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Markt

Termine

Die Bundesarbeitsgemein-
schaft für Evangelische
Jugendsozialarbeit (BAG EJSA)
bietet eine Weiterbildungsreihe
zum Thema „Interkulturelle
Öffnung“ an. Die nächste Veran-
staltung dieser Reihe findet am 
7. und 8. März 2013 in den Hoff-
mannsHöfen in Frankfurt am
Main statt und ist dem Thema
„Kompetenz im Umgang mit
Vielfalt und Unterschiedlichkeit“
gewidmet. Fachkräfte, die mit
jungen Menschen arbeiten und
ihre Kompetenz im Umgang mit
Heterogenität erweitern wollen,
sind dazu herzlich eingeladen. 

Weitere Informationen: Judith
Jünger, Projektleiterin der Weiter-
bildung „Mehrwert IKÖ“, Bundes-
arbeitsgemeinschaft Evangelische
Jugendsozialarbeit e. V., Wagen-
burgstr. 26-28, 70184 Stuttgart,
Tel. 0711/16489-43
E-Mail: juenger@bagejsa.de
Internet: www.bagejsa.de. 

Unter dem Titel „Euro(pa) –
Krise ohne Ende? Was ist 
die europäische Idee für das 
21. Jahrhundert?“ bringt das
Deutsch-Französische-Jugend-
werk (DFJW) junge Akademi-
ker/-innen in einem deutsch-
französisch-griechischen
Pilotprojekt zusammen. Im
Rahmen des Projektes tauschen
sich Bachelor- und Master-
Studenten sowie Doktoranden
der Fächer Politikwissenschaft,
Geschichtswissenschaft, Jura 
oder Journalismus im Rahmen
von drei Seminaren über ihre
gemeinsame europäische Per-
spektive aus. Ziel ist, eine
Bestandsaufnahme der Krise
vorzunehmen und gemeinsame
Lösungsansätze auszuarbeiten
sowie einen interkulturellen
Dialog anzustoßen. Das erste
Seminar fand bereits Ende Novem-
ber 2012 in Berlin statt. Weitere
Seminare sind vom 2. bis 9. März
2013 in Grenoble und Straßburg

sowie vom 15. bis 21. April 2013
in Thessaloniki geplant.

Weitere Informationen: Wiebke
Ewering, Tel. 030/288757-32, 
E-Mail: ewering@dfjw.org
Internet: www.dfjw.org. 

Das Deutsch-Französische
Jugendwerk (DFJW) feiert 
2013 sein 50-jähriges Beste-
hen. Anlässlich des Jubiläums
organisiert das DFJW verschiede-
ne Veranstaltungen in ganz
Deutschland und Frankreich, 
um die breite Öffentlichkeit 
auf die langjährige, vielfältige
und flächendeckende Projekt-
förderung aufmerksam zu
machen sowie zum Mitmachen
zu animieren. 

Weitere Informationen:
www.dfjw.org. 

Wettbewerbe

Der Preis Politische Bildung wird
alle zwei Jahre zu einem wech-
selnden Thema vom Bundesaus-
schuss Politische Bildung verge-
ben. Die aktuelle Ausschreibung
für den Preis Politische Bil-
dung 2013 „Politik? – Das ver-
stehen wir darunter!“ läuft
noch bis zum 28. Februar 2013.
Bewerben können sich Einzelper-
sonen, Organisationen und Initia-
tiven der politischen Jugend- und
Erwachsenenbildung mit Projek-
ten und Veranstaltungen, die sich
grundsätzlich mit dem Politikver-
ständnis in der Gesellschaft wie
in einzelnen gesellschaftlichen
Gruppen befassen. Die Projekte

und Aktionen müssen bereits in
der Praxis erprobt und sollten im
Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis
31. Dezember 2012 durchgeführt
worden sein. Die Preise sind mit
10.000 Euro für den ersten Preis
und 5.000 Euro für den zweiten
Preis dotiert und werden im Rah-
men der Aktionstage Politische
Bildung im Mai 2013 verliehen. 

Weitere Informationen:
www.bap-politischebildung.de. 

Schulklassen oder Jugendgrup-
pen der Jahrgangsstufe 5 bis 11
sind aufgerufen, sich am Schü-

lerwettbewerb 2013 der
Nationalen Initiative Print-
medien zu beteiligen. Das The-
ma des Wettbewerbs lautet
„Hier spricht die Wahrheit –
Wie glaubwürdig sind Zeitun-
gen, Zeitschriften und andere
Medien heute?“. Noch bis zum
3. Mai 2013 können Jugendliche
sich mit selbst gestalteten Web-
sites, Plakaten, Videos, Broschü-
ren, Multimedia-Installationen
oder anderen Beiträgen, die in
origineller Weise kluge wie auch
kritische Antworten zu diesem
Thema geben, bewerben. Als
Gewinn für die drei besten Bei-
träge winkt ein zweitägiger Ber-
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lin-Aufenthalt mit Besichtigun-
gen des Deutschen Bundestages
und des Bundeskanzleramtes
Mitte September 2013. 

Im Rahmen dieses Aufenthalts
werden die drei Gewinner im
Bundeskanzleramt feierlich
geehrt. 

Detaillierte Informationen unter:
www.nationale-intiative-print-
medien.de.

Publikationen zur politischen Bildung

Ausgabe 4/2012 des Journal für
politische Bildung, das vom
Bundesausschuss Politische
Bildung in Kooperation mit dem
Wochenschau Verlag heraus-
gegeben wird, ist dem Schwer-
punktthema „Gesellschaft
gemeinsam gestalten“ gewid-
met. Die Beiträge nehmen ein-
schlägige pädagogische Konjunk-
turen wie Kohäsion, Integration,
Inklusion oder Diversity in den
Blick, die als Reaktionen auf die
von Fachleuten seit einiger Zeit
ausgemachten Belastungen für
den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt verstanden werden kön-
nen. Dabei gibt das Heft einen
Überblick über die Vielzahl von
theoretischen und praktischen
Problemen, die damit verbunden
sind, und befasst sich insbeson-
dere mit den Aufgaben der Bil-
dungsarbeit angesichts der in
Politik und Sozialwissenschaft
konstatierten „Politik-“ bzw.
„Bildungsferne“ größerer Bevöl-
kerungskreise. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., Internet:
www.wochenschau-verlag.de,
oder den Buchhandel.

Ebenfalls im Wochenschau Verlag
erscheint die Zeitschrift politi-
sche bildung. Ausgabe 3-2012
gibt einen umfassenden Über-
blick über „Regierungssyste-
me“ von Parlamentarischen
Systemen, über Präsidentielle
Systeme bis hin zu Ausprägungen
in der Grauzone zwischen Demo-
kratie und Diktatur. Schwerpunkt

von Ausgabe 4-2012 ist die
„Staatsverschuldung“ vor dem
Hintergrund aktueller Entwick-
lungen. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., Internet:
www.wochenschau-verlag.de,
oder den Buchhandel. 

Die im Verlag Barbara Budrich
vierteljährlich erscheinende Zeit-
schrift Gesellschaft Wirtschaft
Politik (GWP) versammelt in
ihrer dritten Ausgabe 2012 u. a.
Beiträge zur Piratenpartei, über
das „Moderne Indien“ und die
Überliquidität als Dauerproblem
der Finanzkrise. Zudem enthält
das Heft Kommentare zum
gegenwärtigen Verständnis von
Demokratie und zum Beschnei-
dungsurteil mit seinen Folgen. 
Ausgabe 4-2012 ist ebenfalls
erschienen und nimmt sich u. a.
Themen an wie Cyberkrimina-
lität, Geburtenrückgang, Deut-
sches Parteiensystem oder die
globalen Machtverschiebungen
zwischen Europa, USA und China. 

Bezug: Verlag Barbara Budrich/
Barbara Budrich Publishers,
Stauffenbergstr. 7, 51379 Leverku-
sen Opladen, Internet: www.bud-
rich.de, oder den Buchhandel.

Die Redaktion der Zeitschrift
POLIS – Report der Deutschen
Vereinigung für politische
Bildung hat für ihre Ausgabe 
4-2012 den Schwerpunkt „Politi-
sche Bildung mit Migrantin-

nen und Migranten“ gewählt.
Wann ist jemand Migrantin oder
Migrant und wann nicht mehr?
Gibt es überhaupt „die“ Migran-
ten? Welche Gruppen kann man
erreichen, um sie für Politik zu
interessieren und für Demokratie
zu begeistern? Um solche und
ähnliche Fragen geht es in den
Beiträgen dieses Heftes. 

Bezug: Wochenschau Verlag,
Adolf-Damaschke-Str. 10, 
65824 Schwalbach/Ts., Internet:
www.wochenschau-verlag.de,
oder den Buchhandel.

Das Sommerheft Nr. 44 des
Jugendmagazins „fluter“ der
Bundeszentrale für politische
Bildung/bpb stellt unter dem
Titel „Wie geil ist das denn“ das
Thema „Sex“ in den Mittel-
punkt, das hier im gesellschaft-
lichen Kontext behandelt wird. In
der Winterausgabe Nr. 45 des
Magazins geht es um das Thema
„Armut“. Das Heft beleuchtet
verschiedene Ausprägungen von
Armut hier und anderswo.

Bezug: www.fluter.de/abo. 

Der Falter „Zeitleiste: Die Euro-
päische Union“ der Bundes-
zentrale für politische Bil-
dung/bpb bietet einen Überblick
über die Geschichte der Europä-
ischen Union von 1945 bis 2013.
Im DIN-A1-Format werden mit
verständlichen Erklärungen und
aufwändigen Illustrationen die
EU-Erweiterungen, die wichtig-
sten Vertragswerke und zahlrei-
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che weitere Ereignisse europä-
ischer Tragweite dargestellt. Auf
der Rückseite des Plakates finden

sich verschiedene bpb-Publikatio-
nen zum Thema Europäische
Union. 

Bezug: kostenfrei über
www.bpb.de/148505.

Über Organisationen und Institutionen

Die Bundeszentrale für politi-
sche Bildung/bpb hat ihren
Jahresbericht 2010/2011 veröf-
fentlicht, der einen Überblick
über Schwerpunkte, Angebote
und Grundlagen ihrer Arbeit in
diesem Zeitraum gibt. 

Bezug: www.bpb.de/shop.

„50 Jahre Elysée-Vertrag“ sind
Anlass für die Redaktion der
deutsch-französisch-sprachigen
Zeitschrift Dokumente/Docu-
ments, diesem Thema ein Dos-
sier in drei Teilen – erschienen in
den Ausgaben 2 bis 4/2012 – zur

Geschichte des Vertrages zu wid-
men. Die drei Dossiers verdeut-
lichen, wie steinig der Weg zur
Versöhnung zwischen Deutsch-
land und Frankreich gewesen ist. 

Bezug: Dokumente/Documents –
Zeitschrift für den deutsch-fran-
zösischen Dialog, Dotten-
dorfer Str. 86, 53129 Bonn, 
Tel. 0228/92129365, Internet:
www.dokumente-documents.info.

Der „AKSB-Bericht 2012 – Vor-
stand und Geschäftsführung“
der Arbeitsgemeinschaft
katholisch-sozialer Bildungs-

werke in der Bundesrepublik
Deutschland (AKSB) ist als
Sondernummer 1/2012 der ver-
bandseigenen Zeitschrift „aksb-
inform“ erschienen. Die Arbeits-
gemeinschaft informiert darin
über ihre Themen, Formate und
Zielgruppen, Kooperationen und
Netzwerke sowie ihre Aktivitäten
im Bereich der Interessenvertre-
tung im Jahr 2012. 

Bezug: AKSB – Verein zur Förde-
rung katholisch-sozialer Bildungs-
werke in der Bundesrepublik
Deutschland e. V., Heilsbach-
str. 6, 53123 Bonn, 
Internet: www.aksb.de.

Materialien zur Jugendarbeit und Jugendbildung

Die bei Beltz-Juventa erschei-
nende Zeitschrift Deutsche
Jugend greift in ihrer Ausgabe
9/2012 das Thema „Jugend und
Sexualität“ auf. In den Beiträgen
geht es um die medial beeinfluss-
te Sexualität der Jugendlichen
und das Thema Transsexualität.
Zudem gibt das Heft Anregun-
gen zum Umgang mit dem The-
ma „Sexuelle Vielfalt“ in der
Jugendarbeit. „Jugend und
Migration“ ist das Thema von
Ausgabe 12/2012 der Zeitschrift.
In den Beiträgen wird darge-
stellt, welche Anstrengungen in
der Jugendarbeit unternommen
werden müssen, um sich besser
auf die Einwanderung fremder
Kulturen einzustellen. 

Bezug: Beltz Medien-Service bei
Rhenus, 86895 Weinheim, E-Mail:

bestellung@beltz.de, oder über
den Buchhandel.

„ ‚Generation mobil‘ Jugend-
schutz bei Smartphones,
Tablets & Co.“ lautet das 
Thema von Ausgabe 4-2012 der
Zeitschrift Kinder- und Jugend-
schutz in Wissenschaft und
Praxis (KJug), die von der
Bundesarbeitsgemeinschaft
Kinder- und Jugendschutz
(BAJ) herausgegeben wird. Die
Autorin und die Autoren setzen
sich sowohl aus (medien-)päda-
gogischer als auch (medien-)tech-
nischer Sicht mit der Thematik
auseinander. Ausgabe 1-2013
greift das Thema „Jugendliche
und Glücksspiel“ auf. Neben
den vielfältigen Ausprägungen
von Glücksspielproblemen bei

Jugendlichen, den Risikobedin-
gungen und präventiven Hand-
lungsmöglichkeiten geht das
Heft auch auf die rechtlichen
Besonderheiten des Jugendschut-
zes in Bezug auf das Glücksspiel
ein. Zu diesem Thema hat die 
BAJ im Oktober 2012 auch ein
Dossier veröffentlicht, das die
wichtigsten Informationen in
Bezug auf Nutzungsverhalten,
rechtliche Regelungen und den
Handlungsbedarf aus Sicht des
Jugendschutzes zusammenfasst
sowie hilfreiche Empfehlungen
für pädagogische Fachkräfte
gibt. In der Reihe Modelle
Dokumente Analysen hat die
BAJ im Dezember 2012 eine Bro-
schüre zum Thema „Exzessive
Mediennutzung – Herausforde-
rung für Familie, Jugendhilfe und
Schule“ herausgegeben. Der



Band dokumentiert Vorträge ei-
ner Veranstaltung im April 2012.
Dort standen u. a. folgende Fra-
gen im Mittelpunkt: Wie (kompe-
tent) nutzen Kinder und Jugend-
liche Medien? Wie ist es um die
Medienerziehungskompetenz
von Eltern bestellt? Wie bzw. wo
können Eltern und Pädagogen/
Pädagoginnen Unterstützung
und Hilfe erhalten? 

Bezug: Bundesarbeitsgemein-
schaft Kinder- und Jugendschutz
(BAJ), Mühlendamm 3, 

10178 Berlin, Internet: www.bag-
jugendschutz.de/kjug bzw.
www.bag-jugendschutz.de/publi-
kationen_mda.html. 

2007 präsentierte das Archiv der
Jugendkulturen e. V. in Berlin
zum ersten Mal in seinen Räu-
men eine Ausstellung – damals
anlässlich des 50-jährigen Jubi-
läums der Jugendzeitschrift
BRAVO. Seither gab es bereits
zahlreiche Ausstellungen, die
zum Teil auch als Wanderausstel-

lungen konzipiert wurden und
ausgeliehen werden können. Die
neueste Wanderausstellung
„Der z/weite Blick“ themati-
siert die Problembereiche von
Jugendkulturen und will den
Blick für verschiedene Formen
von Diskriminierung, wie Rassis-
mus, Rechtsextremismus, Anti-
semitismus, Sexismus und Homo-
phobie, schärfen. 

Ausleihbedingungen und 
weitere Informationen unter: 
www.der-z-weite-blick.de.

Ratgeber mit Informationen für Zuwanderer

Das Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge hat im Auftrag
des Bundesinnenministeriums
eine Broschüre gestaltet, die auf
rund 120 Seiten wichtige Infor-
mationen für Migranten/Migran-
tinnen und ihre Familien zusam-
menstellt. Der Ratgeber mit dem

Titel „Willkommen in Deutsch-
land – Informationen für Zuwan-
derer“ enthält Hinweise für
einen erfolgreichen privaten und
beruflichen Start in Deutschland
und soll Orientierung im Alltag
geben. 

Bezug: Publikationsservice des
Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge, Frankenstr. 210,
90461 Nürnberg, Tel. 0911/943-
1511, E-Mail: 114-Publikationsstel-
le@bamf.bund.de, oder kostenfrei
als Download unter www.bamf.de/
willkommen-in-deutschland.
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Materialien zur Erwachsenen- und Weiterbildung

den Beiträgen geht es um die
Frage, inwieweit die zunehmen-
de Prekarisierung der Gesell-
schaft Einfluss auf die Bereit-
schaft der Menschen zur
Weiterbildung hat. 

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld,
Internet: www.wbv.de, oder über
den Buchhandel. 

Heft 4/2012 der Zeitschrift EB
Erwachsenenbildung – heraus-
gegeben von der Katholischen
Bundesarbeitsgemeinschaft

tionale Leitstudien zum Thema
vorstellt. 

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld,
Internet: www.wbv.de, oder über
den Buchhandel.

„Erwachsenenbildung und
Prekarisierung“ ist das Leitthe-
ma von Ausgabe 4/2012 der Zeit-
schrift Forum Erwachsenenbil-
dung, die von der Deutschen
Evangelischen Arbeitsgemein-
schaft für Erwachsenenbil-
dung herausgegeben wird. In

Ausgabe IV/2012 der DIE Zeit-
schrift für Erwachsenenbil-
dung mit dem Titel „Monito-
ring (in) der Weiterbildung“
erinnert an den Beginn der sys-
tematischen datengestützten
Beobachtung des Weiterbil-
dungshandelns vor 50 Jahren, 
als die erste Folge der Volkshoch-
schul-Statistik erschien. Die erste
Ausgabe im neuen Jahr I/2013
zum Thema „Wider Benefits of
Lifelong Learning“ geht auf
die Frage ein, welche monetären
und nicht-monetären Erträge die
Weiterbildung nachweislich
erzielen kann, indem sie interna-
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für Erwachsenenbildung – the-
matisiert „Kulturelle Nachhal-
tigkeit/Lebensstile“. Dabei
wird versucht, das Postulat der
Nachhaltigkeit für die Erwachse-
nenbildung aufzubereiten. 

Bezug: W. Bertelsmann Verlag,
Auf dem Esch 4, 33619 Bielefeld,
Internet: www.wbv.de, oder über
den Buchhandel. 

Die Deutsche Gesellschaft 
für wissenschaftliche Weiter-
bildung und Fernstudium
(DGWF) dokumentiert ihre Jah-
restagung 2011 in Ausgabe 52
der von ihr herausgegebenen
Reihe Beiträge unter dem Titel
„Grenzüberschreitungen in
der wissenschaftlichen Wei-
terbildung: Interdisziplinari-

tät, Transnationalisierung,
Öffnung“. 

Bezug: Sebastian Ruf, Zentrum für
wissenschaftliche Weiterbildung
der Johannes Gutenberg-Univer-
sität Mainz, Forum universitatis 1,
55099 Mainz, E-Mail: publika-
tion@dgwf.net, Internet:
www.dgwf.net/lieferbar.htm.

Der wissenschaftliche Berater-
kreis der Gewerkschaften
ver.di und IG Metall äußert sich
zum mittlerweile vierten Mal zu
aktuellen Problemen und zur
Zukunft der beruflichen Bildung
in Deutschland und hat seine
Denkanstöße in der Broschüre
„Berufs-Bildungs-Perspekti-
ven 2012. Gute Bildung für
gute Arbeit“ veröffentlicht. Die

Wissenschaftler thematisieren in
der Streitschrift den Zusammen-
hang zwischen guter Arbeit und
guter Bildung angesichts der
wachsenden Spaltung des
Arbeitsmarktes in Teile mit rela-
tiv sicheren und solche mit atypi-
schen und oft auch prekären
Beschäftigungsverhältnissen. 

Bezug: Vereinte Dienstleistungs-
gewerkschaft, Bundesvorstand,
Ress. 11/Bildung, Wissenschaft
und Forschung, Bereich Weiterbil-
dungspolitik, Paula-Thiede-Ufer 10,
10179 Berlin, Internet: www.wei-
terbildungspolitik.verdi.de; oder:
Industriegewerkschaft Metall,
Vorstand, FB Jugend-, Bildungs-
und Qualifizierungspolitik, 
Wilhelm-Leuschner-Str. 79, 
60329 Frankfurt/Main, Internet:
www.igmetall-wap.de.

Neues im Netz

In Kooperation mit dem Magazin
Paris-Berlin hat das Deutsch-
Französische Jugendwerk
(DFJW) die zweite Ausgabe des
„Barometers der deutsch-
französischen Beziehungen“
erstellt. Für die repräsentative
Studie wurden im Juli 2012
jeweils 750 junge Deutsche und
Franzosen im Alter von 15 bis 
34 Jahren nach ihrer aktuellen
Wahrnehmung der Beziehungen
beider Länder sowie der Rolle der
Nachbarstaaten in der Europä-
ischen Union befragt. Unter an-
derem ging es dabei auch um die
Meinung der Jugendlichen zu
Austauschbegegnungen. 

Ergebnisse im Internet unter:
http://www.dfjw.org/sites/default/
files/Barometre_Article.pdf.

Im Projekt WissensWerte des
Vereins ePolitik.de werden
Animationsclips zur politischen
Bildung produziert. 2012 startete
das Projekt eine neue Unter-
reihe zum Thema „Menschen-
rechte im Fokus“. Die drei Fil-
me dieser Reihe betrachten
Menschenrechte aus unterschied-
lichen Perspektiven: Der Einfüh-
rungsfilm geht auf bürgerliche
und politische Rechte als erste
Dimension der Menschenrechte
ein. Außerdem wird die Geschich-
te der Menschenrechte aufge-
arbeitet und gezeigt, wo heute
Menschenrechte verletzt werden
und wer dafür verantwortlich ist.
Im zweiten Clip werden wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle
Rechte als zweite Dimension der
Menschenrechte behandelt und

NGO’s vorgestellt, die sich für
Menschenrechte einsetzen. Der
dritte und letzte Film der Reihe
behandelt Menschenrechte als
Kollektivrechte und stellt dar,
inwieweit Menschenrechte ein-
klagbar sind und wo es noch
„Baustellen“ gibt. 

Im Internet unter: www.e-poli-
tik.de/lesen/artikel/2012/wissens-
werte-menschenrechte-im-fokus-2.

Zusammenstellung: 
Ivonne Meißner
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Die Außerschulische Bildung wird als
Fachzeitschrift für politische Jugend-
und Erwachsenenbildung vom Ar-
beitskreis deutscher Bildungsstätten
(AdB) herausgegeben. Verband, Her-
ausgeberin und Herausgeber, Redak-
tionsbeirat und die Redakteurin
möchten dadurch

■ zur fachlichen und wissenschaft-
lichen Reflexion der Praxis politi-
scher Jugend- und Erwachsenen-
bildung beitragen und damit die
Professionalität pädagogischen
Handelns stärken, 

■ aktuelle und relevante Themen
aus Politik und Gesellschaft auf-
greifen und im Hinblick auf ihre
Behandlung in der politischen Bil-
dung aufbereiten,

■ Beispiele der Bildungsarbeit öf-
fentlich machen und ein Schau-
fenster des Arbeitsfeldes bieten,

■ theoretische und fachliche Diskus-
sionen in Beziehung setzen und
die Diskurse in der Profession und
den wissenschaftlichen Bezugs-
disziplinen jeweils miteinander
bekannt machen,

■ Methoden der politischen Bildung
vorstellen,

■ neue fachbezogene Publikationen
und Medienproduktionen präsen-
tieren und in ihrer Relevanz für
die Bildungsarbeit einschätzen,

■ über bildungs- und jugendpoliti-
sche Entwicklungen in Bund und
Ländern berichten,

■ Nachrichten aus dem AdB und an-
deren Fachverbänden verbreiten.
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